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Vorwort 

 

Die Erstellung der Eröffnungsbilanz schließt den umfangreichen Einführungsprozess des Neuen 

Kommunalen Haushaltsrechts (NKHR) zum 01.01.2020 in der Gemeinde Hohentengen am Hochrhein 

vorläufig ab. Wie bereits im Vorbericht des Haushaltsplanes 2021 erwähnt, wird die Entwicklung von 

Kennzahlen und konkreten Zielvorgaben ein Thema sein, dass den Gemeinderat sowie die 

Verwaltung künftig beschäftigen wird. Das bereits in der Vergangenheit auferlegte Ziel, Hohentengen 

als lebenswerte Gemeinde für alle Generationen zu erhalten und auszubauen wird in diesem 

Zusammenhang weiter verfolgt. Es wird auch künftig in eine gute Kinderbetreuung, sei es in 

Kindergarten oder Schule, in die Aufrechterhaltung eines aktiven Vereinslebens, die Realisierung von 

neuem Wohnraum sowie die sonstige Infrastruktur (Freizeiteinrichtungen wie Spielplätze, 

Schwimmbäder etc.) investiert werden. Anhand der zu entwickelnden Kennzahlen in diesen 

Bereichen, wird die Vergleichbarkeit mit anderen Gemeinden möglich sein, aber auch die Beurteilung 

der Veränderung bzw. der Erreichungsgrad des vorgegebenen Ziels. 

 

Die Bilanz gibt grundsätzlich Auskunft darüber, wie sich die Vermögenssituation der Gemeinde zum 

Bilanzstichtag darstellt und wie dieses Vermögen finanziert wird. Das vorhandene Vermögen wird auf 

der Aktivseite dargestellt, die Passivseite wiederum zeigt dessen Finanzierung, also die Anteile an 

Eigenkapital, Fremdkapital sowie die vorhandenen Verbindlichkeiten. Kurz gesagt gibt die Passivseite 

Auskunft über die Herkunft, die Aktivseite über die Verwendung des Kapitals. 

 

Bedeutendster und arbeitsintensivster Punkt im Zusammenhang mit der Erstellung der 

Eröffnungsbilanz war die vollständige Erfassung und Bewertung des vorhandenen Vermögens inkl. 

der zu Finanzierung erhalten Zuweisungen, Zuschüsse und Beiträge.  

 

Die Bilanz wird künftig ein wichtiges Instrument zur Beurteilung der finanziellen Leistungsfähigkeit 

unserer Kommune sein. Sie ist mit jedem Jahresabschluss fortzuschreiben. 

 

Im nachfolgenden werden u.a. das Zahlenwerk, Erläuterungen zu den einzelnen Bilanzpositionen, 

das Vorgehen bei der Vermögenserfassung und Bewertung sowie der Umgang mit der Realisierung 

von Forderungen ausführlich dargestellt. 
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Bilanz zum Stichtag 01.01.2020 
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Eröffnungsbilanz zum 1. Januar 2020 

 

 

Anhang zur Eröffnungsbilanz 

 

 

I. Allgemeine Angaben zur Eröffnungsbilanz 

 

Auf der Grundlage der Entscheidung der Innenministerkonferenz vom 21. November 2003 –

Grundzüge eines neuen Haushalts- und Rechnungswesens – hat der baden-württembergische 

Landtag mit dem Beschluss am 22. April 2009 die Einführung der Doppik in Baden-Württemberg 

beschlossen. 

 

Die Einführung der Doppik in der Gemeinde Hohentengen a.H. erfolgte zum 1. Januar 2020. Damit ist 

ab dem Haushaltsjahr 2020 die Haushaltswirtschaft nach den Grundsätzen der doppelten 

Buchführung (Doppik) zu führen. In diesem Zusammenhang wurde die nun vorliegende 

Eröffnungsbilanz erstellt.  

 

Die Eröffnungsbilanz der Gemeinde Hohentengen a.H. beinhaltet die gesetzlichen Vorgaben, welche 

die Gemeindeordnung (GemO), die Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) sowie die 

Verwaltungsvorschrift des baden-württembergischen Innenministeriums vorsehen. 

 

Hierbei enthalten sind die Bilanz inklusive des Anhangs sowie etwaige Pflichtangaben.
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II. Rechtliche Grundlagen 

 

Gemäß § 53 Abs. 1 GemHVO sind im Anhang der  Bilanz diejenigen Angaben aufzunehmen, die zu 

den einzelnen Posten der Ergebnisrechnung, der Finanzrechnung und der Bilanz vorgeschrieben 

sind. 

 

Im Anhang sind außerdem anzugeben (§ 53 Abs. 2 GemHVO):  

 

1. die auf die Posten der Bilanz angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden; 

 

2. Abweichungen von Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden samt Begründung; deren Einfluss auf 

die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage ist gesondert darzustellen, 

 

3. Angaben über die Einbeziehung von Zinsen für Fremdkapital in die Herstellungskosten, 

 

4. der auf die Gemeinde entfallene Anteil an den beim Kommunalen Versorgungsverband 

Baden-Württemberg auf Grund von § 27 Abs. 5 GKV gebildeten Pensionsrückstellungen, 

 

5. die unter der Bilanz aufzuführenden Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre (§ 42) und 

 

6. der Bürgermeister, die Mitglieder des Gemeinderats und die Beigeordneten, auch wenn sie im 

Haushaltsjahr ausgeschieden sind, mit dem Familiennamen und mindestens einem 

ausgeschriebenen Vornamen. 

 

Die soeben genannten Angaben werden zum Schluss des Anhangs, im Kapitel "Ergänzende 

Angaben", nochmals einzeln aufgeführt und entsprechend belegt bzw. erläutert. 
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III. Angaben zu Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

 

Die Eröffnungsbilanz zum 1. Januar 2020 wurde nach den Regelungen der Gemeindeordnung für das 

Bundesland Baden-Württemberg (GemO), in der Fassung vom 24. Juli 2000, zuletzt geändert durch 

Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Dezember 2015, der Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) vom 

11. Dezember 2009 (GBl. S. 770), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 29. April 2016 

(GBI, S. 332), die Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums über den Produktrahmen für die 

Gliederung der Haushalte, den Kontenrahmen und weitere Muster für die Haushaltswirtschaft der 

Gemeinden (VwV Produkt- und Kontenrahmen) vom 9. Juni 2016 und die 

Gemeindekassenverordnung (GemKVO) vom 11. Dezember 2009 (GBl. S. 791), zuletzt geändert 

durch Artikel 6 des Gesetzes vom 17. Dezember 2015 (GBl. S. 1191, 1200), sowie dem Leitfaden zur 

Bilanzierung nach den Grundlagen des NKHR in Baden-Württemberg (3. Auflage, Fassung Juni 

2017) aufgestellt.  

 

Die Gliederung der Bilanz sowie der Anlagen zum Anhang erfolgt nach den in der GemHVO 

vorgeschriebenen Gliederungsschemata und unter Beachtung der Muster gem. VwV Produkt- und 

Kontenrahmen. 

 

Die Bewertung der Vermögensgegenstände erfolgte gem. § 91 Abs. 4 GemO i. V. m. § 62 Abs. 1 

GemHVO grundsätzlich zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten.  

 

Die abweichenden Vorschriften im Rahmen der erstmaligen Bewertung nach § 62 Abs. 2 – 6 

GemHVO wurden, soweit möglich, angewandt. Nähere Ausführungen hierzu erfolgen in den 

einzelnen Bewertungsbereichen bzw. in den beigefügten Sonderrichtlinien erstellt durch das 

beauftragte Drittunternehmen Rödl & Partner, überarbeitetet und korrigiert durch Mitarbeiter der 

Gemeinde Hohentengen a.H. 

 

Die erstmalige Vermögensbewertung der Gemeinde Hohentengen a.H. erfolgte zum Stichtag 

01.01.2016. Aufgrund sich verändernder personeller Ressourcen musste der geplante 

Umstellungszeitpunkt jedoch verschoben werden, so dass im Dezember 2017 in Absprache mit dem 

Gemeinderat die Entscheidung getroffen wurde mit dem 01.01.2020 das letztmögliche 

Umstellungsdatum zu wählen. Das zum Stichtag 01.01.2016 bewertete Vermögen wurde bis dato 

fortgeschrieben. 

Vor diesem Hintergrund wurde der in § 62 Abs. 2 GemHVO genannte 6-Jahreszeitraum wie folgt 

angepasst: Bei einer Bewertung zum 01.01.2016 beginnt der 6-Jahreszeitraum am 01.01.2010 zu 

laufen, bei einer Bewertung zum 01.01.2020 am 01.01.2014. Um die in den Sonderrichtlinien 

getroffenen Aussagen aufrecht erhalten zu können, wurde der Zeitraum also auf 10 Jahre verlängert 

und beginnt wie ursprünglich geplant am 01.01.2010 zu laufen. 
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In die Herstellungskosten werden lediglich die Material- und Fertigungseinzelkosten sowie die 

Sondereinzelkosten der Fertigung einbezogen. Zinsen für Fremdkapital, das zur Finanzierung der 

Herstellung eines Vermögensgegenstandes verwendet wird, wurden nicht einbezogen. 

 

Als Abschreibungsmethode findet ausschließlich die lineare Abschreibung Anwendung. Nach § 46 

Abs. 1 GemHVO ist für die Abschreibung die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer maßgeblich. Die 

Abschreibungstabelle für Baden-Württemberg der Arbeitsgruppe Bilanzierung/Inventarisierung wird 

zur Bestimmung der Nutzungsdauer herangezogen. Im Rahmen der vorgenommenen Bewertung 

wurde festgestellt, dass seitens der Gemeinde Hohentengen a.H. im Bereich des 

Gebäudevermögens in der Vergangenheit Nutzungsdauern angewandt wurden, die mit den gültigen 

Daten der Abschreibungstabelle für Baden-Württemberg nicht konform sind. In Absprache mit der 

zuständigen Rechtsaufsichtsbehörde beim Landratsamt Waldshut wurde im Jahr 2016 eine Einigung 

getroffen, wie diese Nutzungsdauern im Rahmen der Erstbewertung anzupassen sind. Einen 

entsprechenden Beschluss hat der Gemeinderat in öffentlicher Sitzung vom 15.09.2016 gefasst. Die 

genauen Daten können der Bewertungsrichtlinie für das Gebäudevermögen entnommen werden.  

 

Zum Stichtag der Eröffnungsbilanz sind, aufgrund der festgelegten Wesentlichkeitsgrenze für 

Vorratslager, keine Vorräte zu verzeichnen. Gemäß Beschluss des Gemeinderats in öffentlicher 

Sitzung vom 28.09.2018 wird die Wesentlichkeitsgrenze für die Abgrenzung als Vorräte im Rahmen 

der Eröffnungsbilanz und der Jahresabschlüsse auf 25.000,00 € je Lager beziffert. 

 

Durch sachkundige externe  Dritte wurden nachfolgende Bewertungsrichtlinien erstellt: 

 

a.) Erfassung und Bewertung des Grund und Boden 

b.) Erfassung und Bewertung des Gebäudevermögen 

c.) Erfassung und Bewertung des Infrastrukturvermögen 

d.) Erfassung und Bewertung des beweglichen Anlagevermögens 

 

Diese Richtlinien bilden, neben den genannten gesetzlichen Bestimmungen sowie dem 

Bilanzierungsleitfaden, die Basis für die vorgenommene Bewertung. Entsprechend der dort 

getroffenen Aussagen erfolgt die Zuordnung zu den  Bilanzkonten
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Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände sind mit ihrem Nennwert oder mit dem am 

Bilanzstichtag niedrigeren beizulegenden Wert (Niederstwertprinzip) angesetzt.  

 

Grundsätzlich wurden bis zum Eröffnungsbilanzstichtag alle offenen Forderungen geprüft und in 

einem ersten Schritt entsprechend ihrer Art (uneinbringlich, zweifelhaft, einwandfrei) kategorisiert. 

Innerhalb der einzelnen Gruppen wurde dann gemäß der neu erstellten Anlage zur Dienstanweisung 

Kasse  „Realisierung von Forderungsansprüchen in der Gemeinde Hohentengen a.H.“ verfahren. 

Diese Anlage wird aus Gründen der Transparenz am Ende des Berichts angehängt. 

 

Das Forderungsmanagement der Gemeinde ist so aufgebaut, dass alle Forderungen innerhalb eines 

Jahres nach ihrer Entstehung geprüft und entsprechend weiterbearbeitet werden, sofern eine 

vollständige bzw. zumindest teilweise Realisierung derzeit nicht möglich ist. Dem Anhang zur 

Eröffnungsbilanz kann die detaillierte Vorgehensweise in Sachen Forderungsrealisierung entnommen 

werden. Zum Eröffnungsbilanzstichtag waren alle vorhandenen Forderungen entsprechend diesem 

Prinzip geprüft und bearbeitet. 

Die Ausführungen zum Umgang mit den gesetzlich vorgegebenen Möglichkeiten der 

Wertberichtigung können ebenfalls der genannten Anlage entnommen werden. 

 

An dieser Stelle wird darauf hingewiesen, dass keine Überprüfung der Forderungen hinsichtlich der 

ursprünglichen Ertragsart und dem zugeordneten Forderungssachkonto vorgenommen wurde. Die 

vorhandenen Daten wurden aus dem Altsystem entsprechend der dortigen Verbuchung übernommen 

und 1:1 in die neue Buchungssystematik übersetzt. Etwaige Abweichungen in der Kontenzuordnung 

zwischen Alt- und Neusystem würden zu keinen wesentlichen Änderungen der Vermögens-, Finanz- 

und Ertragslage der Gemeinde Hohentengen a.H. führen, wären aber mit einem unverhältnismäßig 

hohem Arbeitsaufwand verbunden gewesen. Durch die umfangreiche Aufarbeitung der Altfälle vor 

Datenmigration, beschränkt sich die Anzahl der Forderungen, die länger als ein Jahr vor dem 

Eröffnungsbilanzstichtag fällig wurden, auf ein Minimum. 

 

Den liquiden Mitteln wurden Bar- und Buchgeldbestände zum 1. Januar 2020 zugrunde gelegt. 

 

Erhaltene Investitionszuweisungen wurden als Sonderposten passiviert und der bezuschussten 

Anlage zugeordnet. Die ertragswirksame Auflösung der Sonderposten richtet sich nach der 

Nutzungsdauer des geförderten Wirtschaftsgutes.  

 

Pflichtrückstellungen wurden für einschlägige Sachverhalte gebildet (§ 41 Abs. 1 GemHVO). Darüber 

hinaus wurden Wahlrückstellungen, sofern erforderlich, erfasst (§ 41 Abs. 2 GemHVO). 

Rückstellungen werden in Höhe des Betrages angesetzt, der nach vernünftiger kaufmännischer 

Beurteilung für deren Erfüllung notwendig ist. Die gebildeten Rückstellungen werden künftig durch 

Zuführung, Inanspruchnahme und Auflösung fortgeschrieben. 

Verbindlichkeiten sind zu ihren Rückzahlungsbeträgen (Erfüllungsbeträgen) angesetzt. 
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An dieser Stelle wird darauf hingewiesen, dass für den Bilanzstichtag keine Überprüfung der 

Verbindlichkeiten hinsichtlich der ursprünglichen Aufwandsart und dem zugeordneten 

Verbindlichkeitssachkonto vorgenommen wurde. Eine derartige Aufgliederung wäre nur unter 

erheblichem sowie unverhältnismäßigem Aufwand möglich, da etwaige Abweichungen zu keinen 

wesentlichen Änderungen der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gemeinde Hohentengen 

a.H. führen würden. 

 
Gemäß § 63 GemHVO können Wertansätze der Eröffnungsbilanz berichtigt werden, wenn sich 
später, d. h. bei der Aufstellung des Jahresabschlusses für ein späteres Haushaltsjahr, herausstellt, 
dass 

 

1. Vermögensgegenstände oder Sonderposten nicht oder mit einem zu niedrigen Wert oder 

Sonderposten oder Schulden zu Unrecht oder mit einem zu hohen Wert angesetzt worden 

sind  

oder 

 

 2. Vermögensgegenstände oder Sonderposten zu Unrecht oder mit einem zu hohen Wert oder 

Sonderposten oder Schulden nicht oder mit einem zu geringen Wert angesetzt worden sind, 

d. h. eine Verrechnung mit der Kapitalposition, hat im letzten noch nicht festgestellten 

Jahresabschluss zu erfolgen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass Berichtigungen nur dann 

erforderlich sind, wenn es sich um wesentliche Beträge handelt. 

 

Unter den Passiven Rechnungsabgrenzungsposten wurden Einzahlungen ausgewiesen, die im 

Haushaltsjahr zugeflossen sind aber zum Teil oder ganz den künftigen Haushaltsjahren wirtschaftlich 

zuzurechnen sind.  

 

In den nachfolgenden Erläuterungen zu den jeweiligen Posten wird detailliert auf die einzelnen 

Bilanzpositionen und deren Zusammensetzung eingegangen.  
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IV. Erläuterungen zu den Posten der Bilanz 

 

Nachfolgend werden die einzelnen Posten der Bilanz aufgeführt. Die Gliederung entspricht der 

beigefügten Bilanz (vgl. Anlage). Einzelne Positionen werden nachfolgend jedoch detaillierter 

aufgegliedert. 

 

A K T I V S E I T E 

 

 

1. Vermögen 01.01.2020 EUR      38.998.236,40 

 

Als Vermögen werden die Vermögensgegenstände ausgewiesen, die dauerhaft dem 

Verwaltungsbetrieb und damit der Aufgabenerfüllung der Kommune dienen. Im Falle einer 

voraussichtlich dauernden Wertminderung wurden Wertabschläge auf den niedrigeren beizulegenden 

Wert vorgenommen (gemildertes Niederstwertprinzip). 

 

Die Position Vermögen setzt sich wie folgt zusammen: 

 

 01.01.2020 

 EUR 

Immaterielle Vermögensgegenstände 0,00 

Sachvermögen 32.285.743,63 

Finanzvermögen 6.680.855,18 

 38.998.236,40 

 

 

1.1. Immaterielle Vermögensgegenstände 01.01.2020 EUR      0,00 

 

Immaterielle Vermögensgegenstände sind Vermögensgegenstände, die nicht körperlich bzw. nicht 

gegenständlich sind, sondern Lizenzen, Rechte oder andere wirtschaftliche Werte darstellen. 

 

Immaterielle Vermögensgegenstände sind zum Bilanzstichtag nicht im Eigentum der Gemeinde. 

 

 

1.2. Sachvermögen 01.01.2020 EUR   32.285.743,63 

 

Bei den Sachanlagen handelt es sich um körperliche Vermögensgegenstände des 

Anlagevermögens, z. B. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte, Infrastrukturvermögen, Anlagen 

und Maschinen zur Leistungserstellung, andere Anlagen sowie Betriebs- und Geschäftsausstattung. 
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Diese sind dazu bestimmt, dauernd dem Verwaltungsbetrieb zu dienen. 

 

Die Bewertung des Sachanlagevermögens erfolgte grundsätzlich anhand der Anschaffungs- und 

Herstellungskosten, vermindert um die planmäßigen Abschreibungen für die Zeit der bisherigen 

Nutzung. 

 

Weiter geltende Regelungen können der jeweiligen Bewertungsrichtlinie entnommen werden. 

 

Die Position Sachvermögen setzt sich wie folgt zusammen: 

 

 01.01.2020 

 EUR 

Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 5.105.899,16 

Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 14.830.302,46 

Infrastrukturvermögen und grundstücksgleiche Rechte 10.157.504,02 

Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge 721.775,00 

Betriebs- und Geschäftsausstattung 291.833,00 

Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 1.178.129,99 

 32.285.743,63 

 

 

 
 

1.2.1 Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche 
Rechte 01.01.2020 EUR      5.105.899,16 

 

Unbebaute Grundstücke sind Grundstücke ohne Bebauung oder Grundstücke, auf denen sich keine 

benutzbare Bebauung in Form von Gebäuden oder anderen Bauwerken des Infrastrukturvermögens 

befindet (vgl. § 72 BewG).  

 

Der Grund und Boden der Kommune wird grundsätzlich nicht abgeschrieben. Sofern bei Grund und 

Boden außerplanmäßige Abschreibungen im Sinne des § 46 Abs. 4 GemHVO vorzunehmen waren, 

wurden diese wertmindernd berücksichtigt. 

 

Die Position Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte setzt sich wie folgt zusammen: 

 

 01.01.2020 

 EUR 

Grünflächen 347.524,97 

Ackerland 695.782,68 

Grund und Boden bei Wald, Forsten 827.385,28 
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Aufwuchs bei Wald, Forsten 2.185.243,05 

Sonstige unbebaute Grundstücke 1.049.963,18 

 5.105.899,16 

 

 

1.2.2 Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche 
Rechte 01.01.2020 EUR      14.830.302,46 

 

Bebaute Grundstücke sind Grundstücke, auf denen sich eine benutzbare Bebauung, z. B. Gebäude 

oder andere Bauwerke, befindet (vgl. § 74 BewG); sie sind getrennt vom darauf stehenden Gebäude 

zu aktivieren. 

 

Die Bewertung der Gebäude erfolgte zu Anschaffungs- und Herstellungskosten unter 

Berücksichtigung zeitanteiliger Abschreibungen. 

 

Sofern eine Bewertung mit den Anschaffungs- und Herstellungskosten nicht oder nur mit 

unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich war, wurde eine Bewertung aufgrund des rückindizierten 

Gebäudeversicherungswertes (S. 104 Bilanzierungsleitfaden, 3. Auflage, Juni 2017) in Verbindung 

mit einer Bewertung des aktuellen Zustandes zur Ermittlung von fiktiven Anschaffungs- und 

Herstellungszeitpunkten, gem. § 62 Abs. 2 GemHVO, durchgeführt. 

Soweit historische Gebäude in der Vergangenheit grundhaft saniert wurden, stellen diese 

Sanierungskosten unter Berücksichtigung der bis zum Stichtag aufgelaufenen Abschreibungen den 

anzusetzenden Wert dar. 

 

Die Außenanlagen wurden mit tatsächlichen Anschaffungs- und Herstellungskosten bewertet.  

 

Sofern diese nicht ermittelbar waren, erfolgte eine Bewertung mit Hilfe von pauschalierten Werten, die 

auf das Basisjahr zurückindiziert wurden. Es erfolgte eine lineare Abschreibung über die 

betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer. 

 

Die Position Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte setzt sich wie folgt zusammen, 

wobei in den Einzelpositionen jeweils die Wertansätze für Grund und Boden, Gebäude sowie 

Außenanlagen summiert enthalten sind: 

 

 

 

 01.01.2020 

 EUR 

Grundstücke mit Wohnbauten 648.285,70 

Grundstücke mit sozialen Einrichtungen 2.856.509,05 

Grundstücke mit Schulen 3.096.348.91 
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Grundstücke mit Kultur-, Sport-, Freizeit- und Gartenanlagen 2.187.572,29 

Grundstücke mit sonstigen Dienst-, Geschäfts- und anderen Betriebsgebäuden 6.041.586,51 

 14.830.302,46 

 

 

1.2.3 Infrastrukturvermögen und grundstücksgleiche 
Rechte 01.01.2020 EUR      10.157.804,02 

 

Die Bilanzposition Infrastrukturvermögen umfasst die öffentlichen Einrichtungen, die im Rahmen 

der Daseinsvorsorge für die örtliche Gemeinschaft erforderlich sind, z. B. Straßen, Wege, Plätze oder 

Brücken. 

 

Die Position Infrastrukturvermögen und grundstücksgleiche Rechte setzt sich wie folgt zusammen: 

 

 01.01.2020 

 EUR 

Grund und Boden des Infrastrukturvermögens 2.105.093,05 

Anlagen zur Abwasserableitung 2.406.903,00 

Anlagen zur Abwasserreinigung 337.986,00 

Straßen, Wege, Plätze, Verkehrslenkungsanlagen 2.233.761,97 

Verteilungsanlagen 10.702,00 

Wasserbauliche Anlagen 2.718.493,00 

Friedhöfe und Bestattungseinrichtungen 331.645,00 

Sonstige Bauten des Infrastrukturvermögens 13.220,00 

 10.157.804,02 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 

1.2.4 Bauten auf fremdem Grund und Boden 01.01.2020 EUR      0,00 

 

Unter den Bauten auf fremdem Grund und Boden sind Bauten aktiviert, die sich auf Grundstücken 

befinden, welche nicht im wirtschaftlichen Eigentum der Gemeinde stehen, z. B. im Zusammenhang 

mit erhaltenen Erbbaurechten. 

 

Zum Bilanzstichtag waren hier keine aktivierbaren Positionen vorhanden. 

 

 

1.2.5 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 01.01.2020 EUR      0,00 

 

Kunstgegenstände und Kulturdenkmäler sind mit ihren Anschaffungs- oder Herstellungskosten, 

beziehungsweise alternativ mit Ersatzwerten, anzusetzen. Abschreibungen sind nur bei einer 
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angenommenen Abnutzung vorzunehmen. Kunstgegenstände unterliegen keiner Abschreibung, wenn 

es sich um Kunstwerke anerkannter Meister handelt. 

 

Zum Bilanzstichtag waren hier keine aktivierbaren Positionen vorhanden. 

 

 

1.2.6 Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge 01.01.2020 EUR      721.775,00 

 

Unter der Position Maschinen, technische Anlagen und Fahrzeuge sind nur solche 

Vermögensgegenstände bilanziert, die im unmittelbaren Zusammenhang mit der Herstellung von 

Leistungen bzw. Erzeugnissen (interne und externe) eines einzelnen Produktionsprozesses stehen 

und nicht dem Infrastrukturvermögen zugeordnet sind. Für die Bewertung der Maschinen und 

technischen Anlagen wurden, soweit möglich, die Anschaffungs- und Herstellungskosten 

herangezogen und der Aufwand zur Inbetriebnahme berücksichtigt. 

 

Neben den Fahrzeugen werden hier auch die den Fahrzeugen zuzurechnenden Rüstsätze 

ausgewiesen. Die besonderen Regelungen für die Berücksichtigung gemeindeeigener Fahrzeuge 

können der Bewertungsrichtlinie bewegliches Anlagevermögen entnommen werden. 

 

 

1.2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung 01.01.2020 EUR      291.833,00 

 

Die Betriebs- und Geschäftsausstattung mit ihrem mittelbaren Bezug zum 

Leistungserstellungsprozess ist von den Maschinen und technischen Anlagen sowie den Fahrzeugen 

abzugrenzen. 

 

Die Betriebs- und Geschäftsausstattungen wurden zu Anschaffungskosten mit Abzug der 

aufgelaufenen Abschreibungen angesetzt. Die Abschreibung erfolgt planmäßig über die 

betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer. 

 

 

1.2.8 Vorräte 01.01.2020 EUR      0,00 

 

Die Vorräte sind Vermögensgegenstände, die zum Gebrauch/Verbrauch dienen und sich noch im 

Besitz der Stadt befinden. Üblicherweise zählen Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, unfertige und fertige 

Erzeugnisse sowie Waren zu den Vorräten. 

 

Entsprechend der festgelegten Wesentlichkeitsgrenzen für Vorratslager sind zum Bilanzstichtag keine 

Vorräte zu verzeichnen. 
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1.2.9 Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 01.01.2020 EUR      1.178.129,99 

 

Geleistete Anzahlungen sind geldliche Vorleistungen auf schwebende bzw. noch nicht abgewickelte 

Geschäfte. Sie sind in jedem Fall zu aktivieren. Die Aktivierung bzw. der Ausweis in der Bilanz erfolgt 

in Abhängigkeit des Sachverhaltes.  

 

Nicht als Anzahlungen zu bewerten sind Vorauszahlungen für laufende Aufwendungen über einen 

bestimmten Zeitraum, z. B. Mietvorauszahlungen. Diese sind unter den aktiven 

Rechnungsabgrenzungsposten auszuweisen. 

 

Unter der Position Anlagen im Bau werden die Baumaßnahmen aufgeführt, die noch nicht 

fertiggestellt bzw. abgeschlossen sind. Der entstehende Vermögensgegenstand wird mit der 

Fertigstellung in das Inventar aufgenommen und auf das entsprechende Konto umgebucht. Mit der 

Abnahme oder der früheren Inbetriebnahme eines Vermögensgegenstandes beginnt dessen 

Abschreibung. Ist das Bauprojekt noch nicht abgeschlossen, so werden die bis dahin entstandenen 

Aufwendungen unter "Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau" ausgewiesen. 

 

Nicht abschließend ausgeführt sind an dieser Stelle geleistete Zahlungen für folgende 

Baumaßnahmen zu erwähnen: Gewerbegebiet ‚Riedäcker-Höhen‘, Baugebiet ‚Hanfwiesen‘ und das 

Baugebiet ‚Obere Lenggen‘. 

 

 

1.3. Finanzvermögen 01.01.2020 EUR      6.680.855,18 

 

Unter das Finanzvermögen fallen neben den liquiden Mitteln, Forderungen und (kurzfristige) 

Ausleihungen, auch Kapitalanlagen. Dazu gehören in erster Linie Anteile an verbundenen 

Unternehmen, Beteiligungen und Sondervermögen, und hier insbesondere die organisatorisch 

verselbstständigten Einrichtungen (Eigenbetriebe). Hinsichtlich der konkreten Zuordnung wird auf den 

Beteiligungsbericht der Gemeinde Hohentengen a.H. verwiesen. 

 

Das Niederstwertprinzip ist zu beachten. 

 

Die Position Finanzvermögen setzt sich wie folgt zusammen: 

 

 01.01.2020 

 EUR 

Anteile an verbundenen Unternahmen 13.000,00 

Sonstige Beteiligungen und Kapitaleinlagen in Zweckverbänden oder anderen 
kommunalen Zusammenschlüssen 348.642,75 

Sondervermögen 1.843.197,30 

Ausleihungen 2.200,00 
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Wertpapiere und sonstige Einlagen 42.284,33 

Öffentlich-rechtliche Forderungen, Forderungen aus Transferleistungen 444.621,46 

Privatrechtliche Forderungen 610.740,34 

Liquide Mittel 3.376.169,00 

 6.680.855,18 

 

 

1.3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen 01.01.2020 EUR      13.000,00 

 

In Anlehnung an § 271 HGB ist die Kommune dann an einem verbundenen Unternehmen beteiligt, 

wenn sie auf das Unternehmen einen beherrschenden Einfluss (in der Regel mehr als 50 % der 

Stimmrechte) hat. Die Gemeinde Hohentengen a.H. hält eine solche Beteiligung an der Modernen 

Kommunikationstechnologie Hohentengen GmbH (MKTH GmbH) in Höhe von 52 %. Nähere 

Angaben hierzu können dem jährlichen Beteiligungsbericht entnommen werden. 

 

Dazu gehören auch die Kommunalanstalten im Sinne der §§ 102a ff. GemO. Eine gemeinsame 

Kommunalanstalt nach §§ 24a und 24b GKZ ist dann als verbundenes Unternehmen auszuweisen, 

wenn der bilanzierende Anstaltsträger einen beherrschenden Einfluss hat. Dies ist in der Regel der 

Fall, wenn er mehr als 50 % der Stimmrechte hält. 

 

 

1.3.2 Sonstige Beteiligungen und Kapitaleinlagen in 
Zweckverbänden oder anderen kommunalen 
Zusammenschlüssen 01.01.2020 EUR      348.642,75 

 

Eine sonstige Beteiligung der Kommune liegt vor, wenn sie keinen beherrschenden Einfluss auf das 

Unternehmen ausüben kann, jedoch zum Aufbau einer Geschäftsbeziehung Anteile hält. 

Beteiligungen können in Abhängigkeit von den gemeindewirtschaftsrechtlichen Bestimmungen (§§ 

102 ff. GemO, §§ 24a und 24b GKZ) bestehen an:  

 

- Kapitalgesellschaften (AG, KGaA, GmbH) 

- Personengesellschaften (z. B. GmbH & Co. KG) 

- Unternehmen ausländischer privater Rechtsformen 

- BGV (Badischer Gemeinde-Versicherungs-Verband)  

 

Dazu gehören auch gemeinsame Kommunalanstalten nach §§ 24a und 24b GKZ, wenn der 

bilanzierende Anstaltsträger keinen beherrschenden Einfluss hat. Dies ist in der Regel der Fall, wenn 

er 50 % oder weniger der Stimmrechte hält. 

 

Zweckverbandsmitgliedschaften sind bei Kommunen aber nur zu bilanzieren, wenn sie als 

Vermögensgegenstand gelten. Vermögensgegenstände sind selbstständig verwertbar, bewertbar und 
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(mind.) im wirtschaftlichen Eigentum der jeweiligen Kommune. Zumindest bei Verbänden mit 

gesetzlicher Mitgliedschaft liegen diese Voraussetzungen i. d. R. nicht vor, weil die Mitgliedschaft 

nicht verwertbar ist. Die unten aufgeführten Mitgliedschaften in Zweckverbänden sind alle drei nicht 

verwertbar, da keine Vermögensgegenstände. Es wurde jedoch entschieden, diese mit einem 

Erinnerungswert von jeweils 1,00 € aufzunehmen um Vollständigkeit zu gewährleisten. 

Beteiligungen von Eigenbetrieben/Gesellschaften sind an dieser Stelle nicht auszuweisen. Dies 

betrifft die Beteiligung der Gemeindewerke an der Gruppenversorgung Schwarzbachtal, der 

Energieversorgung Klettgau-Rheintal GmbH & Co. KG sowie der Energieversorgung Klettgau-

Rheintal Verwaltungs GmbH. 

 

Die Position Sonstige Beteiligungen und Kapitaleinlagen in Zweckverbänden oder anderen 

kommunalen Zusammenschlüssen setzten sich wie folgt zusammen: 

 

 

 

 01.01.2020 

 EUR 

Zweckverband 4IT 20.524,75 

Badischer Gemeinde-Versicherungs-Verband (BGV) 850,00 

Gemeindeverwaltungsverband (GVV) Küssaberg - Hohentengen 1,00 

Schulverband Gemeinschaftsschule Rheintal 1,00 

Zweckverband Breitband Landkreis Waldshut 1,00 

Energiedienst AG 327.265,00 

 348.642,75 

 

 

1.3.3 Sondervermögen 01.01.2020 EUR      1.843.197,30 

 

Als Sondervermögen werden rechtlich unselbstständige Einrichtungen einer öffentlichen 

Gebietskörperschaft, die für besondere Aufgaben geschaffen werden, bezeichnet. 

 

Als Sondervermögen werden gem. § 62 Abs. 5 GemHVO Eigenbetriebe nach der 

Eigenkapitalspiegelmethode oder mit den Anschaffungskosten dargestellt. 

 

 

Die Position Sondervermögen setzt sich wie folgt zusammen: 

 

 01.01.2020 

 EUR 

Eigenbetrieb Moderne Kommunikationstechnologie (Moko) 468.746,00 
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Gemeindewerke 1.364.451,30 

Eigenbetrieb Gemeindeentwicklung 10.000,00 

 1.843.197,30 

 

 

1.3.4 Ausleihungen 01.01.2020 EUR      2.200,00 

Ausleihungen sind Finanzforderungen, die durch Hingabe von Kapital erworben werden. Zu den 

Ausleihungen zählen vor allem gegebene Darlehen. Darunter fallen ebenfalls die Beteiligungen an 

Genossenschaften mit eigener Rechtspersönlichkeit, deren Wert den Bar- und Sacheinlagen 

abzüglich der Kapitalrückforderungen entspricht. 

 

Die Position Ausleihungen setzt sich wie folgt zusammen: 

 01.01.2020 

 EUR 

Waldgenossenschaft Südschwarzwald eG 2.000,00 

Geschäftsanteil Volksbank Hochrhein eG 200,00 

 2.200,00 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 

 

1.3.5 Wertpapiere und sonstige Einlagen 01.01.2020 EUR      42.284,33 

 

Verbriefte Vermögensrechte, die dazu bestimmt sind dauerhaft der Kommune zu dienen und die 

keine verbundenen Unternehmen oder Beteiligungsunternehmen betreffen, sind unter der Position 

Wertpapiere des Anlagevermögens auszuweisen. Hierzu zählen z. B. festverzinsliche Wertpapiere 

(z. B. Obligationen, Pfandbriefe, Bundesanleihen, Schatzbriefe, Rentenpapiere, Investmentfonds). 

 

Zum Bilanzstichtag sind gemeindeseitig an dieser Stelle keine Wertpapiere, dafür jedoch sonstige 

Einlagen in Form von Mietkautionssparbüchern vorhanden. 

 

 

Die Position Wertpapiere und sonstige Einlagen setzen sich wie folgt zusammen: 

 

 01.01.2020 

 EUR 

Kautionen Campingplätze 6.040,34 

Kaution Wohnung betreutes Wohnen 858,53 

Sammelkonto Vermietung Industriegebäude 26.473,92 

Kaution Vermietung Industriegebäude (Teilfläche) 8.911,54  

 42.284,33 
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1.3.6 Öffentlich-rechtliche Forderungen, Forderungen 
aus Transferleistungen 01.01.2020 EUR      441.621,46 

 

Öffentlich-rechtliche Forderungen entstehen aus der Festsetzung von Gebühren (Verwaltungs- 

und Benutzungsgebühren), Beiträgen, Steuern, Verwarnungs- und Bußgeldern per Bescheid 

(Verwaltungsakt). 

 

Die Forderungen aus Transferleistungen umfassen Forderungen für allgemeine Zuwendungen, 

Zuwendungen für laufende und investive Zwecke sowie für Transfers. Transferleistungen liegen vor, 

wenn aufgrund rechtlicher Regelungen im sozialen Bereich Zahlungen mit einer bestimmten 

sachlichen oder personenbezogenen Zweckbestimmung geleistet werden, die der Zahler 

festzusetzen hat. Soweit es sich nicht um Zuwendungen handelt, stehen den Transferzahlungen 

keine konkreten Gegenleistungen gegenüber. 

 

Die Forderungen sind zum Nominalbetrag oder mit dem am Bilanzstichtag niedrigeren beizulegenden 

Wert angesetzt. Sie sind in den Offene-Posten-Listen nachgewiesen.  

 

 

1.3.7 Privatrechtliche Forderungen 01.01.2020 EUR      610.740,34 

 

Privatrechtliche Forderungen basieren auf einem privatrechtlichen Schuldverhältnis. Sie setzen 

sich insbesondere zusammen aus noch nicht vereinnahmten Konzessionsabgaben, Mieten, Pachten 

und Forderungen aus Schadensfällen. Auch hierbei handelt es sich i. d. R. um kurzfristig fällige 

Beträge, wie sie sich bspw. aus der Gewährung von Zahlungsfristen auf Dienstleistungen der 

Kommune ergeben können. 

 

Die Forderungen sind zum Nominalbetrag oder mit dem am Bilanzstichtag niedrigeren beizulegenden 

Wert angesetzt. Sie sind in den Offene-Posten-Listen nachgewiesen. 

 

 

1.3.8 Liquide Mittel 01.01.2020 EUR      3.376.169,00 

 

Zu den liquiden Mitteln zählen alle Mittel, die als Bar oder Buchgeld kurzfristig zur Disposition 

stehen. Hierzu gehören Schecks, der Kassenbestand sowie Guthaben auf Bankkonten. 

 

Guthaben auf Bankkonten sind Einlagen (in Landes- oder in Fremdwährung) bei Banken, deren 

sofortige Umwandlung in Bargeld verlangt werden kann oder die durch Scheck, Überweisung, 

Lastschrift oder ähnliche Verfügungen übertragbar sind, und zwar beides ohne nennenswerte 

Beschränkung oder Gebühr. 
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Der Kassenbestand sind die im Besitz von Kommunen befindlichen Noten und Münzen, die 

üblicherweise als Zahlungsmittel verwendet werden. Zu den Kassenbeständen zählen u. a. auch die 

Handvorschüsse.  

 

Die Position Liquide Mittel setzt sich wie folgt zusammen: 

 

 01.01.2020 

 EUR 

Volksbank Hochrhein Girokonto 1.803.610,64 

Sparkasse Hochrhein Girokonto 184.560,33 

Sparkasse Hochrhein Tagesgeldkonto 1.248.603,87 

Postbank Karlsruhe Girokonto 129.036,64 

Sparkasse Hochrhein Mensaverwahrkonto 6.731,50 

Barkasse 3.626,02 

 3.376.169,00 

 

 

2. Abgrenzungsposten 01.01.2020 EUR      31.637,59 

 

In der Position Abgrenzungsposten werden die aktiven Rechnungsabgrenzungsposten sowie die 

Sonderposten für geleistete Investitionszuschüsse ausgewiesen. 
 
 

2.1. Aktive Rechnungsabgrenzungsposten 01.01.2020 EUR      31.637,59 

 

Als Aktive Rechnungsabgrenzungsposten (ARAP) sind auf der Aktivseite Auszahlungen vor dem 

Abschlussstichtag auszuweisen, soweit sie Aufwand für eine bestimmte Zeit nach diesem Tag 

darstellen. Eingebucht an dieser Stelle sind: 

 

o im Dezember ausbezahlte Gehälter für Januar des nächsten Jahres  

sowie 

o geleistete Sonderzahlung Leasing für Bauhoffahrzeug. 

 

 

2.2. Sonderposten für geleistete 
Investitionszuschüsse 01.01.2020 EUR      0,00 

 

Geleistete Investitionszuschüsse sollen gemäß § 40 Abs. 4 Satz 1 als Sonderposten in der Bilanz 

ausgewiesen und entsprechend dem Zuwendungsverhältnis aufgelöst werden. 
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§ 62 Abs. 6 S. 2 GemHVO räumt der Gemeinde ein Wahlrecht ein, wonach auf den Ausweis des 

Ansatzes der vor dem 01.01.2020 geleisteten Investitionszuschüsse in der Eröffnungsbilanz 

verzichtet werden kann. Der Gemeinderat hat in öffentlicher Sitzung vom 28.09.2018 entschieden von 

diesem Wahlrecht Gebrauch zu machen. 

Gemäß Bilanzierungsleitfaden wird in zwei Fällen empfohlen von dieser Vereinfachungsregelung 

Abstand zu nehmen: 

 

- wenn Investitions- und Tilgungsumlagen an Zweckverbände geleistet wurden 

- wenn die erwirtschafteten Abschreibungen des Sonderpostens für die Tilgung des für den 

Investitionszuschuss aufgenommen Kredits verwendet werden (Liquidität). 

 

Beide Sachverhalte sind nicht gegeben, so dass hier keine Ausnahme zu berücksichtigen ist. 

 

 

 

P A S S I V S E I T E 

 

Das Vorsichtsprinzip wurde konsequent beachtet. 

 

1. Eigenkapital 01.01.2020 EUR      21.734.964,84 

 

Diese Position stellt das Eigenkapital der Gemeinde Hohentengen a.H. dar.  

 

 

1.1. Basiskapital 01.01.2020 EUR      21.734.964,84 

 

Das Basiskapital ergibt sich erstmals in der Eröffnungsbilanz als Restgröße aus der Differenz aller 

Aktiva und der auf der Passivseite gesondert zu zeigenden Sonderposten aus Zuweisungen und 

Zuschüssen, Rückstellungen, Verbindlichkeiten, Rechnungsabgrenzungsposten und Rücklagen. 

 

Nachdem die Eröffnungsbilanz erstellt wurde, ist dieses Konto bis auf die beiden Ausnahmefälle für 

Korrekturen in Folgejahren und Verrechnung von Vorjahresverlusten grundsätzlich nicht mehr zu 

bebuchen.  

 

 

2. Sonderposten 01.01.2020 EUR      9.530.415,92 

 

Investitionszuweisungen, Investitionszuschüsse und Investitionsbeiträge, die die Gemeinde 

Hohentengen a.H. erhalten hat, werden in der Bilanz als Sonderposten passiviert. Der Förderbetrag 
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wird dabei getrennt von den eigentlichen Anschaffungs- und Herstellungskosten ausgewiesen und 

ertragswirksam aufgelöst. 

 

Als Sonderposten werden Zuweisungen, Zuschüsse und Beiträge passiviert, welche die Gemeinde 

Hohentengen a.H. zur Finanzierung von Investitionen erhalten hat. Soweit möglich, wurden die 

erhaltenen Investitionszuschüsse und -zuweisungen sowie Investitionsbeiträge den einzelnen 

Vermögensgegenständen zugeordnet und über deren Nutzungsdauer aufgelöst. 

 

Die Sonderposten für Investitionszuweisungen und -beiträge sind als Gegenposten zu den ungekürzt 

angesetzten Anschaffungs- und Herstellungskosten der Sachanlagen passiviert, sie werden 

korrespondierend zu den Abschreibungen auf die bezuschussten Vermögensgegenstände aufgelöst. 

 

Die Position Sonderposten setzt sich wie folgt zusammen: 

 

 01.01.2020 

 EUR 

Sonderposten für Investitionszuweisungen 6.239.487,00 

Sonderposten für Investitionsbeiträge 3.172.513,22 

Sonderposten für Sonstiges 118.415,70 

 9.530.415,92 

 

 

2.1. Sonderposten für Investitionszuweisungen 01.01.2020 EUR      6.239.487,00 

 

Unter der Bilanzposition Sonderposten für Investitionszuweisungen erfolgt der Ausweis der 

Finanzierung kommunalen Vermögens mittels Zuwendungen durch Dritte, die im Zeitablauf 

erfolgswirksam vereinnahmt werden. 

 

Es handelt sich um Zuwendungen, Zuschüsse und erhaltene Beiträge, die durch entsprechende 

ertragswirksame Auflösung von Sonderposten im Zeitablauf korrespondierend zur Abschreibung des 

damit finanzierten Vermögens vorgenommen werden. 

 

 

2.2. Sonderposten für Investitionsbeiträge 01.01.2020 EUR      3.172.513,22 

 

Unter der Position Sonderposten für Investitionsbeiträge erfolgt der Ausweis der Finanzierung 

kommunalen Vermögens mittels Beiträgen durch Dritte, die grundsätzlich erfolgswirksam vereinnahmt 

werden (durch entsprechende Auflösung von Sonderposten korrespondierend zur Abschreibung des 

damit finanzierten Vermögens). 

 



Eröffnungsbilanz zum 01.01.2020                                                                                  

 

              24 

 

2.3. Sonderposten für Sonstiges 01.01.2020 EUR      118.415,70 

 

Die Position Sonderposten für Sonstiges beinhaltet sämtliche Sonderposten im Zusammenhang mit 

unentgeltlichem Erwerb, einschließlich Geldspenden mit investivem Verwendungszweck. 

 

 

3. Rückstellungen 01.01.2020 EUR      5.520.300,00 

 

Rückstellungen sind gemäß § 90 GemO i. V. m. § 41 GemHVO für ungewisse Verbindlichkeiten, die 

dem Grunde und/oder der Höhe nach unsicher, aber rechtlich wirksam entstanden oder wirtschaftlich 

verursacht sind und eine wirtschaftliche Belastung darstellen, zu bilden. Sie sind dem Fremdkapital 

zuzuordnen und dienen der periodengerechten Erfolgsermittlung. Die Auszahlungen hierfür erfolgen 

erst in einer späteren Abrechnungsperiode. Eine genau bestimmbare Schuld ist als Verbindlichkeit 

auszuweisen. 

 

Rückstellungen sind nur in Höhe des Erfüllungsbetrages anzusetzen, der nach vernünftiger 

Beurteilung auf Grundlage einer sachgerechten und nachvollziehbaren Schätzung notwendig und mit 

dessen Inanspruchnahme zu rechnen ist. 

 

Langfristige Rückstellungen sind in der Regel abzuzinsen.  

 

Sie dürfen nur aufgelöst werden, soweit der Grund für ihre Bildung entfallen ist. 

 

Rückstellungen haben die Aufgabe, die am Bilanzstichtag bestehenden Zahlungsverpflichtungen 

vollständig zu erfassen.  

 

Aus Vereinfachungsgrüngen werden laut Bilanzierungsleitfaden die kurz- und mittelfristigen 

Rückstellungen (Rückstellungen mit einer voraussichtlichen Laufzeit innerhalb von fünf Jahren) nicht 

abgezinst. Ebenso wird bei der Bewertung dieser Rückstellungen auf die Einbeziehung eventueller 

Preis- und Kostensteigerungen verzichtet. Bei der gewählten Variante sind entsprechend den 

Vorgaben des Bilanzierungsleitfadens an dieser Stelle die Rückstellungen für die Jahre 2018 und 

2019 enthalten, die in den Jahren 2020 und 2021 zur Auszahlung kommen. Einmalig kann an dieser 

Stelle also jeweils für zwei Jahre eine Rückstellung berücksichtigt werden. 

 

Die Position Rückstellungen setzt sich wie folgt zusammen: 
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 01.01.2020 

 EUR 

Rückstellung für FAG Umlage 2.366.300,00 

Kreisumlage 3.154.000,00 

 5.520.300,00 

 

 

3.1. Lohn- und Gehaltsrückstellungen 01.01.2020 EUR      0,00 

 

Diese Position beinhaltet die künftigen Lohn- und Gehaltszahlungen für die Zeit nach der 

Freistellung von der Arbeit im Rahmen der Altersteilzeit. Rückstellungen wurden gebildet für 

Beschäftigungsverhältnisse im sog. Blockmodell. Dabei erfolgte die Aufteilung in eine 

Beschäftigungs- und eine Freistellungsphase. Mit Beginn der Beschäftigungsphase werden der 

Rückstellung zeitanteilig gleiche Raten bis zum Beginn der Freizeitphase zugeführt. Die Raten 

umfassen sowohl das (nicht ausbezahlte) Entgelt als auch die Aufstockungsbeträge. 

Mit Beginn der jeweiligen Freizeitphasen der Altersteilzeitverträge werden die gebildeten 

Rückstellungen in Anspruch genommen und durch die Auszahlungen abgebaut.  

Bei der Gemeinde Hohentengen a.H. werden zum Bilanzstichtag 01.01.2020 keine 

Altersteilzeitmodelle angewandt. Eine Rückstellung ist an dieser Stelle daher nicht zu bilden. Nicht 

gebildet werden dürfen an dieser Stelle Rückstellungen für geleistete Überstunden und nicht in 

Anspruch genommenen Urlaub. 

 

 

3.2. Unterhaltsvorschussrückstellungen 01.01.2020 EUR      0,00 

     

 

Im Rahmen der Unterhaltsvorschüsse müssen Rückstellungen in Höhe von zwei Dritteln des 

Forderungsbestandes gebildet werden. Im Falle einer Begleichung der Forderungen durch den 

Unterhaltspflichtigen ist genau jener Anteil an das Land Baden-Württemberg abzuführen.  

 

Eine Rückstellung ist an dieser Stelle nicht zu bilden. Die Gewährung von 

Unterhaltsvorschussleistungen fällt in den Aufgabenbereich der Kreisverwaltung. 

 

 

3.3. Stilllegungs- und Nachsorgerückstellungen für 
Abfalldeponien 01.01.2020 EUR      0,00 

 

Sofern die Kommune Betreiberin einer Deponie ist, so ist sie verpflichtet für Stilllegung und 

Nachsorge von Abfalldeponien zu aufzukommen. Dies resultierend sind jährlich Zuführungen zur 

Rückstellung zu buchen.  
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Die Gemeinde Hohentengen a.H. ist nicht Betreiber einer Abfalldeponie. Eine Rückstellung muss 

nicht gebildet werden. 

 

 

3.4. Gebührenüberschussrückstellungen 01.01.2020 EUR      0,00 

 

Am Ende des Gebührenbemessungszeitraums entstehende Kostenüberdeckungen sind in den 

Gebührenkalkulationen der folgenden fünf Jahre zwingend gebührenmindernd zu berücksichtigen. 

Die Kostenüberdeckung hat damit den Charakter einer Verbindlichkeit gegenüber dem 

Gebührenzahler und ist daher bilanziell zu berücksichtigen.  

 

Die Prüfung der Gebührenhaushalte ergibt, dass lediglich im Bereich Abwasser (Kläranlage und 

Kanal) zum Ende des Bemessungszeitraumes im Jahr 2021 theoretisch mit einem 

Gebührenüberschuss gerechnet werden muss. Die genaue Prüfung der Zahlen, basierend auf den 

Ergebnissen der Jahresrechnungen 2016 bis 2019 sowie der Planzahlen 2020, weist zum 

Eröffnungsbilanzstichtag jedoch eine leichte Kostenunterdeckung aus. An dieser Stelle ist somit keine 

Rückstellung vorzunehmen. 

 

Die übrigen Gebührenhaushalte (Kindergärten, Halle, Freibäder, Schlachthäuser etc.) erreichen keine 

Kostendeckung. 

 

Davon gesondert zu betrachten sind die Gebühren für die Nutzung von Obdachlosen- und 

Flüchtlingsunterkünften. Hier findet gemäß Gemeinderatsbeschluss eine jährliche Kalkulation statt. 

Die Unterbringung in der gemeindeeigenen Unterkunft in Herdern kann nicht kostendeckend 

betrieben werden. 

Im Bereich der angemieteten Unterkunft kommt es regelmäßig zu Kostenüberdeckungen. Diese sind 

jedoch nicht als Gebührenüberschuss zu betrachten. Sie resultieren aus der Tatsache, dass hier 

gemäß Mietvertrag eine monatliche Miete inkl. Nebenkostenvorauszahlung zu leisten ist. Die 

Vorauszahlung wird durch den Vermieter nach Ablauf des Verbrauchsjahres abgerechnet. Es kommt 

an dieser Stelle im Regelfall zu einer teilweisen Rückerstattung der Vorauszahlung an die Gemeinde. 

Die Rückgabe an die Gebührenschuldner erfolgt direkt im folgenden Veranlagungszeitraum. Die 

berechneten Gebühren sind an dieser Stelle daher einer Vorauszahlung gleich zu setzen. 

 

Eine Gebührenüberschussrückstellung ist in der Eröffnungsbilanz nicht aufzunehmen. 

 

 

3.5. Altlastensanierungsrückstellungen 01.01.2020 EUR      0,00 

 

Ist die Kommune zur Sanierung von Altlasten verpflichtet, so hat sie dafür Rückstellungen zu 

bilden. Voraussetzung ist, dass die Altlast zum Bilanzstichtag vorliegt und der Kommune bekannt ist. 



Eröffnungsbilanz zum 01.01.2020                                                                                  

 

              27 

Unter Altlasten versteht man hierbei eine gefahrenträchtige Verunreinigung des Bodens oder des 

Grundwassers (Kontamination). Die Rückstellung ist in Höhe des Erfüllungsbetrages zu bilden. 

Zum Bilanzstichtag ist ein solcher Sachverhalt bei der Gemeinde Hohentengen a.H. nicht bekannt. 

 

 

3.6. Rückstellungen für drohende Verpflichtungen 
aus Bürgschaften und Gewährleistungen 01.01.2020 EUR      0,00 

 

Rückstellungen für Bürgschaften und Gewährleistungen werden nicht allein durch deren 

Aufnahme begründet. Erst eine drohende Inanspruchnahme führt zur Bildung der Rückstellungen. Bei 

Bürgschaften wird gem. GPA-Geschäftsbericht 2006 lediglich die künftig zu erwartende 

Inanspruchnahme und nicht die Höhe der übernommenen Bürgschaft passiviert. Die Gemeinde hat in 

verschiedenen Bereichen Ausfallbürgschaften übernommen. Eine drohende Inanspruchnahme für 

das Jahr 2020 ist jedoch nicht bekannt. Die Bildung einer Rückstellung entfällt an dieser Stelle. 

Die bestehenden Ausfallbürgschaften werden nachrichtlich im Anhang der Bilanz aufgeführt. 

 

 

3.7. Sonstige Rückstellungen 01.01.2020 EUR      5.520.300,00 

 

Gemäß § 41 Abs. 2 können weitere Rückstellungen gebildet werden. Für die Ansammlung der 

Rückstellungen für Pensions- und Beihilfeverpflichtungen bleibt § 27 Abs. 5 des Gesetzes über den 

Kommunalen Versorgungsverband Baden-Württemberg (GKV) unberührt. An dieser Stelle wird auf 

die Ergänzenden Angaben nach § 53 Nr. 4 GemHVO verwiesen.  

 

Die Gemeinde Hohentengen a.H. hat sich an dieser Stelle für die Bildung einer Rückstellung im 

Bereich der zu leistenden Umlage aus dem Finanzausgleichgesetz (FAG Umlage) sowie der 

Kreisumlage entschieden. 

 

Weitere Wahlrückstellungen sollen zum Eröffnungsbilanzstichtag nicht gebildet werden. 

 
 

4. Verbindlichkeiten 01.01.2020 EUR      2.088.399,46 

 

Verbindlichkeiten sind Verpflichtungen gegenüber Dritten, die dem Grunde und der Höhe nach 

sicher sind. Eine Verbindlichkeit ist der Anspruch eines Dritten gegen die Gemeinde Hohentengen 

a.H. aus einem Schuldverhältnis. Das Schuldverhältnis kann aufgrund öffentlich rechtlicher oder 

privatrechtlicher Grundlage bestehen. Eine Verbindlichkeit erlischt i. d. R. durch Zahlung. 

 

Verbindlichkeiten werden mit dem Erfüllungsbetrag angesetzt.  
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Die Position Verbindlichkeiten setzt sich wie folgt zusammen: 

 

 01.01.2020 

 EUR 

Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 1.378.153,86 

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 356.270,36 

Restliche Verbindlichkeiten 353.975,24 

 2.088.399,46 

 

 

4.1. Anleihen 01.01.2020 EUR      0,00 

 

Anleihen stellen in der Regel langfristige Darlehen dar, bei der die Kommune als Schuldner gilt und 

hierfür entsprechende Wertpapiere ausgibt die am öffentlichen Kapitalmarkt gehandelt werden. 

Zum Bilanzstichtag sind bei der Gemeinde Hohentengen a.H. keine Anleihen vorhanden. 

 

 

4.2. Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen 01.01.2020 EUR      1.378.153,86 

 

Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen bezeichnen die der Kommune von einem Dritten zur 

Verfügung gestellten Geldbeträge mit der Verpflichtung, das aufgenommene Kapital i. d. R. mit 

Zinsen zurückzuzahlen. Die Restschulden sind durch Saldenbestätigungen und Darlehensauszüge 

belegt. 

 

Die Position Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen setzt sich wie folgt zusammen: 

 

 01.01.2020 

 EUR 

DZ Hyp AG Konto 3019095302 6.831,73 

DZ Hyp AG Konto 3019095307 92.885,13 

KfW Bankengruppe Konto 3821829 38.437,00 

Sparkasse Hochrhein Konto 6000391661 1.240.000,00 

 1.378.153,86 

 

 

4.3. Verbindlichkeiten, die Kreditaufnahmen 
gleichkommen 01.01.2020 EUR      0,00 

 

Zu den Verbindlichkeiten, die Kreditaufnahmen wirtschaftlich gleichkommen zählen u. a.: 
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- Hypotheken-, Grund- und Rentenschulden 

- Restkaufgelder 

- Leasingverträge, sofern die Gemeinde das wirtschaftliche Eigentum am Leasingobjekt hat 

- sonstige Kreditaufnahmen gleichkommende Geschäfte 

 

Zum Bilanzstichtag sind seitens der Gemeinde Hohentengen a.H. keine Sachverhalte bekannt, die 

die oben genannten Kriterien erfüllen.  

 

 

4.4. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen 01.01.2020 EUR      356.270,36 

 

Als Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen sind sämtliche Verpflichtungen 

auszuweisen, bei denen die Gemeinde Hohentengen a.H. Leistungsempfänger ist, wenn der 

Vertragspartner seinen Teil der Leistung bereits erbracht hat und die eigene Zahlung noch aussteht.  

 

Hierzu zählen die Verpflichtungen aus gegenseitigen Verträgen, die von der Gegenseite erfüllt sind, 

aber von der bilanzierenden Kommune noch nicht bezahlt sind. Dies ist beispielsweise dann der Fall, 

wenn die Kommune ein Zahlungsziel ausschöpft.  

 

Als vertragliche Vereinbarungen kommen insbesondere Kauf- und Werkverträge sowie 

Dienstleistungsverträge in Betracht.  

 

Forderungen an Dienstleister oder Lieferanten dürfen auf Grund des Saldierungsverbots nicht mit 

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen verrechnet werden.  

 

Die Kommune setzt den ausstehenden Rechnungsbetrag einschließlich Umsatzsteuer als 

Verbindlichkeit an. Es gilt also das Bruttoprinzip. 

 

 

4.5. Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 01.01.2020 EUR      -50.500,57 

 

Verbindlichkeiten aus Transferleistungen resultieren aus einer Übertragung von im Regelfall 

finanziellen Mitteln von der Kommune an den öffentlichen und privaten Bereich, denen keine 

Gegenleistung gegenüber steht. Die ggf. mit der Transferleistung (z. B. Spenden, 

Investitionszuschüsse, Umlagen) verbundene Zweckbindung ist keine Gegenleistung. Konkret 

handelt es sich z. B. um noch nicht ausbezahlte Ansprüche Dritter aus 

 

– Umlagen, 

– Investitionszuschüssen, 

– Spendenzusagen, 
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– Leistungsbescheiden sowie 

– Rückzahlungsverpflichtungen für erhaltene Zuwendungen (Zahlungsaufforderung). 

 

In unserem Fall wird an dieser Stelle zum Bilanzstichtag eine negative Verbindlichkeit ausgewiesen, 

dies bedeutet der Anspruch auf Rückerstattung von Umlagen ist an dieser Stelle höher, wie die 

Verpflichtung solche zu leisten.  

 

 

4.6. Sonstige Verbindlichkeiten 01.01.2020 EUR      404.475,81 

 

Die sonstigen Verbindlichkeiten erfassen alle Schulden, die keiner anderen Verbindlichkeitsposition 

in der Bilanz zugeordnet werden können. 

 

 

Die Position Sonstige Verbindlichkeiten setzt sich wie folgt zusammen: 

 

 01.01.2020 

 EUR 

Ungeklärte Zahlungseingänge           11.802,55 

Abstimmkonto weitere sonstige Verbindlichkeiten (Unterkonto d. Verbindlichkeitskontos)           41.625,27 

Verbindlichkeiten aus Umgliederung (z.B. Abr. ‚Äußere Klausen‘)         197.312,21 

Umzugliedernde sonstige Verbindlichkeiten (z.B. Abr. Schulverband)          55.949,59 

HR Verbindlichkeiten (Lohnsteuer)          48.770,36 

Mensaverwahrkonto               6.731,50 

Kautionen Campingplätze            6.040,34 

Kaution Wohnung Betreutes Wohnen             858,53 

Sammelkonto Vermietung Industriegebäude 26.473,92 

Kaution Vermietung Industriegebäude (Teilfläche) 8.911,54  

 404.475,81     

 

 

5. Passive Rechnungsabgrenzungsposten 01.01.2020 EUR      124.156,18 

 

Gemäß § 48 Abs. 2 GemHVO sind unter den passiven Rechnungsabgrenzungsposten vor dem 

Abschlussstichtag erhaltene Einnahmen auszuweisen, soweit sie Ertrag für eine bestimmte Zeit nach 

diesem Tag darstellen. 

 

Sofern Friedhöfe im kommunalen Eigentum vorhanden sind, fallen hierunter insbesondere die daraus 

resultierenden Grabnutzungsgebühren. 
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Die Position Passive Rechnungsabgrenzungsposten setzt sich wie folgt zusammen: 

 

 01.01.2020 

 EUR 

Grabnutzungsgebühren Friedhof Hohentengen 79.636,71 

Grabnutzungsgebühren Friedhof Lienheim 26.348,36 

Grabnutzungsgebühren Bestattungswald Lienheim 18.171,11 

 124.156,18 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Eröffnungsbilanz zum 01.01.2020                                                                                  

 

              32 

V. Ergänzende Angaben (nach § 53 Abs. 2 GemHVO) 

 

1.  Auf die Posten der Bilanz angewandte Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

 

Die Erläuterung der angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden ist dem voranstehenden 

Erläuterungsteil zu entnehmen, auf den an dieser Stelle ausdrücklich verwiesen wird. 

 

2.  Abweichungen von Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden samt Begründung 

 

Von den o. g. Bewertungs- und Bilanzierungsmethoden wurde nicht abgewichen. 

 

3.  Angaben über die Einbeziehung von Zinsen für Fremdkapital in die Herstellungskosten. 

 

Zinsen für Fremdkapital wurden nicht in die Herstellungskosten einbezogen. 

 

4.  Der auf die Stadt entfallende Anteil an den beim Kommunalen Versorgungsverband 

Baden-Württemberg auf Grund von § 27 Abs. 5 GKV gebildeten Pensionsrückstellungen  

 

Der Anteil der Gemeinde Hohentengen a.H. an den Pensionsrückstellungen, die beim Kommunalen 

Versorgungsverband Baden-Württemberg gebildet werden, beträgt zum 1. Januar 2020: 

 

 2.337.057,00 €.  

 

5.  Unter der Bilanz aufzuführende Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre (§ 42)  

 

Die Gemeinde Hohentengen a.H. hat zum Bilanzstichtag Bürgschaften in Höhe von 372.252,55  € für 

22 Gläubiger übernommen. Neben Ausfallbürgschaften nach § 8 GemO und den 

Wohraumförderbestimmungen des Landes Baden-Württemberg besteht eine Ausfallbürgschaft für 

einen örtlichen Verein. 

 

LAKRA Ausfallhaftung:   336.252,55 € 

Musikverein Stetten-Bergöschingen:   36.000,00 € 
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6.  Der Bürgermeister, die Mitglieder des Gemeinderats und die Beigeordneten, auch wenn 

sie im Haushaltsjahr ausgeschieden sind, mit dem Familiennamen und mindestens 

einem ausgeschriebenen Vornamen zu nennen. 

 

6.1 Der Bürgermeister 

 

Name Vorname Funktion 

Benz Martin Bürgermeister 

 

6.2. Der Gemeinderat 

 

Der Gemeinderat setzt sich zum Haushaltsjahr 2020 wie folgt zusammen: 
 

Name Vorname 

Wagner Richard 

Zimmermann Heiko 

Maier Elmar 

Bachmann Matthias 

Dr. Sutter Franz 

Brädler Christian 

Hupfer Christian 

Hecht Uwe 

Drayer Roswitha 

Gabrin Ulrike 

Jungmann Ute 

Schanz Peter 

Burkhard Christian 

Sutter Liesa 
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VI. Anlagen 

 

Dem vorliegenden Anhang sind folgende Anlagen beigefügt: 

 

a. Vermögensübersicht über den Stand des Anlagevermögens 

b. Schuldenübersicht 

c. Bewertungsrichtlinie Grund und Boden 

d. Bewertungsrichtlinie Gebäudevermögen 

e. Bewertungsrichtlinie Infrastrukturvermögen 

f. Bewertungsrichtlinie bewegliches Vermögen 

g. Realisierung von Forderungsansprüchen in der Gemeinde Hohentengen a.H. 

 

 

 

 

    

Hohentengen am Hochrhein, den 04.03.2021 Der Bürgermeister als Leiter 
der Verwaltung 

 
 

 

  

  Martin Benz 

  - Bürgermeister - 
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Anlage 26

(zu § 55 Abs. 1 GemHVO)

Stand des Vermögens

Stand des 

Vermögens

zum 01.01.           des 

Haushalts-jahres***

Vermögens-

zugänge im 

Haushaltsjahr

Vermögens-

abgänge im 

Haushaltsjahr

Umbuchungen 

im Haushaltsjahr

Zuschreibungen 

im Haushaltsjahr

Abschreibungen 

im Haushaltsjahr

am 31.12. des 

Haushaltsjahres         
(Summe Sp. 2 bis 6)

-Euro- -Euro- -Euro- -Euro- -Euro- -Euro- -Euro-

2 3 4 5 ** 6 7 8

1. Immaterielle Vermögensgegenstände 0,00

2. Sachvermögen (ohne Vorräte) 32.285.743,63

   2.1.
Unbebaute Grundstücke und 

grundstücksgleiche Rechte
5.105.899,16

   2.2.
Bebaute Grundstücke und 

grundstücksgleiche Rechte
14.830.302,46

   2.3. Infrastrukturvermögen 10.157.804,02

   2.4. Bauten auf fremden Grundstücken 0,00

   2.5. Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 0,00

   2.6.
Maschinen und technische Anlagen, 

Fahrzeuge
721.775,00

   2.7. Betriebs- und Geschäftsausstattung 291.833,00

   2.8. Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 1.178.129,99

3.
Finanzvermögen (ohne Forderungen und 

liquide Mittel)
2.249.324,38

   3.1. Anteile an verbundenen Unternehmen 13.000,00

   3.2.

Sonst. Beteilig. u. Kapitaleinlagen in 

Zweckverbänden, Stiftungen od. and. 

kommunalen Zusammenschlüssen

348.642,75

   3.3. Sondervermögen 1.843.197,30

   3.4. Ausleihungen 2.200,00

   3.5. Wertpapiere 42.284,33

Insgesamt 34.535.068,01 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Hinweis: Die Summe ist ohne Forderungen, liquide Mittel sowie Abgrenzungsposten.

* "Anlagenspiegel"

** In dieser Spalte werden Umgliederungen bereits vorhandener Vermögensgegenstände auf andere Positionen der Übersicht abgebildet

(z. B. von Nr. 2.8 nach Fertigstellung nach Nr. 2.3)

*** entspricht Stand zum 31.12. des Vorjahres

Vermögensveränderungen

Vermögensübersicht *

Vermögen

1

01.01.2020
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Anlage 28

(zu § 55 Abs. 2, § 61 Nr. 38 GemHVO)

bis zu 1

Jahr 2)

über 1 bis

5 Jahre 3)

mehr als 5

Jahre 4)

1 2 3 4 5 6 7

1.1    Anleihen -  €                   

1.2    Verbindlichkeiten aus Krediten für 

         Investitionen
    1.378.153,86 € 1.248.281,72 €     123.255,83 €   604.406,03 €     520.619,86 €        

1.2.1 Bund -  €                   

1.2.2 Land -  €                   

1.2.3 Gemeinden und Gemeindeverbände -  €                   

1.2.4 Zweckverbände und dergleichen -  €                   

1.2.5 Kreditinstitute       1.378.153,86 € 1.248.281,72 €       123.255,83 €    604.406,03 €       520.619,86 €           

1.2.6 sonstige Bereiche 6) -  €                   

1.3    Kassenkredite -  €                   

1.4.   Verbindlichkeiten aus kreditähnlichen 

         Rechtsgeschäften
-  €                   

1.      Gesamtschulden Kernhaushalt     1.378.153,86 €      1.248.281,72 €    123.255,83 €      604.406,03 €         520.619,86 € 

nachrichtlich: 

2.1    Anleihen -  €                   

2.2    Verbindlichkeiten aus Krediten für 

Investitionen
1.057.341,53 €     1.238.589,92 €       124.529,11 €    391.904,10 €       722.156,71 €           

2.3    Kassenkredite -  €                   

2.4    Verbindlichkeiten aus kreditähnlichen 

         Rechtsgeschäften
-  €                   

2.      Gesamtschulden des Sondervermögens

         mit Sonderrechnung
1.057.341,53 €   1.238.589,92 €    124.529,11 €  391.904,10 €    722.156,71 €       

Schulden der Sondervermögen mit Sonderrechnung 'Gemeindewerke' (Angaben jeweils für einzelne Sondervermögen) 7)

Schuldenübersicht

Art der Schulden

am 01.01. 

des Haus-

haltsjahres 1)

zum 31.12. des 

Haus-

haltsjahres

davon Tilgungszahlungen 

mit einem Zahlungsziel Mehr (+)

weniger (-)5)

EUR

01.01.2020
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2.1    Anleihen -  €                   

2.2    Verbindlichkeiten aus Krediten für 

Investitionen
3.565.000,00 €     3.530.000,00 €       35.000,00 €      561.080,12 €       2.933.919,88 €       

2.3    Kassenkredite -  €                   

2.4    Verbindlichkeiten aus kreditähnlichen 

         Rechtsgeschäften
-  €                   

2.      Gesamtschulden des Sondervermögens

         mit Sonderrechnung
3.565.000,00 €   3.530.000,00 €    35.000,00 €    561.080,12 €    2.933.919,88 €     

3.1    Anleihen -  €                   

3.2    Verbindlichkeiten aus Krediten für 

Investitionen
6.480.095,39 €     6.431.871,64 €       332.784,94 €    1.807.390,25 €    4.291.696,45 €        

3.3    Kassenkredite -  €                   

3.4    Verbindlichkeiten aus kreditähnlichen 

         Rechtsgeschäften
-  €                   

Zwischensumme 3.1 + 3.2 + 3.3. + 3.4 6.480.095,39 €   6.431.871,64 €    332.784,94 €  1.807.390,25 €  4.291.696,45 €     

abzüglich Schulden zwischen Kernhaushalt und 

Sondervermögen mit Sonderrechnung
-  €                   

3.      Konsolidierte Gesamtschulden 6.480.095,39 €    6.431.871,64 €     332.784,94 €   1.807.390,25 €  4.291.696,45 €     

1)
 entspricht Stand zum 31.12. des Vorjahres

2)
 Tilgungsraten im 1. Folgejahr

3)
 Tilgungsraten im 2. bis 5. Folgejahr

4)
 Tilgungsraten ab dem 6. Folgejahr

5)
 Spalte 3 minus Spalte 2

Anmerkung: Die Übersicht kann durch Einbezug weiterer Verbindlichkeiten ausgebaut werden. 

Gesamtschulden von Kernhaushalt und Sondervermögen mit Sonderrechnung 7) 8)

6)
 entspricht den Bereichen "Gesetzliche Sozialversicherung", "Verbundene Unternehmen, Beteiligungen und Sondervermögen", "Sonstige öffentliche 

   Sonderrechnungen", "Sonstiger inländischer Bereich" und "Sonstiger ausländischer Bereich" nach der Bereichsabgrenzung B
7)

 einschl. Sonderrechnungen nach § 59 GemHVO
8)

 nicht verbindlich für Gemeinden, die für das Jahr einen Gesamtabschluss aufstellen

Schulden der Sondervermögen mit Sonderrechnung 'Gemeindeentwicklung' (Angaben jeweils für einzelne Sondervermögen) 7)
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1. Einleitung 

Die Gemeinde Hohentengen a.H. beabsichtigt, die kommunale doppelte Buchführung in Kon-

ten zum 01.01.2019 einzuführen. Aus diesem Grund wurde Rödl & Partner seitens der Ge-

meinde beauftragt, die Vermögensgegenstände des Grund und Bodens zu bewerten und 

diese Bewertung zu dokumentieren.  

Wegen personeller Veränderungen innerhalb der Gemeindeverwaltung wurde nach Ende der 

Zusammenarbeit mit der Firma Rödl & Partner beschlossen, den Einführungstermin auf den 

01.01.2020 zu verschieben.  

Basierend auf dem ursprünglichen Zeitplan soll im Jahr 2016 mit der Vermögenserfassung 

und –bewertung begonnen werden. Der Bewertungsstichtag für die Arbeiten wird daher auf 

den 01.01.2016 gelegt. Die Gemeinde wünscht noch vor Umstellung auf das Neue Kommu-

nale Haushaltsrecht (NKHR) die Elektronisierung der Anlagebuchhaltung durch Übernahme 

des Datenbestandes in das aktuell verwendete SAP System. 

Die Ergebnisse der Arbeiten sind seitens Gemeinde entsprechend fortzuschreiben, nur so 

kann sichergestellt werden, dass zum Zeitpunkt der Umstellung eine vollständige Eröffnungs-

bilanz aufgestellt werden kann. 

Aufgabenstellung war die Bewertung des Grund und Bodens der Gemeinde Hohentengen a.H. 

unter Berücksichtigung der maßgeblichen Bewertungsvorschriften. 

 

Sofern Vermögen bereits in separaten Anlagenachweisen geführt wird, erfolgt eine Über-

nahme der bisher ermittelten Werte des Grund und Bodens. Die in den vorliegenden Anlage-

nachweisen abgebildeten Vermögensgegenstände werden im Rahmen der Bewertung des 

Grundvermögens mit ihren aktivierten Beträgen übernommen und migriert. 

 

Bewertet wurde ausschließlich das Vermögen im Bereich Grund und Boden, welches sich im 

wirtschaftlichen Eigentum der Gemeinde Hohentengen a.H. befindet und zum Bewertungs-

stichtag aktivierungsfähig ist. 

 

Diese Sonderrichtlinie wurde im Rahmen des Bewertungsprozess durch die beauftrage Firma 

Rödl & Partner erstellt und im Juni 2017 an die Gemeinde Hohentengen a.H. übergeben. Im 

Rahmen der Fortführung des Anlagebestandes bis zum Eröffnungsbilanzstichtag (01.01.2020) 

wurde die Richtlinie durch die zuständigen Mitarbeiter der Gemeinde Hohentengen a.H. fort-

geführt bzw. in Einzelfällen angepasst sofern Brüche in der Bearbeitung durch Rödl & Partner 

festgestellt wurden. 
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Nach Ende der Zusammenarbeit mit Rödl & Partner im Sommer 2017 ist die Gemeinde Ho-

hentengen a.H. dem Gemeinschaftsprojekt (GemPro) Waldshut/Lörrach der Firma Schüller-

mann beigetreten. In diesem Zusammenhang fand am 13. März 2018 in den Räumlichkeiten 

der Gemeinde eine Vor-Ort-Prüfung des Anlagebestandes sowie der vorgenommenen Bewer-

tung durch einen Mitarbeiter der Firma Schüllermann statt. In diesem Zusammenhang wurden 

festgestellte Fehler korrigiert. Die Daten in der vorliegenden Sonderrichtlinie wurden daraufhin 

aktualisiert. 

 

Die nun vorliegende Richtlinie entspricht aus den genannten Gründen nicht mehr in vollem 

Umfang dem Originaldatensatz der Firma Rödl & Partner. 
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2. Grund und Boden 

Zum Grund und Boden gehören neben den Flurstücken im Eigentum der Gemeinde Hohen-

tengen a.H. auch grundstücksgleiche Rechte sowie Erbbaurechte der Kommune. 

Dabei definieren sich Flurstücke wie folgt: 

Ein Flurstück ist die amtliche Bezeichnung für die kleinste Buchungseinheit des Liegenschafts-

katasters. Der Begriff wird in den Vermessungsgesetzen der Bundesländer definiert, z. B. § 3 

Abs. 2 Satz 2 des Landesgesetzes über das amtliche Vermessungswesen (LGVerm) von 

Rheinland-Pfalz: 

„Flurstücke sind eindeutig begrenzte Teile der Erdoberfläche, die durch das amtliche Vermes-

sungswesen geometrisch festgelegt und bezeichnet sind.“ 

Ein Flurstück kann im Kataster noch unterteilt sein in Abschnitte verschiedener Nutzungsarten. 

Ein Flurstück wird innerhalb des jeweiligen Nummerierungsbezirks, also der Flur oder der Ge-

markung, durch eine Flurstücksnummer, die aus einer Zahl oder einer Kombination zweier 

Zahlen besteht (z. B. 234/34 – gesprochen: 234 Strich 34), identifiziert. 

Die analoge Definition für Baden-Württemberg kann der Verwaltungsvorschrift des Ministeri-

ums für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz für die Führung des Liegenschaftskataster 

(VwV VLK) entnommen werden. 
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3. Bewertungsvorschriften 

3.1. Maßgebliche Rechtsgrundlagen 

Die Bewertung der Vermögensgegenstände des Grundvermögens der Gemeinde Hohenten-

gen a.H. erfolgt, um die Erstellung einer Eröffnungsbilanz gemäß der kommunalen und haus-

haltsrechtlichen Bestimmungen des Bundeslandes Baden-Württemberg zu ermöglichen. Die 

Bewertung erfolgt hierbei auf Basis folgender, im Zuge das Gesetzes zur Reform des Gemein-

dehaushaltsrechts vom 04.05.2009 und des Gesetzes zur Änderung kommunalwahlrechtlicher 

Vorschriften vom 16.04.2013 geänderten, offiziellen Rechtsgrundlagen und Anwendungshin-

weisen: 

• Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000, 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.12.2015 

• Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) vom 11.12.2009, geändert durch Verord-

nung vom 29.04.2016 

• Gemeindekassenverordnung (GemKVO) vom 11.12.2009, geändert durch Artikel 6 

des Gesetzes vom 17.12.2015 

• Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums über den Produktrahmen für die Gliede-

rung der Haushalte, den Kontenrahmen und weitere Muster für die Haushaltswirtschaft 

(VwV Produkt und Kontenrahmen) vom 09.06.2016 

• Leitfaden zur Bilanzierung nach den Grundlagen des Neuen Kommunalen Haushalts- 

und Rechnungswesens (NKHR) in Baden-Württemberg (2.Auflage) August 2014; Her-

ausgegeben von der Lenkungsgruppe NKHR ersetzt durch die 3. Auflage Stand Juni 

2017 

Soweit in den kommunalgesetzlichen Grundlagen keine eindeutigen Regelungen getroffen 

sind, findet gem. Ziffer 1.4 des Leitfadens zur Bilanzierung eine Auslegung der bestehenden 

kommunalgesetzlichen Grundlagen in Verbindung mit Kommentierungen der rechtlichen Re-

gelungen in GemO und GemHVO sowie unter Einbeziehung der Mitteilungen und der Ge-

schäfts- und Kommunalfinanzberichte der Gemeindeprüfanstalt Baden-Württemberg (GPA), 

ohne Anwendung handelsrechtlicher Vorschriften und Grundsätze, statt. Ist ein Sachverhalt 

nicht unmittelbar durch Anwendung vorgenannter Vorgehensweise zu bearbeiten, finden die 

handelsrechtlichen Vorschriften und Grundsätze sinngemäß Anwendung.  

Ziel der Sonderrichtlinie über die Erfassung und Bewertung des Grundvermögens Gemeinde 

Hohentengen a.H. ist die Sicherstellung einer einheitlichen, vollständigen sowie nach gleichen 

Bewertungskriterien durchgeführten Datenerfassung. 

Um die Einheitlichkeit sowie Vergleichbarkeit der bewerteten Objekte zu gewährleisten, erfolgt 

die Darstellung in EUR. Sofern Bewertungen auf Basis von DM-Beträgen erfolgten, wurden 

diese in EUR (zum amtlichen Umrechnungskurs von 1:1,95583) umgerechnet. 
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3.2. Allgemeine Bewertungsgrundätze 

Die Bewertung der Vermögensgegenstände erfolgt – wie beim übrigen Vermögen auch – nach 

den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung und damit dem Vorsichtsprinzip (vgl. § 77 

Abs. 3 GemO i.V.m. § 252 (1) Nr. 4 HGB). Sofern sich keine eindeutigen, kohärenten und 

geprüften Aktivwerte nachweisen ließen, wurde der niedrigste Wert angesetzt. Die Bewertung 

von Sonderposten erfolgte, in Anwendung des Höchstwertprinzips von Passivpositionen, ana-

log. Sofern Hinweise auf Zuwendungssachverhalte vorlagen, bei denen die Unterlagen nicht 

eindeutig waren, wurde der höchstmögliche Wert der Zuwendung angesetzt, sofern dieser die 

Anschaffungs- und Herstellungskosten nicht überschritten hat. 

Grundsätzlich sind alle Vermögensgegenstände einzeln zu bewerten (vgl. § 43 Abs. 1 Nr. 2 

GemHVO sowie Nr. 2.1.1 Leitfaden zur Bilanzierung). Vermögensgegenstände sind alle wirt-

schaftlichen Werte mit zukünftigem Nutzen, die selbstständig verkehrsfähig, das heißt einzeln 

veräußerbar, sind.  

3.3. Primat der Anschaffungs- und Herstellungskosten 

Die Bewertung der Vermögensgegenstände des Grundvermögens der Gemeinde Hohenten-

gen a.H. folgt den kommunalrechtlichen Vorgaben der Bewertung zu Anschaffungs- und Her-

stellungskosten (vgl. § 91 Abs. 4 GemO sowie § 62 Abs. 1 GemHVO). Als aktivierungsfähig 

sollen dabei nur Maßnahmen gelten, sofern hierfür Anschaffungs- und/oder Herstellungskos-

ten (im Sinne von § 44 GemHVO) angefallen sind. 

Anschaffungskosten sind die Aufwendungen, die geleistet werden, um einen Vermögensge-

genstand zu erwerben und ihn in einen betriebsbereiten Zustand zu versetzen, soweit sie dem 

Vermögensgegenstand einzeln zugeordnet werden können. Zu den Anschaffungskosten ge-

hören auch die Nebenkosten, sowie eventuell anfallende nachträgliche Anschaffungskosten 

(vgl. § 44 Abs. 1 GemHVO). 

Herstellungskosten sind die Aufwendungen, die durch den  Verbrauch  von  Gütern  und die 

Inanspruchnahme von Diensten für die Herstellung eines Vermögensgegenstands, seine Er-

weiterung oder für eine über seinen ursprünglichen Zustand hinausgehende wesentliche Ver-

besserung entstehen. Dazu gehören die Materialkosten, die Fertigungskosten  und  die  Son-

derkosten  der  Fertigung. Bei der Berechnung der Herstellungskosten dürfen auch die Ver-

waltungskosten einschließlich Gemeinkosten, angemessene Teile der notwendigen Material-

gemeinkosten, der notwendigen Fertigungsgemeinkosten und des Wertverzehrs des Vermö-

gens, soweit sie durch die Fertigung veranlasst sind, eingerechnet werden (vgl. §44 Abs. 2 

GemHVO). 
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3.4. Sonderposten 

Auf Basis der Forderung der wirklichkeitsgetreuen Bewertung wurden sämtliche Hinweise auf 

Zuschüsse und unentgeltlichen Erwerb (vgl. 2.3.3 Leitfaden zur Bilanzierung), die den zu be-

wertenden Vermögensgegenständen zuzuordnen waren, geprüft. Korrespondierende Zuwen-

dungen wurden der Höhe und dem Grunde nach aus den übergebenen Unterlagen der Ge-

meinde Hohentengen a.H. entnommen und gemäß der Bereichsabgrenzung der VwV Produkt 

und Kontenrahmen zugeordnet. (Zu abweichenden pauschalen Ansätzen vgl. Punkt 4.3.6) 
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4. Vorgehen 

4.1. Mengengerüst und spezifische Bewertungsgrundlagen 

Rechtsgrundlage: § 91 Abs. 4 GemO i.V.m. § 62 GemHVO 

Wertermittlungsobjekt/e: 1.181 Flurstücke 

Eigentümer: Gemeinde Hohentengen a.H. 

Bewertungsstichtag: 01.01.2016 

Von der Gemeinde Hohentengen a.H.  übergebene Bewertungsgrundlagen: 

• Grundstückskartei (Aufstellung der Grundstücke der Kommune im Excel-Format) 

• WebGIS Report (Liegenschaften mit Eigentümer Gemeinde Hohentengen a.H. im 

Excel-Format) 

• Recherchierte Erwerbsurkunden 

• Bewertungsrelevante Bodenrichtwerte 

• GIS-Datensatz 

Die Erstellung des Mengengerüsts für die Erfassung und Bewertung der einzelnen Vermö-

gensgegenstände des Grundvermögens der Gemeinde Hohentengen a.H. erfolgt auf Basis 

eines Web-GIS-Reports in Verbindung mit einer von der Gemeinde Hohentengen a.H. geführ-

ten Grundstückskartei. Diese wird auf Basis weiterer von der Gemeinde übergebenen Unter-

lagen (Anlageverzeichnisse, Schriftverkehr) verifiziert, dabei bildet der Web-GIS-Report, auf-

grund der Aktualität, die Grundlage des Mengengerüsts. 

Aufgrund dessen, dass ALB/GIS Daten erwartungsgemäß lediglich gemeindeeigene Gemar-

kungen abdecken, muss die Existenz von Flurstücken, die nicht in gemeindeeigenen Gemar-

kungen liegen daher gesondert überprüft werden. Bei der Gemeinde Hohentengen a.H. erga-

ben sich im Rahmen der Prüfung keinerlei Hinweise auf vorhandene gemarkungsfremde 

Grundstücke. 

4.2. Unterlagenrecherche 

Dem Primat der Anschaffungs- und Herstellungskosten folgend (vgl. § 91 Abs. 4 GemO so-

wie Nr. 3.2.1.2 Leitfaden zur Bilanzierung), wurden alle wertrelevanten Unterlagen bis zurück 

zum Stichtag des 01.01.2010 (vgl. § 62 Abs. 3 GemHVO) zu Anschaffungs- und Herstellungs-

kosten unter Mithilfe der Gemeinde Hohentengen a.H. recherchiert und anhand der vorhande-

nen Kaufpreissammlung geprüft und ergänzt. Zusätzlich wurden die in der Kaufpreissammlung 

hinterlegten Erwerbssachverhalte bis ins Jahr 1990 zur Ermittlung der Echtkosten berücksich-

tigt.  

Zur Vorbereitung der Unterlagenrecherche erfolgte am 19.05.2016 ein Termin in den Räum-

lichkeiten der Gemeinde Hohentengen a.H.  
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Sämtliche bewertungsrelevante Unterlagen wurden durch Rödl & Partner im Zeitraum 

13.06.2016 bis 16.06.2016 bei der Gemeinde vor Ort recherchiert. Zu diesen Unterlagen zäh-

len: 

• Anlagenverzeichnisse der Eigenbetriebe 

• Die Kaufpreissammlung der Gemeinde Hohentengen a.H. 

• Erwerbsurkunden 

• Nebenkostenbelege 

• Weitere notwendige Unterlagen zur Ermittlung der AHK 

4.3. Bewertungsvorgehen 

4.3.1. Bewertung zu Anschaffungs- und Herstellungskosten 

Sämtliche von der Gemeinde Hohentengen a.H. übergebenen Unterlagen wurden eingehend 

gesichtet und – sofern diese relevant waren – zur Bewertung herangezogen. 

Die Bewertung des Grundvermögens der Gemeinde Hohentengen a.H. erfolgt in Fällen, in 

denen bereits Werte vorliegen durch Wertübernahme der bestehenden Anlagebuchhaltung 

(vgl. § 62 Abs. 1 S. 2 GemHVO i.V.m. Hafner, in Aker, Hafner, Notheis, „Kommentar Ge-

mO/GemHVO“, § 62 Abs. 1 S 2, RN 4-7). 

Sind keine Werte in der bestehenden Anlagenbuchhaltung der Gemeinde Hohentengen a.H. 

hinterlegt, erfolgt die Bewertung anhand der in Erwerbsurkunden und Kaufpreissammlung nie-

dergelegten Anschaffungs- und Herstellungskosten.  

Zur Echtkostenbewertung wird bei der Gemeinde Hohentengen a.H. ein standardisiertes Er-

fassungstool zur Bewertung des Grundvermögens eingesetzt. Hierbei wird jeder Erwerbsvor-

gang, der ein Flurstück im Auftragsumfang betrifft, in eine eigene Zeile eingetragen. Die ermit-

telten Anschaffungs- und Herstellungskosten werden, soweit aus den vorliegenden Unterlagen 

möglich, auf Kosten des Grund- und Bodens, des Aufwuchses sowie Kosten der Aufbauten 

aufgeteilt. 
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Abbildung 1 – Auszug Bewertungstool Tab Vertragsdatenbank 

4.3.2. Nebenkosten 

Für die Bewertung der Grundstücke der Gemeinde Hohentengen a.H. gilt der Bewertungs-

grundsatz des § 62 Abs. 1 GemHVO, § 91 Abs. 4 GemO, Leitfaden zur Bilanzierung LfdNr. 

2.3, wonach sich der Wert eines Vermögensgegenstandes zunächst nach den Anschaffungs- 

oder Herstellungskosten bestimmt. 

Zu den Anschaffungskosten gehören auch die Nebenkosten sowie die nachträglichen An-

schaffungskosten (vgl. § 44 Abs. 1 GemHVO). 

Diese Nebenkosten beinhalten bei Grundstücken unter anderem die Grunderwerbsteuer, Ver-

messungskosten sowie weitere angefallene Kosten (z.B. übernommene Kosten der Gegen-

partei), um das Grundstück zu erwerben und in einen „betriebsbereiten Zustand“ zu versetzen. 

Vorliegende Nebenkosten wurden, soweit möglich, korrespondierenden Vermögensgegen-

ständen zu geschlüsselt. 

4.3.3. Bewertung mit Ersatzwerten 

Sofern keine Echtkosten für ein Flurstück recherchiert werden können und dieses vor dem 

01.01.2010 angeschafft worden ist, kann eine Ersatzbewertung vorgenommen werden (vgl. § 

62 Abs. 2 Satz 1 GemHVO). Sollte ein Flurstück aufgrund einer Teilabmessung nach dem 

01.01.2010 aus einem bereits bestehenden Flurstück entstanden und für dieses keine Echt-

kosten vorhanden sein, so wird dieses ebenfalls ersatzbewertet. Dies stellt eine Ausnahme 

bezogen auf den engen Unterlagenvermutungszeitraum von 6 Jahren dar. 
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4.3.3.1. Festlegungen für untergeordnete Nutzung 

Für das Vorgehen der Ersatzbewertung der Flurstücke sind die Grundstücksart und die Lage 

des Flurstücks in den Bodenrichtwertzonen ausschlaggebend. 

Der Bodenrichtwert (entspricht dem örtlichen Durchschnittswert) zum Bewertungszeitpunkt 

ergibt sich gemarkungsspezifisch wie folgt: 

 

Gemarkung Wert Ackerland Wert Grünland 

Bergöschingen: 1,60 €/m² 0,80 €/m² 

Günzgen 2,00 €/m² 1,00 €/m² 

Herdern 2,00 €/m² 1,00 €/m² 

Hohentengen 2,00 €/m² 1,00 €/m² 

Lienheim 1,80 €/m² 0,90 €/m² 

Stetten 2,00 €/m² 1,00 €/m² 

Tabelle 1 - Örtlicher Durchschnittswert Ackerland/Grünland 

Die Ersatzbewertung von Infrastrukturflächen erfolgt, soweit keine Anschaffungskosten vorla-

gen, gemäß Leitfaden zur Bilanzierung durch den Ansatz des örtlichen Durchschnittswertes 

für Ackerland zum Bewertungszeitpunkt. (vgl. Nr. 3.2.6.1.2 Leitfaden zur Bilanzierung) 

Die Ersatzbewertung von Ackerflächen erfolgt, soweit keine Anschaffungskosten vorlagen, ge-

mäß Leitfaden zur Bilanzierung durch den Ansatz des örtlichen Durchschnittswertes für Acker-

land zum Bewertungszeitpunkt. (vgl. Nr. 3.2.1.5.5 Leitfaden zur Bilanzierung) 

Die Ersatzbewertung von Spielplätzen und Sportanlagen erfolgt, soweit keine Anschaffungs-

kosten vorlagen, gemäß Leitfaden zur Bilanzierung durch den Ansatz des örtlichen Durch-

schnittswertes für Ackerland zum Bewertungszeitpunkt. (vgl. Nr. 3.2.1.5.6 Leitfaden zur Bilan-

zierung) 

Die Ersatzbewertung von Grünanlagen (Grünflächen im Innenbereich) erfolgt, soweit keine 

Anschaffungskosten vorlagen, gemäß Leitfaden zur Bilanzierung durch den Ansatz des örtli-

chen Durchschnittswertes für Ackerland zum Bewertungszeitpunkt. (vgl. Nr. 3.2.1.5.4 Leitfa-

den zur Bilanzierung) 

Die Ersatzbewertung für Grünland (Grünflächen im Außenbereich) erfolgt, soweit keine An-

schaffungskosten vorlagen, in Anwendung des Vorsichtsprinzips durch den Ansatz des örtli-

chen Durchschnittswertes für Grünland zum Bewertungszeitpunkt. 
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Die Ersatzbewertung für Unland (im Innen- und Außenbereich) erfolgt, soweit keine Anschaf-

fungskosten vorlagen, in Anwendung des Vorsichtsprinzips durch den Ansatz eines durch-

schnittlichen Bodenrichtwert für Unland von 0,50 €/m² zum Bewertungszeitpunkt. 

 

4.3.3.2. Festlegungen für höherwertige Nutzung 

Für die Ersatzbewertung höherwertiger Flächen werden die Bodenrichtwerte anhand der über-

gebenen Bodenrichtwerttabelle mit Stichtag 31.12.2014 der Gemeinde Hohentengen a.H. her-

angezogen. Die je nach Lage und Nutzungsart des Flurstücks gültigen Bodenrichtwerte, wer-

den anhand der Rückindizierungstabelle „Baulandpreise Baden-Württemberg“ (vgl. Abbildung 

6) auf das Anschaffungsjahr rückindiziert. Ist das Anschaffungsjahr nicht bekannt, erfolgt die 

Rückindizierung auf das Jahr 1974. 

Weiter wurde für die Ersatzbewertung höherwertiger Flächen ein Bodenrichtwert des Gut-

achterausschusses für die Nutzungsart Freizeit (beispielsweise Camping, Bäder, Sport) von 

15 €/m² herangezogen und auf das Anschaffungsjahr bzw. 1974 rückindiziert. 

 

Tabelle 2- Auszug Bodenrichtwerte 

4.3.4. Vorgehen bei der Ersatzbewertung 

Bei der eigentlichen Ersatzbewertung der Vermögensgegenstände beschreibt sich das Vorge-

hen wie folgt: 

Nachdem die Echtkosten den Vermögensgegenständen zugeordnet worden sind, wird berech-

net wie viele Quadratmeter mit Ersatzwerten zu bewerten sind. 
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Diese Berechnung erfolgt in der Spalte „Fläche Ersatzwert in m²“ und ergibt sich aus der Flä-

che des Vermögensgegenstandes, abzüglich eventueller m², welche mit Echtkosten bewertet 

werden (Spalte „Fläche aus Echtkostenbewertung in m²“). 

Die aktuellen Flächen der Vermögensgegenstände werden, auf Grund der von der Gemeinde 

Hohentengen a.H. übergebenen ALB-Daten übernommen. 

Die so erhaltene Anzahl der m² wird dann mit dem zuvor ermittelten Bodenrichtwert pro m² 

aus der Spalte „Bodenrichtwert Ersatzwert in €/m²“ multipliziert, um den Ersatzwert für den 

Vermögensgegenstand zu erhalten, welcher in der Spalte „Wert Ersatzwert in €“ angegeben 

ist. 

Sofern die Anschaffungs- und Herstellungskosten nicht anhand der Urkunden ermittelbar sind, 

werden die Flurstücke (oder Teile dieser) mit Ersatzwerten bewertet. Das Vorgehen orientiert 

sich hierbei an dem Leitfaden zur Bilanzierung und den darin unter Punkt 3 genannten Wert-

verhältnissen und Ersatzwerten. 

Wie das gesamte Vermögen der Gemeinde unterliegt auch der Grundstücksbestand der per-

manenten Inventur oder muss jährlich zum Bilanzstichtag nach Existenz und Wertansatz über-

prüft werden. Sollte sich der Wertansatz als dauerhaft zu hoch erweisen, muss eine Sonder-

abschreibung zu den dann zutreffenden Wertansätzen erfolgen. Im Zuge des Wertaufholungs-

gebotes (Vorsichtsprinzip) kann dann bis zum Ursprungswert wieder aktiviert werden, wenn 

sich in späteren Perioden zeigt, dass der Wertansatz wieder dauerhaft gestiegen ist. Eine Ori-

entierung bietet hier immer der Wertansatz des aktuellen Bodenrichtwertes. 

4.3.5. Grundstücksgleiche Rechte 

Bei genommenen Erbbaurechten werden zukünftig die Anschaffungskosten des dinglichen 

Rechts bilanziert. Dazu gehören z.B. Notariats- und Gerichtskosten, Grunderwerbsteuer, Mak-

lerprovisionen, Anwaltskosten, usw. Die Anschaffungskosten des Erbbaurechts werden auf 

die Laufzeit linear abgeschrieben. 

Für bestehende Erbbaurechte wird die zulässige Bewertungsvereinfachung herangezogen 

(vgl. Leitfaden zur Bilanzierung Punkt 3.2.2 b) und eine Bilanzierung dieser Erbbaurechte zum 

Erinnerungswert durchgeführt. 

4.3.6. Sonderfälle 

4.3.6.1. Pauschale Sonderposten 

In Abgrenzung zur Bildung von Sonderposten bei der Bewertung mit Ersatzwerten unentgelt-

lich übertragener Flurstücke mit Kaufvertrag, hier beträgt der Sonderposten, dem Vorsichts-

prinzip folgend 100%, erfolgt der Ansatz von Sonderposten bei Erschließung wie folgt: 
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In den Erschließungsabrechnungen der Baugebiete wurden anteilige Grunderwerbskosten 

identifiziert. Aufgrund unzureichender Informationen über die Zusammensetzung dieser Kos-

ten, wird im Rahmen der Bewertung eine Ersatzbewertung vorgezogen, da in Bezug auf das 

gebotene Vorsichtsprinzip dieser Wert geringer ist als der innerhalb der Beitragsabrechnung 

ausgewiesene Wert. Da es sich hierbei um Erschließungsgebiete handelt, wird unterstellt, 

dass der Gemeinde die Grundstücke kostenfrei übertragen wurden. Daher wird ein Sonder-

posten in Höhe von 95% des Grundstückwertes gebildet. Dieser Sachverhalt betrifft darüber 

hinaus - nach Abstimmung mit dem Teilprojekt Infrastrukturvermögen - sämtliche in Erschlie-

ßungsgebieten befindlichen Flurstücke. 

4.3.6.2. Bewertung der Bergwerksflächen  

Die Bewertung der im Eigentum der Kommune stehenden Kiesflächen erfolgt gemäß Akten-

vermerk vom 06.03.2017 von Herrn Bürgermeister Martin Benz.  

4.4. Waldbewertung 

4.4.1. Grundlagen der Waldbewertung 

Die Bewertung des Wald- und Forstvermögens der Gemeinde Hohentengen a.H. erfolgt, so-

weit keine Anschaffungs- oder Herstellungskosten vorliegen, auf Basis der Vorgaben Nr. 

3.2.1.5 des Leitfadens zur Bilanzierung unter Ansatz der Werte aus § 62 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 

und Nr. 2 GemHVO. 

Wald Ersatzbewertung gem. §62 Absatz 4 Satz 2 GemHVO 

Boden: 2.600 €/ha entspricht 0,26 €/m² 

Aufwuchs: 7.200 € - 8.200 €/ha entspricht: 0,77 €/m² 

Tabelle 3 - Wertansätze für Wald und Aufwuchs 

4.4.2. Bildung des Festwertes für die Eröffnungsbilanz 

Es wird für die Gemeinde Hohentengen a.H. ein individueller Wert je Waldflurstück gebildet, 

dieser bleibt als Festwert in der Bilanz erhalten, der Wert unterliegt, mit Hinblick auf eine grund-

sätzliche Annahme nachhaltiger Forstwirtschaft, keiner Abschreibung. Dies gilt lediglich für 

den Bestand zum Zeitpunkt der Bewertung, eine Anpassung der Werte bei Zu- und Abgängen 

ist weiterhin durchzuführen. (vgl. Nr. 3.2.1.5.2 Leitfaden zur Bilanzierung). 

 

Im Rahmen der Vermögensprüfung durch die Firma Schüllermann im März 2018 wurde eine 

Überarbeitung der Bewertung der Waldflächen sowie dem dazugehörigen Aufwuchs vorge-

nommen. Die Daten wurden im Jahresabschluss  2017 entsprechend berücksichtigt. 
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5. Rückindizierungstabelle 

Der Tab durchschnittliche Kaufwerte enthält den Bauland-Kaufwertindex des Bundeslandes 

Baden-Württemberg als Grundlage der Rückindizierung der Bodenrichtwerte. 

 

 

Abbildung 2 – Rückindizierungstabelle 

 

 



 
 
Sonderinventurrichtlinie Erfassung und Bewertung des Grund und Bodens 

   54 

6. Anlagen 

• Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000, 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.04.2013 

• Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) vom 11.12.2009, geändert durch Artikel 6 

des Gesetzes vom 16.04.2013 

• Gemeindekassenverordnung (GemKVO) vom 11.12.2009, geändert durch Artikel 7 

des Gesetzes vom 16.04.2013 

• Leitfaden zur Bilanzierung nach den Grundlagen des Neuen Kommunalen Haushalts- 

und Rechnungswesens (NKHR) in Baden-Württemberg (2.Auflage) August 2014 er-

setzt durch 3. Auflage Juni 2017; Herausgegeben von der Lenkungsgruppe NKHR 

• Aktenvermerk zur Bewertung der Kiesflächen vom 06.03.2017 
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7. Aufbewahrung der Unterlagen 

Die Aufbewahrungsfrist für alle in Ausführung dieser Inventurrichtlinie erforderlichen Unterla-

gen, welche die Erfassung des Vermögens und der Schulden dokumentieren, beträgt 10 

Jahre. 
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Erfassung und Bewertung des Gebäudevermögens 

im Rahmen der Erfassung und Bewertung des Anlagevermögen der Ge-

meinde Hohentengen a. H. zum Stichtag des 01. Januar 2016 

  

 

- Überarbeitete Fassung zur Datenmigration Stichtag 01.01.2020 - 
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1 Einleitung 

Die vorliegende Sonderrichtlinie für die Erfassung und Bewertung von Gebäuden der 

Gemeinde Hohentengen a.H. soll sicherstellen, dass die vorgenommene Arbeit einheit-

lich, vollständig und nach gleichen Bewertungskriterien erfolgt. 

Um die Einheitlichkeit sowie Vergleichbarkeit der bewerteten Objekte zu gewährleisten, 

erfolgt die Darstellung in EUR. Falls Bewertungen auf Basis von DM-Beträgen erfolgten, 

wurden diese in EUR (zum amtlichen Umrechnungskurs von 1:1,95583) umgerechnet. 

 

Diese Sonderrichtlinie wurde im Rahmen des Bewertungsprozess durch die beauftrage 

Firma Rödl & Partner erstellt und im Juni 2017 an die Gemeinde Hohentengen a.H. über-

geben. Im Rahmen der Fortführung des Anlagebestandes bis zum Eröffnungsbilanz-

stichtag (01.01.2020) wurde die Richtlinie durch die zuständigen Mitarbeiter der Ge-

meinde Hohentengen a.H. fortgeführt bzw. in Einzelfällen angepasst sofern Brüche in 

der Bearbeitung durch Rödl & Partner festgestellt wurden. 

 

Nach Ende der Zusammenarbeit mit Rödl & Partner im Sommer 2017 ist die Gemeinde 

Hohentengen a.H. dem Gemeinschaftsprojekt (GemPro) Waldshut/Lörrach der Firma 

Schüllermann beigetreten. In diesem Zusammenhang fand am 13. März 2018 in den 

Räumlichkeiten der Gemeinde eine Vor-Ort-Prüfung des Anlagebestandes sowie der 

vorgenommenen Bewertung durch einen Mitarbeiter der Firma Schüllermann statt. In 

diesem Zusammenhang wurden festgestellte Fehler korrigiert. Die Daten in der vorlie-

genden Sonderrichtlinie wurden daraufhin aktualisiert. 

 

Die nun vorliegende Richtlinie entspricht aus den genannten Gründen nicht mehr dem 

Originaldatensatz der Firma Rödl & Partner. 
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2 Gebäudevermögen 

Ein Bauwerk ist als Gebäude anzusehen, wenn es Menschen oder Sachen durch räum-

liche Umschließung Schutz gegen Witterungseinflüsse gewährt, den Aufenthalt von 

Menschen gestattet, fest mit dem Grund und Boden verbunden ist, von einiger Bestän-

digkeit und ausreichend standfest ist (BFH vom 28.05.2003, BStBl II S.693). Der Begriff 

des Gebäudes setzt nicht voraus, dass das Bauwerk über die Erdoberfläche hinausragt. 

Auch unter der Erd- oder Wasseroberfläche befindlich Bauwerke, z.B. Tiefgaragen, kön-

nen Gebäude im Sinne des Bewertungsgesetzes sein. Das gleiche gilt für Bauwerke, die 

ganz oder zum Teil in Berghänge eingebaut sind. Ohne Einfluss auf den Gebäudebegriff 

ist auch, ob das Bauwerk auf eigenem oder fremdem Grund und Boden steht (vgl. Gleich 

lautende Erlasse der obersten Finanzbehörden der Länder zur Abgrenzung des Grund-

vermögens von den Betriebsvorrichtungen vom 05.06.2013; Punkt 2.2 Gebäudebegriff). 

 

2.1. Klärung der Eigentumsfragen 

Bei der Ermittlung der Eigentumsverhältnisse ist darauf zu achten, dass lediglich Ge-

bäude berücksichtigt werden, die sich im (wirtschaftlichen) Eigentum der Gemeinde be-

finden. 

2.2. Definition der Gebäudeeinheiten  

Die Gebäudeeinheiten (z.B. Gebäude, Anbauten sowie Erweiterungsbauten) sind nach 

den unter Punkt 3.1 aufgeführten Abgrenzungskriterien zu ermitteln. 

2.3. Gesonderte Ermittlung der Außenanlagen 

Außenanlagen sind Grundstücksaufbauten, die als eigene Vermögensgegenstände zu 

erfassen und zu aktivieren sind. 
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3 Bewertungsvorschriften 

3.1. Maßgebliche Rechtsgrundlagen 

Bei der Erstellung von Buchungsempfehlungen gelten die kommunal-haushaltsrechtli-

chen Bestimmungen des Landes Baden-Württemberg. Hierzu zählen die GemO, die 

GemHVO und der Leitfaden zur Bilanzierung. Soweit in den kommunalgesetzlichen 

Grundlagen keine Regelungen getroffen sind, finden die handelsrechtlichen Vorschriften 

und Grundsätze sinngemäß Anwendung. 

3.2. Allgemeine Bewertungsgrundsätze 

3.2.1. Vorsichtsprinzip 

Die Bewertung des Gebäudevermögens erfolgte – wie beim übrigen Vermögen auch – 

nach dem Vorsichtsprinzip (vgl. § 252 (1) Nr. 4 HGB i.V.m. § 34 GemHVO). Sofern sich 

keine geprüften Aktivwerte nachweisen ließen, wurde der niedrigste Wert angesetzt. 

Konnte kein genaues Herstellungsdatum ermittelt werden, wurde vorsichtigerweise das 

jüngste wahrscheinliche Herstellungsdatum angenommen. 

Die Bewertung von Sonderposten erfolgte ebenfalls gemäß dem Vorsichtsprinzip. Konn-

ten keine geprüften Passivwerte nachgewiesen werden, wurde der höchste Wert ange-

setzt, sofern dieser die Anschaffungs- und Herstellungskosten nicht überschritten hat. 

3.2.2. Grundsatz der Einzelbewertung 

Grundsätzlich sind alle Vermögensgegenstände einzeln zu bewerten (vgl. § 37 (1) 

GemHVO sowie § 252 (1) Nr. 3 HGB i.V.m. § 38 (1) GemHVO). „In der Bilanz zu aktivie-

ren sind alle selbständig verwertbaren und bewertbaren Güter, die sich im wirtschaftli-

chen Eigentum einer Kommune befinden (Aktivierungsgrundsatz). Unter Verwertung 

wird dabei Veräußerung, die entgeltliche Nutzungsüberlassung sowie der bedingte Ver-

zicht verstanden.“ (vgl. Nr. 2.1.1.1 Leitfaden zur Bilanzierung i.V.m. Lüder, Konzeptio-

nelle Grundlagen des Neuen Kommunalen Rechnungswesens (Speyerer Verfahren), 

1999). 

3.2.3. Zinsen 

Gemäß §44 (3) GemHVO gehören die Zinsen für das Fremdkapital nicht zu den Herstel-

lungskosten und werden daher von den Anschaffungs- und Herstellungskosten abgezo-

gen. Zinsen für Fremdkapital können allerdings angesetzt werden, sofern diese zur Fi-

nanzierung der Herstellung des Vermögensgegenstandes verwendet werden und auf 

den Zeitraum der Herstellung eines Vermögensgegenstandes entfallen. Im Rahmen der 
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Bewertung lagen keine Unterlagen vor, aus denen Kosten für ansatzfähiges Fremdkapi-

tal hervorgehen, sodass diese nicht berücksichtigt wurden. 

3.3. Primat der Anschaffungs- und Herstellungskosten 

3.3.1. Fertigstellungszeitpunkt 

Zur Bestimmung der Restnutzungsdauer ist der Fertigstellungszeitpunkt maßgeblich. 

Sofern kein Fertigstellungszeitpunkt bekannt gegeben ist, gilt der Zeitpunkt, ab dem der 

jeweilige Vermögensgegenstand seiner Bestimmung gemäß nutzbar ist (vgl. auch Anm. 

367 zu § 255 HGB im Beck‘schen Bilanzkommentar). Bei einem Gebäude ist dies regel-

mäßig dann der Fall, sobald das Gebäude durch den Erbauer genutzt werden kann. Dies 

schließt jedoch nicht automatisch aus, dass die Kosten der noch ausstehenden endgül-

tigen Fertigstellung, wie z.B. Planungskosten, ebenfalls zu den Herstellungskosten zu 

rechnen sind. Gleiches gilt für Baumängel, welche nach der Fertigstellung  behoben wer-

den.  

Sofern das Fertigstellungsdatum nicht nachvollziehbar ist, gilt das Baufertigstellungsda-

tum lt. Baufertigstellungsanzeige des Hauptgewerks bzw. das Datum der Schlussab-

nahme laut Abnahmeprotokoll. Sofern auch dieses Datum nicht bekannt ist, wird hilfs-

weise das Datum der Schlussrechnung der Bauhauptleistung zugrunde gelegt. 

Ist das genaue Datum der Fertigstellung nicht ermittelbar, wird der 1.1. des Jahres der 

vermutlichen Fertigstellung angenommen. 

3.3.2. Begriff der Anschaffungs- und Herstellungskosten 

Als aktivierungsfähig gelten Maßnahmen, sofern hierfür Anschaffungs- oder Herstel-

lungskosten angefallen sind. Nach § 44 Abs. 1 GemHVO sind Anschaffungskosten Auf-

wendungen, die geleistet werden um einen Vermögensgegenstand zu erwerben und ihn 

in einen betriebsbereiten Zustand zu versetzen, soweit sie dem Vermögensgegenstand 

einzeln  zugeordnet werden können. 

Herstellungskosten sind nach § 44 Abs. 2 u. 3 GemHVO Aufwendungen, die durch den 

Verbrauch von  Gütern und die Inanspruchnahme von Diensten für 

• die (erstmalige) Herstellung eines Vermögensgegenstandes, 

• die Erweiterung eines Vermögensgegenstandes oder 

• eine über den ursprünglichen Zustand wesentlich hinausgehende Verbesse-

rung eines Vermögensgegenstandes 

entstehen. 

Der Begriff der Herstellung umfasst drei Varianten: 
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- Erstmalige Herstellung eine Vermögensgegenstandes 

- Wiederherstellung eines Vermögensgegenstandes 

- Herstellung eines anderen als des bisherigen Vermögensgegenstandes 

Die Gebäude der Gemeinde Hohentengen a.H. sind grundsätzlich zu Anschaffungs- 

und Herstellungskosten zum Zeitpunkt der Bezugsfertigkeit, vermindert um die plan-

mäßige Abschreibung für die Zeit der bisherigen Nutzung, anzusetzen (vgl. Punkt 2.3.1. 

Bilanzierungsleitfaden i.V.m. § 91 Abs. 4 GemO). 

 

Außerplanmäßige Abschreibungen i. S. des § 253 Abs. 2 Satz 3 HGB sind nur bei einer 

dauerhaften Wertminderung vorzunehmen (vgl. Punkt 2.3.7. Bilanzierungsleitfaden und 

§ 46 Abs. 3 GemHVO) 

 

Für Gebäude, deren Anschaffungs- und Herstellungskosten nicht mehr oder nur mit ei-

nem wirtschaftlich unverhältnismäßig hohen Aufwand zu ermitteln sind, erfolgt eine Er-

satzwertermittlung nach dem Versicherungswert. Grundlage der Indizierung nach dem 

Versicherungswertfahren sind die Indextabellen für die Gebäudewertversicherung in 

Goldmark zum Basisdatum 1914 (vgl. Punkt 3.2.3.1. Bilanzierungsleitfaden).  

 

Generell erfolgt bei abgeschriebenen Gebäuden, bei denen erkenntnisgemäß keine ak-

tivierungsfähigen Maßnahmen vorgenommen wurden und somit keine Restnutzungs-

dauer zum Bewertungsstichtag vorliegt, eine Bewertung zum Wert von 0,00 EUR (vgl. 

Hafner in Aker, Hafner, Notheis; „Kommentar GemO/GemHVO“, § 46 Abs. 1 S. 4 

GemHVO, RN 14).  

 

Die Bewertung des Anlagevermögens der Gemeinde Hohentengen a.H. erfolgt, soweit 

Werte vorliegen, anhand einer Wertübernahme der bestehenden Anlagebuchhal-

tung (vgl. § 62 Abs. 1 S. 2 GemHVO i.V.m. Hafner, in Aker, Hafner, Notheis, „Kommen-

tar GemO/GemHVO“, § 62 Abs. 1 S 2, RN 4-7). Die Werte wurden hierbei den zum 

Bewertungsstichtag vorhandenen Vermögensgegenständen zugeordnet. Lagen meh-

rere werthaltige Sachverhalte zu einem Vermögensgegenstand vor, wurde –im Sinne 

der  Vermögensgegenstandsdefinition des NKHR, eine „Restbuchwertvereinigung“ 

durchgeführt. Somit wird sichergestellt, dass eindeutige Vermögensgegenstände i.S.d. 

Leitfadens zur Bilanzierung entstehen. 
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Die Restnutzungsdauer des Vermögensgegenstandes wird unter Anwendung der Nut-

zungsdauertabelle bestimmt bzw. soweit die Sachverhalte eine Restnutzungsdauerver-

längerung anzeigen (Sanierung) ist eine Restnutzungsdauer zu bestimmen. 

Ist ein Gebäude grundlegend saniert worden (Zweitherstellung) und damit umfassend 

und tiefgreifend erneuert, ist eine Bewertung anhand der Sanierungskosten durchzufüh-

ren. Die Kosten der Wiederherstellung bzw. Generalsanierungen sind insoweit ana-

log zu den historischen Herstellungskosten anzusetzen (vgl. § 46 Abs. 1 S. 4 GemHVO 

i.V.m. Beck’scher Bilanzkommentar, § 255 RN. 376). Die Betrachtungsweise ist insofern 

als sachgerecht anzusehen, da bei einer Generalsanierung eine grundlegende Erneue-

rung des Objektes stattfindet, welche einen tiefgreifenden Einfluss auf die Gebäudesub-

stanz hat und somit die erneute Zurechnung einer betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer 

als sachgerecht ausweist bzw. bei einer Wiederherstellung der ursprüngliche Vermö-

gensgegenstand im Ganzen unbrauchbar geworden ist (Vollverschleiß) und unter Ver-

wendung der noch nutzbaren Teile ein wieder nutzbarer Vermögensgegenstand herge-

stellt wird. 

Objekte welche modernisiert bzw. unselbstständig erweitert wurden werden im Rah-

men der Wertübernahme der Anlagebuchhaltung zu einem Vermögensgegenstand zu-

sammengefasst .Falls die Nachaktivierungen zu signifikanten Verbesserungen am Bau-

werk geführt haben wurde eine verlängerte Restnutzungsdauer angesetzt.  
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3.4. Sonderposten 

Als Sonderposten wurden empfangene Zuwendungen für Investitionen sowie die auf-

grund gesetzlicher oder ortsrechtlicher Regelungen erhobenen Beiträge, Kostenerstat-

tungen und ähnliche Entgelte ausgewiesen (vgl. § 40 Abs. 4 GemHVO; § 

52 Abs. 4 GemHVO). Analog zur Bestimmung der Anschaffungswerte auf Basis der vor-

handenen Werte der Anlagebuchhaltung erfolgt die Zuordnung der Zuschusswerte 

ebenfalls anhand der bereits nachgewiesenen Werte der Anlagebuchhaltung. Die hierbei 

ermittelten Werte werden grundsätzlich ab dem Zeitpunkt der Bezugsfertigkeit des be-

zuschussten Vermögensgegenstandes aufgelöst. Die Auflösungsdauer bemisst sich 

hierbei nach der jeweiligen Nutzungsdauer des Vermögensgegenstandes (Mat-

ching der Nutzungsdauer). Falls mehrere Vermögensgegenstände im Rahmen einer 

Gesamtmaßnahme bezuschusst wurden (z.B. Schule und Turnhalle), erfolgt (soweit 

möglich) eine gewichtete Zuordnung anhand der individuellen Baukosten der einzelnen 

Gebäude bzw. Gebäudeteile. 

 

Im Rahmen des Echtkostenzeitraums (6 Jahre) erfolgt die Bewertung der Sonderposten 

anhand der Zuwendungsunterlagen (Zuwendungsbescheid, Verwendungsnachweis). 

Hierbei existieren zwei Hauptelemente der Zuordnung:  

 

Ermittlung der Höhe des Sonderpostens anhand der zuschussfähigen Kosten: 

Falls die zuschussfähigen Kosten aus den zur Bewertung vorliegenden Unterlagen ex-

plizit hervorgehen, sind diese als Grundlage für die Berechnung des Sonderpostens her-

anzuziehen und den geförderten Vermögensgegenständen zuzuordnen und über deren 

Nutzungsdauer aufzulösen.  

 

Ermittlung der Höhe des Sonderpostens anhand der pauschalen Fördersätze: 

Gehen die zuschussfähigen Kosten nicht aus den Unterlagen hervor, dann muss die 

Ermittlung der Höhe des zu bildenden Sonderpostens auf der Grundlage der jeweiligen 

Fördersätze erfolgen. 

Hierbei werden die Zuwendungen anhand der Pauschalsätze der Zuwendungsgewäh-

rung aufgeteilt. Das heißt die Zuwendungen werden üblicherweise zu 100% auf den 

Baukörper aktiviert, da die Pauschalsätze meist anhand von Nutzflächenberechnungen 

erfolgen.  
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3.5. Bauabschnitte 

Die Bestimmung der Bauabschnitte erfolgt nach folgender Differenzierung: 

 

3.5.1. Eigenständige, freistehende Gebäude 

Eigenständige freistehende Gebäude sind als eigene Bewertungsabschnitte zu erfassen 

und zu bewerten.  

Beispiel: 

Neubau eines Schulkomplexes mit separatem Schulgebäude, getrennt stehender Turn-

halle und eigenständigem Hausmeisterhaus.  

Die Gebäude dieses Beispiels wären alle als eigenständige Bewertungseinheiten zu er-

fassen und bewerten. 

 

3.5.2. Anbauten, Erweiterungsbauten 

Bei Anbauten sind zwei grundsätzliche Fallkonstellationen zu unterscheiden. Eigenstän-

dige Anbauten sind trotz des Anbaus an ein bereits bestehendes Gebäude eigenständig 

zu erfassen und zu bewerten. Unselbstständige Anbauten dagegen sind auf das Altge-

bäude nach zu aktivieren und über dessen Restnutzungsdauer abzuschreiben. Die Be-

stimmung ob ein eigenständiger Anbau vorliegt bemisst sich zum einen daran ob ein 

einheitlicher Nutzungszusammenhang vorliegt bzw. ob eine Verschachtelung der Ge-

bäude vorliegt (vgl. BFH Urteil v. 9. August 1974 V R 11/74). Ist entweder ein einheitli-

cher Nutzungszusammenhang bei untergeordnetem Flächenzuwachs bzw. eine Ver-

schachtelung der Gebäude vorhanden, so sind die Anbauten zusammen mit dem Altbau 

zu bewerten und zu aktivieren. 

Beispiel für einen eigenständigen Anbau: 

Erweiterung eines Schulgebäudes um einen eigenen Schulflügel, welcher z.B. durch ei-

nen Verbindungsgang angeschlossen wird. 

 

Beispiel für einen unselbstständigen Anbau: 

Erweiterung eines Schulgebäudes um ein weiteres Treppenhaus.  
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3.5.3. Erworbene Gebäude 

Für erworbene bzw. überlassene Gebäude sowie Gebäudekomplexe gelten die unter 

Punkt 1 und 2 aufgeführten Bestimmungen entsprechend (vgl. § 44 Abs. 1 S. 1 

GemHVO). 

 

3.5.4. Außenanlagen 

Die Außenanlagen sind als eigene Vermögensgegenstände zu erfassen und müssen 

eigenständig aktiviert werden (vgl. § 43 Abs. 1 Nr. 2 GemHVO; § 91 Abs. 4 GemO i.V.m. 

Beck’scher Bilanzkommentar, § 253 RN. 410). 

Hierzu zählen: 

• alle Grundstücksaufbauten, die weder Gebäude noch Betriebsvorrichtung sind 

und 

• bei denen kein einheitlicher Zusammenhang mit dem Gebäude besteht, z.B. Ein-

friedungen, Gartenanlagen, Fahrwege, Befestigungen und Pflasterungen 

• sowie Sportanlagen, die Gebäuden zugeordnet werden können, z.B. bei Schu-

len. 

Die Nutzungsdauer der Außenanlagen wird generell auf 15 Jahre festgelegt. 

 

3.6. Abgrenzung Erhaltungs- und Herstellungsaufwand 

Jede Baumaßnahme ist daraufhin zu prüfen, ob es sich bei den angefallenen Kosten um 

Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten oder Erhaltungsaufwendungen handelt. Nach-

träglich angefallene Herstellungskosten werden im Rahmen der Bewertung für die Zwe-

cke der Eröffnungsbilanz unter Beachtung der nachträglichen Sachverhalte mit Hilfe von 

Ersatzbewertungen berücksichtigt. 

 

Erhaltungsaufwand liegt vor, wenn Teile eines Vermögensgegenstandes ersetzt oder 

modernisiert werden, ohne dass dabei seine Funktion geändert wird (vgl. Ellrott/Brendt 

in Beck’scher Bilanzkommentar, § 255 RN. 390, 6. Auflage, 2006 und BMF- Schreiben 

vom 18.07.2003 – IV C 3 –S 2211 – 94/03). 

 

Herstellungsaufwand liegt vor, wenn ein Vermögensgegenstand vermehrt oder neuge-

schaffen wird. 
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Dies bedeutet, dass ein Vermögensgegenstand entweder: 

• in seiner Substanz vermehrt, 

• in seinem Wesen verändert  

• oder über seinen ursprünglichen Zustand hinaus erheblich verbessert wird. 

•  

Eine Substanzmehrung besteht, wenn ein bereits vorhandener Vermögensgegenstand 

erweitert, aber in seiner Eigenart nicht verändert wird. Substanzmehrung liegt jedoch 

nicht zwangsläufig dadurch vor, dass bestehende Teile ersetzt werden 

(§ 44 Abs. 1 S. 2 GemHVO).  

Eine Substanzmehrung liegt im Gebäudebereich vor, wenn eine Erweiterung der nutz-

baren Fläche stattfindet. Falls die Erweiterung als Anbau ausgeführt wurde, muss zuerst 

die Prüfung erfolgen, ob dieser eine eigene Bewertungseinheit darstellt (siehe 3.1.1). 

Eine selbstständige Substanzmehrung ist dabei separat zu erfassen und zu bewerten. 

Eine nichtselbstständige Substanzmehrung durch einen Anbau ist als eigener Bauab-

schnitt zu erfassen und mit dem Zeitpunkt der Fertigstellung auf das Altgebäude nach 

zu aktivieren bzw. im Rahmen der Ersatzbewertung entsprechend zu beachten. Weiter-

hin ist die Aufstockung um ein weiteres Geschoss eine Substanzmehrung, welche nach-

trägliche Anschaffungs- und Herstellungskosten begründet. Diese Substanzmehrung 

kann per Definition nicht als eigenständiger Bewertungsabschnitt erfasst werden und ist 

immer mit dem Zeitpunkt der Bezugsfertigkeit (des neuen Bauabschnitts) auf einen be-

reits bestehenden Bauabschnitt nach zu aktivieren. 

 

Ein Vermögensgegenstand wird in seinem Wesen verändert, wenn sich dessen Funk-

tion bzw. dessen Zweckbestimmung ändert. Dies ist z.B. der Fall, wenn ein Gebäude 

umgenutzt wird (Umbau eines Wohngebäudes zum Verwaltungsgebäude). Diese grund-

legenden Wesensveränderungen sind ebenfalls als nachträgliche Anschaffungskosten 

zu behandeln und je nach Umfang der Maßnahmen entweder als Generalsanierung bzw. 

Nachaktivierung zu sehen (Beck’scher Bilanzkommentar, § 255 RN. 378).  

 

Der dritte nachträgliche Anschaffungskosten begründende Sachverhalt ist die wesentli-

che Verbesserung über den ursprünglichen Zustand hinaus. Diese muss mindes-

tens 3 der wesentlichen 7 Standards miteinschließen (vgl. BMF-Schreiben vom 

18.07.2003 IV C 3 – S 2211 – 94/03 i.V.m. Punkt 2.3.2.2.2 Bilanzierungsleitfaden). Eine 
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Verbesserung nur von Teilen des Vermögensgegenstandes gilt als Erhaltungsaufwand 

(Bsp. alleiniger Austausch von Fenstern).  

Werden an einem Gebäude als Ganzes Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnah-

men durchgeführt, führen sogenannte „substanzerhaltende Bestandserneuerungen“ 

noch nicht zu einer wesentlichen Verbesserung, auch wenn die Aufwendungen dafür 

erheblich waren (z.B. reine Fassadensanierungen ohne weitere bauliche Maßnahmen). 

Lediglich wenn durch die Maßnahmen der Gebrauchswert des Vermögensgegenstan-

des deutlich erhöht wird, kann von einer wesentlichen Verbesserung ausgegangen wer-

den (vgl. Beck’scher Bilanzkommentar, Elrott/Brendt, § 255 RN. 375-385, 6. Auflage, 

2006 und BMF- Schreiben vom 18.07.2003 – IV C 3 –S 2211 – 94/03, RN. 22-30). 
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4. Abschreibung 

4.1. Abschreibung allgemein 

Die Abschreibung der Gebäude erfolgt grundsätzlich linear. Ab dem Zeitpunkt der Be-

triebsbereitschaft des Vermögensgegenstandes beginnt die Abschreibung, d.h. bei ei-

nem Gebäude, wenn die wesentlichen Bauarbeiten abgeschlossen sind und der Bau für 

den Betrieb genutzt werden kann (vgl. Punkt 2.2.2.4 Bilanzierungsleitfaden). Nach § 46 

Abs. 3 Satz 1 GemHVO i.V.m. § 52 Abs. 3 Nr. 1.1 und 1.2 GemHVO ist bei Vermögens-

gegenständen des Sachvermögens, deren Nutzung  zeitlich begrenzt ist, auf volle Mo-

nate abzuschreiben. Der Monat der Anschaffung oder Herstellung ist hierbei voll mitzu-

rechnen. 

Kann bei einzelnen Gebäuden das Jahr der Anschaffung nicht ermittelt werden, muss 

dieses geschätzt werden. Es wird in diesen Fällen unterstellt, dass die Anschaffung oder 

Herstellung zum 01.01 des jeweiligen Jahres erfolgte. (vgl. Punkt 2.4.7. Bilanzierungs-

leitfaden 2. Auflage Stand August 2014) . 

 

Eine außerplanmäßige Abschreibung i. S. des § 253 Abs. 2 Satz 3 HGB ist nur bei einer 

dauerhaften Wertminderung zulässig (vgl. Punkt 2.4.6. Bilanzierungsleitfaden und 

§ 46 Abs. 3 GemHVO).  

4.2. Abschreibung erworbener bzw. überlassener Gebäude 

Bei gebraucht erworbenen bzw. überlassenen Gebäuden sind gemäß Einschätzung des 

Objektzustandes sinnvolle Analogien auf Basis der Abschreibungstabellen der Ge-

meinde Hohentengen a.H. zu bilden und die Restnutzungsdauer auf dieser Basis zu 

bestimmen. 

4.3. Anpassung der Abschreibung bei Übernahme von Altdaten des 

Bestandsverzeichnisses 

Soweit eine Übernahme von Anschaffungswerten aus den bestehenden Anlagever-

zeichnissen stattfindet kann ggf. eine Anpassung der Abschreibungsdauern notwendig 

werden, entweder um eindeutige und einzelobjektbezogene Vermögensgegenstände 

herzustellen (Restbuchwertvereinigung) oder um Anpassungen aufgrund der Vereinheit-

lichungen der Nutzungsdauer bzw. von nutzungsdauerverlängernden Baumaßnahmen 

darzustellen.  
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4.4. Abschreibungstabelle  

Die Abschreibungstabelle der Gemeinde Hohentengen a.H. wurde durch die Gemeinde 

Hohentengen a.H. in Rücksprache mit der Rechtsaufsichtsbehörde auf Basis der Bau-

beschaffenheit der Gebäude bestimmt.  

• Massivbauweise (Mauerwerk bzw. Stahlbetonbauweise)  

• Teilmassivbauweise (Mischbauweise auf Mauerwerk bzw. Leichtbauweisen)  

• Leichtbauweise (Leichtbauelemente auf Basis eines stützenden Tragkon-

strukts) 

Auf Basis dieser Bauweisen wurden grundlegende Abschreibungsdauern definiert, die 

für Bauten, welche einem erhöhten Verschleiß unterliegen (z.B. Schulen, Bauhof, stark 

beanspruchte Betriebsgebäude) noch modifiziert wurden um eine sachgerechtere Abbil-

dung der realen Nutzungsdauern zu ermöglichen. 

 

Für Außenanlagen wurde im Rahmen der üblichen Nutzungsspanne von 10-20 Jahren 

eine Nutzungsdauer von 15 Jahren festgesetzt.  

 

Abschreibungstabelle Gemeinde Hohentengen a.H. nach Gebäu-

deart 

Gebäudeart 

Nutzungsdauer in 

Jahren 

Schulgebäude/Kindergärten/Mehrzweckhallen 40 

Betriebsgebäude (Bauhof) 40 

Gebäude für Mehrfachunterbringung 40 

Sonstige stark beanspruchte Massivbauten 40 

Sonstige Massivgebäude 50 

Teilmassive Bauten 34 

Leichtbaugebäude (Holz-/Blechkonstruktion) 33 

Sonstige Bauten (Garagen/Pavillons) 20 

  

Außenanlagen 15 
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5. Vorgehen 

5.1. Anschaffungs- und Herstellungskosten 

Die Gebäude der Gemeinde Hohentengen a.H. sind grundsätzlich zu Anschaffungs- 

bzw. Herstellungskosten zu bewerten. Zur Sicherstellung der Vollständigkeit der Erfas-

sung fand zusammen mit der Gemeinde eine Inaugenscheinnahme vor Ort statt, welche 

die Anforderungen an die körperliche Inventur der Vermögensgegenstände erfüllt.  

 

5.1.1. Bewertung der Gebäude nach tatsächlichen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten 

• Anschaffungskosten sind die Aufwendungen, die geleistet werden, um einen 

Vermögensgegenstand zu erwerben und ihn in einen betriebsbereiten Zustand 

zu versetzen. Hierbei unterscheidet man zwischen den direkten Kosten des 

Vermögensgegenstandes und den Anschaffungsnebenkosten. Die Anschaf-

fungskosten setzen sich in ihrer Gesamtheit damit aus den direkten Kosten 

sowie den Nebenkosten und eventuellen nachträglichen Anschaffungskosten 

zusammen. Minderungen des Anschaffungspreises sind abzusetzen (vgl. § 44 

Abs. 1 GemHVO).  

 

• Herstellungskosten sind die Aufwendungen, die durch den Verbrauch von 

Gütern und die Inanspruchnahme von Diensten für die Herstellung eines Ver-

mögensgegenstandes, seine Erweiterung oder für eine über seinen ur-

sprünglichen Zustand hinausgehende wesentliche Verbesserung entste-

hen. Dazu gehören die Materialkosten, die Fertigungskosten und die Sonder-

kosten der Fertigung. Bei der Berechnung der Herstellungskosten dürfen auch 

angemessene Teile der notwendigen Materialgemeinkosten, der notwendigen 

Fertigungsgemeinkosten und des Werteverzehrs des Anlagevermögens, so-

weit er durch die Fertigung veranlasst ist, eingerechnet werden. 

 

Zinsen für Fremdkapital gehören nicht zu den Herstellungskosten. Fremdkapi-

talzinsen, die aufgrund der Herstellung eines Vermögensgegenstandes entste-

hen, dürfen als Herstellungskosten angesetzt werden, soweit sie auf den Zeit-

raum der Herstellung entfallen (vgl. § 44 Abs. 2 GemHVO). 
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• Nachträgliche Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten sind Aufwendun-

gen für eine Neuschaffung oder Vermehrung eines Vermögensgegenstandes. 

Diese sind unter Punkt 3.2 näher aufgeführt (vgl. § 44 Abs. 1 GemHVO). 

 

5.1.2. Fortgeführte Anschaffungs- und Herstellungskosten (Übernahme von 

Werten aus den Anlageverzeichnissen) 

Für Werte außerhalb des 6-Jahreszeitraums, welche in einem kameralen Anlagever-

zeichnis nachgewiesen sind, erfolgt eine Übernahme dieser. Grundlage für die Wer-

tübernahme ist die Zuordnung der Positionen des Anlageverzeichnisses auf die tatsäch-

lich vorhandenen Vermögensgegenstände des Gebäudevermögens (bestimmt anhand 

einer Inaugenscheinnahme vor Ort). Kernelement ist hierbei die Vermögensgegen-

standsdefinition des NKHR d.h. ein Gebäude bzw. selbstständiger Gebäudeteil ist unter 

Beachtung seiner Bestandteile als ein Gegenstand im Rahmen der Erstbewertung zu 

erfassen und fortzuführen. 

 

5.1.3. Übertragene bzw. überlassene Gebäude 

Wurden der Gemeinde Gebäude „unentgeltlich“ übertragen bzw. überlassen, gilt das 

Prinzip der wirklichkeitsgetreuen Bewertung (vgl. § 43 Abs. 1 Nr. 3 GemHVO). Die Be-

wertung der Gebäude erfolgt analog der Ausführungen in Kapitel 5.1.1. Gleichzeitig ist 

in Höhe des ermittelten Gebäudewertes ein Sonderposten zu bilden. 

 

5.1.4. Erworbene Gebäude 

Ist bei erworbenen Gebäuden eine direkte Aufteilung des Kaufpreises auf Grund und 

Boden und Gebäude anhand des Kaufvertrages nicht möglich, so ist eine Aufteilung des 

Kaufpreises nach z.B. vorliegenden Gutachten sicherzustellen. Falls keinerlei Unterla-

gen vorliegen, erfolgt eine Aufteilung im Verhältnis der zu ermittelnden Verkehrswerte 

von Grund und Boden und dem Gebäude zum Kaufvertragszeitpunkt. 
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5.1.5. Grundlagen der Ermittlung 

Die Ermittlung der historischen Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten basiert auf den 

für die jeweiligen Bauabschnitte erstellten Verwendungsnachweisen bzw. Kostenfest-

stellungen oder auch Einzelrechnungen. Die auf die einzelnen, separat zu aktivierenden 

Vermögensgegenstände entfallenden anteiligen Kosten werden aus den Verwendungs-

nachweisen, Kostenfeststellungen, Ausgabenübersichten, Kaufverträgen, Überlas-

sungsverträgen usw. abgeleitet und der Wertermittlung zugrunde gelegt. Die Bauneben-

kosten werden im Verhältnis der angefallenen Kosten für Außenanlagen und Kosten des 

Baukörpers aufgeteilt, falls diese nicht explizit aus den Unterlagen zu ermitteln sind. 

 

Die Ermittlung der fortgeführten Anschaffungs- und Herstellungskosten erfolgt anhand 

der Bezeichnungen des Vermögensgegenstandes und den im Anlageverzeichnis (Voll-

vermögensrechnung) nachgewiesenen Werten. Falls erkennbar unselbstständige Ein-

zelbestandteile vorliegen (Bsp. „Fenstererneuerung Schulgebäude“) werden diese im 

Rahmen einer Restbuchwertvereinigung auf einen Vermögensgegenstand konsolidiert. 

Die Vereinigung der Restbuchwerte findet nur dann statt, wenn für die Anlagen noch ein 

Restbuchwert vorliegt, eine Vereinigung der Restbuchwerte bei bereits vollständig ab-

geschriebenen Anlagen unterbleibt.  

5.2. Bewertung mit Ersatzwerten mittels des Versicherungs-

wertverfahrens 

Sollten die Anschaffungs- und Herstellkosten eines Gebäudes, aufgrund von fehlenden 

Unterlagen, nicht mehr ermittelbar sein, erfolgt die Bewertung auf Basis des Versiche-

rungswertverfahrens (vgl. Punkt 3.2.3.1. Bilanzierungsleitfaden).  

Als Grundlage hierfür dienen die Versicherungswerte der Gebäudebrandversicherung 

zum Einheitswert von 1914 soweit diese eindeutig auf einen Vermögensgegenstand zu-

ordenbar sind. Diese werden auf Basis von Indextabellen auf das Baujahr umgerechnet 

und auf einen Eurobetrag vereinheitlicht.  

5.3. Ersatzbewertung nach NHK 2000 mittels Sachwertverfahren bzw. 

Ermittlung von Vergleichsmaßstäben 

Falls die Versicherungswerte nicht für eine vollumfängliche Bewertung ausreichend sind, 

muss die Bewertung anhand bzw. unter Zuhilfenahme der Normalherstellungskosten 
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(NHK) 2000 erfolgen. Die hierfür erforderlichen technischen Parameter (z.B. Ausstat-

tungsstandard) werden primär im Rahmen der Vorort-Besichtigung erhoben. Die Bestim-

mung des zweiten Parameters der Brutto-Grundfläche erfolgt auf Basis der Vorgaben 

nach DIN 277. Falls die Bestimmung der Normalherstellungskosten nur zur Ermittlung 

eines Aufteilungsmaßstabes erfolgt, so wurden die Flächen aus Vereinfachungsgründen 

auf Basis der Lagepläne bestimmt. Die Bestimmung der Anzahl der Stockwerke konnte 

anhand der erfolgten Begehung bzw. der Fotodokumentation erfolgen.  

Für die Ermittlung der NHK 2000 des Gebäudes ist der Bruttogrundflächenpreis auf Ba-

sis der angegebenen Kostenspannen des jeweiligen Gebäudetyps und der Baujahres-

klassen zu interpolieren. 

Um regionale sowie ortspezifische Unterschiede auszugleichen, findet im Rahmen der 

Ersatzbewertung nach NHK 2000 ein Korrekturfaktor Anwendung, um einen Anpas-

sungsmultiplikator zu generieren. 

Dieser setzt sich zusammen aus dem Regionalfaktor für Baden-Württemberg und dem 

Ortsgrößenfaktor gemäß der Ortsgröße des zu bewertenden Gebäudes der Gemeinde 

Hohentengen a.H. 

 

5.4. Bewertung abgeschriebener und technisch verbrauchter Gebäude 

Soweit Gebäude wirtschaftlich verbraucht waren, wurden sie im Einklang mit dem Bilan-

zierungsleitfaden (vgl. Punkt 2.4.5.7 Bilanzierungsleitfaden) zum historischen Wert von 

0,00 € bewertet (vgl. Hafner, in Aker, Hafner, Notheis; Kommentar GemO/GemHVO, § 

46 Abs. 1 S. 4 GemHVO, RN 14). 

5.5. Anlagen im Bau 

Sollte die Herstellung des Gebäudes zum Erfassungsstichtag noch nicht vollständig ab-

geschlossen sein – handelt es sich dementsprechend um eine „Anlage im Bau“ (AIB) - 

kann zum Zeitpunkt der Ersterfassung der Vermögensgegenstände des Gebäudever-

mögens keine Bewertung durchgeführt werden. Vielmehr sind die Aufwendungen für An-

lagen im Bau auf ein separates Konto „Anlage im Bau“ zu verbuchen und erst nach Fer-

tigstellung des Vermögensgegenstands auf das entsprechende Aktivkonto umzubuchen 

(vgl. Punkt 2.2.2.4. Bilanzierungsleitfaden).  
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6. Sonderfälle 

 

Schule Hohentengen 

Die Grund- und Werkrealschule Hohentengen setzt sich aus einer Vielzahl an einzelnen 

Bauabschnitten zusammen. Das Gebäude wurde in seinen Ursprungsbauteilen ca. 1960 

erstmalig errichtet und über die Jahrzehnte in diversen Baumaßnahmen erweitert, umge-

baut und erneuert. Gemäß Inaugenscheinnahme vor Ort ist zwischen den verschiede-

nen Bauteilen keine eindeutige Abgrenzung möglich. Zum Aufnahmezeit liegt ein Ge-

bäudekörper vor, welcher (aufgrund der Verschachtelung der Baumaßnahmen) nicht in 

einzelne Bestandteile aufteilbar ist.  

Zur Sicherstellung einer eindeutigen Zuordnung und um den tatsächlichen Gegebenhei-

ten Rechnung zu tragen, erfolgt die Erfassung des Schulgebäudes als ein Vermögens-

gegenstand. 

 Die werthaltigen Einzelmaßnahmen der Altanlagebuchhaltung werden im Rahmen der 

Bewertung also zu einem Vermögensgegenstand zusammengefasst. Die Nutzungs-

dauer dieses Vermögensgegenstandes kann nicht unter Beachtung der einzelnen Ver-

besserungsschritte bestimmt werden, da hierfür zu viele Sachverhalte vorliegen. Die Be-

stimmung der Restnutzungsdauer erfolgte daher unter Beachtung der grundsätzlichen 

Nutzungsdauertabelle der Gemeinde sowie anhand des tatsächlichen Gebäudezustan-

des zum Aufnahmezeitpunkt, welcher im Rahmen einer Inaugenscheinnahme geprüft 

wurde. 
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7. Anlagen 

• Gesetz zur Reform des Gemeindehaushaltsrechts v. 08.05.2009 

• GemO i.d.F.v. 24.07.2000 

• GemHVO i.d.F.v. 11.12.2009 

• Bilanzierungsleitfaden i.d.F.v. August 2014 

• BMF – Schreiben v. 18.07.2003 

• NHK 2000 (Anlage 7) 
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Gemeinde Hohentengen a. H. 

 

 

 

Sonderinventurrichtlinie 

 

Erfassung und Bewertung des Infrastrukturvermögens 

im Rahmen der Erfassung und Bewertung des Anlagevermögen der 

Gemeinde Hohentengen a. H. zum Stichtag des 01. Januar 2016 

 

 

- Überarbeitete Fassung zur Datenmigration Stichtag 01.01.2020 - 
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1 Einleitung 

Die Gemeinde Hohentengen a.H. beabsichtigt, die kommunale doppelte Buchführung 

in Konten zum 01.01.2019 einzuführen. Aus diesem Grund wurde Rödl & Partner von 

der Gemeinde beauftragt, das Infrastrukturvermögen der Gemeinde Hohentengen a.H. 

zu bewerten.  

 

Wegen personeller Veränderungen innerhalb der Gemeindeverwaltung wurde nach 

Ende der Zusammenarbeit mit der Firma Rödl & Partner beschlossen, den 

Einführungstermin auf den 01.01.2020 zu verschieben.  

 

Basierend auf dem ursprünglichen Zeitplan soll im Jahr 2016 mit der 

Vermögenserfassung und –bewertung begonnen werden. Der Bewertungsstichtag für 

die Arbeiten wird daher auf den 01.01.2016 gelegt. Die Gemeinde wünscht noch vor 

Umstellung auf das Neue Kommunale Haushaltsrecht (NKHR) die Elektronisierung der 

Anlagebuchhaltung durch Übernahme des Datenbestandes in das aktuell verwendete 

SAP System. 

Die Ergebnisse der Arbeiten sind entsprechend von der Gemeinde fortzuschreiben, um 

eine vollständige Eröffnungsbilanz zum Zeitpunkt der Umstellung aufstellen zu können. 

Maßgebliche Bewertungsvorschriften bilden hierbei die Gemeindeordnung, die 

Gemeindehaushaltsverordnung sowie der Leitfaden zur Bilanzierung nach den 

Grundlagen des Neuen Kommunalen Haushalts- und Rechnungswesens (NKHR) in 

Baden-Württemberg (2. Auflage Stand August 2014, ersetzt durch 3. Auflage Stand 

Juni 2017). 

 

Aufgabenstellung war die Bewertung des Infrastrukturvermögens der Gemeinde 

Hohentengen a.H. unter Berücksichtigung der unten abgebildeten Nutzungsdauern. 

 

Das Abwasservermögen sowie die Freibad-; Camping--; und Friedhofseinrichtungen 

werden seitens der Gemeinde Hohentengen a.H. in separaten Anlagenachweisen 

geführt. Die in diesen Anlagenachweisen abgebildeten Vermögensgegenstände 

werden im Rahmen der Bewertung des Infrastrukturvermögens mit ihren bereits 

aktivierten Beträgen übernommen und migriert. 
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Die Überprüfung des Datenbestandes durch die Fa. Schüllermann ergab an dieser 

Stelle, dass die Freibäder sowie die Campingplätze fälschlicherweise durch die Fa. 

Rödl & Partner dem Infrastrukturvermögen zugeordnet wurden. Im Rahmen der 

bilanzseitigen Kontenzuordnung wurde dieser Fehler korrigiert. Beide Bereiche sind 

den Freizeiteinrichtungen zuzuordnen. Aus Darstellungsgründen werden die 

Ausführungen hier beibehalten, da die grundsätzliche Bewertung dieser Bereiche so 

erfolgt ist, wie in dieser Inventurrichtlinie beschrieben. 

 

Bewertet wurde ausschließlich das Infrastrukturvermögen, das sich im wirtschaftlichen 

Eigentum der Gemeinde Hohentengen a.H. befindet und zum Bewertungsstichtag 

aktivierungsfähig ist. 

 

Diese Sonderrichtlinie wurde im Rahmen des Bewertungsprozess durch die beauftrage 

Firma Rödl & Partner erstellt und im Juni 2017 an die Gemeinde Hohentengen a.H. 

übergeben. Im Rahmen der Fortführung des Anlagebestandes bis zum 

Eröffnungsbilanzstichtag (01.01.2020) wurde die Richtlinie durch die zuständigen 

Mitarbeiter der Gemeinde Hohentengen a.H. fortgeführt bzw. in Einzelfällen angepasst 

sofern Brüche in der Bearbeitung durch Rödl & Partner festgestellt wurden. 

 

Nach Ende der Zusammenarbeit mit Rödl & Partner im Sommer 2017 ist die Gemeinde 

Hohentengen a.H. dem Gemeinschaftsprojekt (GemPro) Waldshut/Lörrach der Firma 

Schüllermann beigetreten. In diesem Zusammenhang fand am 13. März 2018 in den 

Räumlichkeiten der Gemeinde eine Vor-Ort-Prüfung des Anlagebestandes sowie der 

vorgenommenen Bewertung durch einen Mitarbeiter der Firma Schüllermann statt. In 

diesem Zusammenhang wurden festgestellte Fehler korrigiert. Die Daten in der 

vorliegenden Sonderrichtlinie wurden daraufhin aktualisiert. 

 

Die nun vorliegende Richtlinie entspricht aus den genannten Gründen nicht mehr dem 

Originaldatensatz der Firma Rödl & Partner. 
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2 Infrastrukturvermögen 

Die Infrastruktur (Unterbau) bezeichnet alle langlebigen Grundeinrichtungen, die das 

Funktionieren und die Kommunikation einer arbeitsteiligen Volkswirtschaft garantieren. 

Hierzu zählen im Zuständigkeitsbereich der Gemeinde Hohentengen a.H. alle Straßen, 

Wege,  Plätze, Verkehrsanlagen, Brücken, wasserbauliche Anlagen (auch 

Hochwasserschutz) sowie die Friedhöfe. 

 

Zum Straßeninfrastrukturvermögen der Gemeinde zählen: 

• Straßenkörper (vgl. 3.2.6.2 Bilanzierungsleitfaden) 

• Straßenzubehör (vgl. 3.2.6.3 Bilanzierungsleitfaden) 

• Bauwerke (vgl. 3.2.6.4 Bilanzierungsleitfaden) 

 

Das Wasservermögen wird im Rahmen des Eigenbetriebs Gemeindewerke bilanziert, 

das Abwasservermögen ist bereits in separaten Anlagenachweisen erfasst. Daher 

wurden innerhalb der Bewertung des Infrastrukturvermögens zu Echtkosten 

entsprechende  Straßenentwässerungsanteile, sofern in den bewertungsrelevanten 

Unterlagen identifiziert, samt Beitragsanteil separiert und der Position „Kostenanteile 

Dritter“ zugeordnet. 

 

Grundsätzlich stehen alle Straßen, bei denen die Gemeinde gem. § 9 Abs. 1 StrG 

Baden-Württemberg Straßenbaulastträger ist, im wirtschaftlichen Eigentum der 

Gemeinde Hohentengen a.H. Hierzu zählen etwaige Gemeinde- und 

Gemeindeverbindungsstraßen. Nicht im wirtschaftlichen Eigentum der Gemeinde 

stehen Staatstraßen und Bundesstraßen. Lediglich die dazugehörigen Nebenanlagen 

im Zuge von Ortsdurchfahrten befinden sich regelmäßig im wirtschaftlichen Eigentum 

der Gemeinde Hohentengen a.H. 

 

Vermögensgegenstände (vgl. 3.2.2) wurden zu Echtkosten bzw. mit Erfahrungs-/ 

Ersatzwerten bewertet, sofern diese aktivierungsfähig (vgl. Kapitel 3.3) und nicht 

bereits abgeschrieben (vgl. Kapitel 4) sind. 
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Beim Infrastrukturvermögen sind der Grund und Boden sowie die zuzurechnenden 

Aufbauten, Betriebsvorrichtungen, Bauwerke etc. separat zu bilanzieren (Nr. 3.2.6 

Bilanzierungsleitfaden). 

Grundstücke, sowie Grunddienstbarkeiten sind nicht Bestandteil des Infrastruktur-

vermögens. Diese sind als gesondertes Vermögen zu erfassen und zu bewerten. Für 

die Bewertung der Grundstücke ist die Richtlinie für Grundstücke zu verwenden. Die 

gesondert ermittelten Wertansätze für Grund und Boden im Bereich Infrastrukturgrund-

vermögen dienen lediglich zur Verteilung der Sonderposten für das Grundvermögen 

(zuwendungs- bzw. beitragsfähige Kosten) und stellen nicht die tatsächlichen 

Anschaffungskosten dar. Die Anschaffungskosten für Grund und Boden wurden im 

Zuge der Wertermittlung von Grundvermögen ermittelt. Eine genaue Zuordnung der 

Sonderposten auf die jeweiligen Flurstücke erfolgt im Teilprojekt Grund und Boden. 

 

Alle Vermögensgegenstände des Infrastrukturvermögens, deren Nutzungsdauer zum 

Bewertungsstichtag noch nicht überschritten ist, wurden einer Bewertung unterzogen 

(AHK vs. Erfahrungs-/ Ersatzbewertung). Sofern Vermögensgenstände zum 

Bewertungsstichtag bereits wirtschaftlich abgeschrieben sind aber dennoch genutzt 

werden, werden diese im Rahmen der Bewertung mit einem Erinnerungswert von 0,00 

EUR erfasst. 

 

Unter einem Vermögensgegenstand versteht man ein selbständig verwertbares und 

bewertbares Gut, welches sich im wirtschaftlichen Eigentum des Bilanzierenden 

befindet. Unter Verwertung werden dabei Veräußerung, die entgeltliche Nutzungs-

überlassung sowie der bedingte Verzicht verstanden (vgl. Lüder, Konzeptionelle 

Grundlagen des Neuen Kommunalen Rechnungswesens, 1999). 

 

Im Bereich der Straßen wurden diese im Zuge der zu Echtkosten bewerteten 

Baumaßnahmen nicht als Ganzes bewertet, sondern lediglich der jeweilige 

Straßenbauabschnitt. So befinden sich innerhalb einer Straße, für die Unterlagen zu 

Echtkosten vorliegen, in aller Regel mehrere Bauabschnitte mit jeweils 

unterschiedlichen Anschaffungs- und Herstellungskosten, sowie unterschiedlichen 

Restnutzungsdauern. Entsprechend erfolgte auch die Erfassung und Bilanzierung. 
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Zum Straßenkörper zählen grundsätzlich (vgl. Nr. 3.2.6.2.2 Leitfaden zur Bilanzierung): 

• der Straßenunterbau, 

• sonstige Teileinrichtungen (unselbständige Gehwege, Beschilderung, 

Verkehrsinseln etc.) 

 

Die nachfolgenden Vermögensgegenstände sind in der Gemeinde Hohentengen a.H. 

sämtlich von untergeordneter Bedeutung. Daher wurden diese mit dem Straßenkörper 

zusammen bewertet: 

• Straßenabläufe, 

• Grünstreifen, 

• mehrjährige Pflanzen und Bäume in Pflanzbeeten und auf Grünstreifen, 

• Schutzplanken, 

• Betonschutzwände, 

• Betongleitwände, 

• Verkehrszeichen. 

 

Im Zuge der Ersterfassung wurden in der Regel folgende selbständig zu erfassende 

Vermögensgegenstände mit dem Straßenkörper zusammen bewertet: 

• Unselbständige Rad- und Gehwege, kombinierte Rad- und Gehwege, 

• Verkehrslenkungsanlagen (Kreisel), 

• Bushaltestellenbuchten, 

• Parkstreifen, -buchten u. a. 

 

Im Zuge der Ersterfassung wurden folgende Vermögensgegenstände bei 

Vorhandensein selbstständig bewertet: 

• Taxistände, 

• eigenständige Parkplätze, 

• Sonstige Plätze, 

• Verkehrsampeln, Signalanlagen, 

• Parkleitsysteme (auch Parkautomaten), 

• Straßenbeleuchtung, 

• Brücken, große Durchlässe und sonstige Ingenieurbauwerke 
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Ingenieurbauwerke nach der DIN 1076 sind grundsätzlich selbständig zu erfassen und 

zu bewerten. Hierzu zählen gemäß Ziffer 3 der DIN 1076: 

 

• Brücken mit einer lichten Weite zwischen den Widerlagern von 2,00 m oder 

mehr, 

• Stützbauwerke mit einer sichtbaren Höhe von 1,50 m oder mehr, 

• Lärmschutzbauwerke (Wände) mit einer sichtbaren Höhe von 2,00 m oder mehr. 

 

Entsprechend kleinere Ingenieurbauwerke stellen keine selbständigen Vermögens-

gegenstände dar und sind daher zusammen mit der Straße zu erfassen und zu 

bilanzieren. Die Gemeinde Hohentengen a.H. hat derzeit keine der oben aufgeführten 

Ingenieurbauwerke nach DIN 1076  im wirtschaftlichen Eigentum.  
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3 Bewertungsvorschriften 

3.1 Maßgebliche Rechtsgrundlagen 

Bei der Erstellung von Buchungsempfehlungen gelten die kommunal-

haushaltsrechtlichen Bestimmungen des Landes Baden-Württemberg. Hierzu zählen 

die GemO, die GemHVO und der Leitfaden zur Bilanzierung. Soweit in den 

kommunalgesetzlichen Grundlagen keine Regelungen getroffen sind, finden die 

handelsrechtlichen Vorschriften und Grundsätze sinngemäß Anwendung. 

 

 

3.2 Allgemeine Bewertungsgrundsätze 

3.2.1 Vorsichtsprinzip 

Die Bewertung des Infrastrukturvermögens erfolgte – wie beim übrigen Vermögen 

auch- nach dem Vorsichtsprinzip (vgl. § 252 (1) Nr. 4 HGB i.V.m. § 34 GemHVO). 

Sofern sich keine geprüften Aktivwerte nachweisen ließen, wurde der niedrigste Wert 

angesetzt. Sofern sich ein genaues Herstellungsdatum nicht ermitteln ließ, wurde 

vorsichtigerweise das jüngste wahrscheinliche Herstellungsdatum angenommen. 

 

Die Bewertung von Sonderposten erfolgte ebenfalls entsprechend dem 

Vorsichtsprinzip. Sofern sich keine geprüften Passivwerte nachweisen ließen, wurde 

der höchste Wert angesetzt, sofern dieser die Anschaffungs- und Herstellungskosten 

nicht überschritten hat. 

 

3.2.2 Grundsatz der Einzelbewertung 

Grundsätzlich sind alle Vermögensgegenstände einzeln zu bewerten (vgl. § 37 (1) 

GemHVO sowie § 252 (1) Nr. 3 HGB i.V.m. § 38 (1) GemHVO). „In der 

Vermögensrechnung zu aktivieren sind alle selbständig verwertbaren und bewertbaren 

Güter, die sich im wirtschaftlichen Eigentum einer Kommune befinden 

(Aktivierungsgrundsatz). Unter Verwertung wird dabei Veräußerung, die entgeltliche 

Nutzungsüberlassung sowie der bedingte Verzicht verstanden.“ (vgl. Nr. 2.1.1.1 

Leitfaden zur Bilanzierung i.V.m. Lüder, Konzeptionelle Grundlagen des Neuen 

Kommunalen Rechnungswesens (Speyerer Verfahren), 1999). 
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3.2.3 Zinsen 

Gemäß §44 (3) GemHVO gehören die Zinsen für das Fremdkapital nicht zu den 

Herstellungskosten und werden daher von den Anschaffungs- und Herstellungskosten 

abgezogen. Zinsen für Fremdkapital können allerdings angesetzt werden, sofern diese 

zur Finanzierung der Herstellung des Vermögensgegenstandes verwendet werden und 

auf den Zeitraum der Herstellung eines Vermögensgegenstandes entfallen. Im 

Rahmen der Bewertung lagen keine Unterlagen vor, aus denen Kosten für 

Fremdkapital hervorgehen, sodass diese nicht berücksichtigt wurden. 

 

 

3.3 Primat der Anschaffungs- und Herstellungskosten 

3.3.1 Fertigstellungszeitpunkt 

Zur Bestimmung der Restnutzungsdauer ist der Fertigstellungszeitpunkt maßgeblich. 

Sofern kein Fertigstellungszeitpunkt bekannt gegeben ist, gilt der Zeitpunkt, ab dem 

der jeweilige Vermögensgegenstand seiner Bestimmung gemäß nutzbar ist (vgl. auch 

Anm. 367 zu § 255 HGB im Beck‘schen Bilanzkommentar), d.h. bei einem 

Straßenbauabschnitt ist dies der Fall, wenn die Straße durch den vorgesehenen 

Anliegerverkehr (und nicht in überwiegendem Umfang durch Baustellenverkehr) 

genutzt werden kann. Dies schließt jedoch nicht automatisch aus, dass auch die 

Kosten der noch ausstehenden endgültigen Fertigstellung, wie z.B. Aufbringen der 

Deckschicht, noch zu den Herstellungskosten zu rechnen sind. Gleiches gilt für 

Baumängel, welche nach der Fertigstellung behoben werden. Bei einer nicht in einem 

Zug, sondern in verschiedenen Bauabschnitten errichteten Straße ist jeder 

Bauabschnitt fertiggestellt, sobald dieser bestimmungsgemäß genutzt werden kann. 

Die tatsächliche Nutzung (Inbetriebnahme) ist nicht erforderlich (vgl. ebd.). 

 

Sofern das Fertigstellungsdatum nicht nachvollziehbar ist, gilt das Baufertigstellungs-

datum lt. Baufertigstellungsanzeige des Hauptgewerks bzw. das Datum der 

Schlussabnahme laut Abnahmeprotokoll. Sofern auch dieses Datum nicht bekannt ist, 

wird hilfsweise das Datum der Schlussrechnung der Bauhauptleistung zugrunde 

gelegt. 
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Ist das genaue Datum der Fertigstellung nicht ermittelbar, wird der 1.1. des Jahres der 

vermutlichen Fertigstellung angenommen. 

3.3.2 Begriff der Anschaffungs- und Herstellungskosten 

Als aktivierungsfähig gelten Maßnahmen, wenn hierfür Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten angefallen sind. Nähere Ausführungen zu den Begrifflichkeiten 

siehe analog Sonderrichtlinie zur Gebäudebewertung. 

 

Unter den Begriff der Herstellung fallen die Errichtung, Erschließung sowie der Neubau 

eines Straßenbauabschnittes oder der Vollausbau (Wiederherstellung bei 

Vollverschleiß oder nach Abriss der vorhandenen Substanz) eines 

Straßenbauabschnittes. 

 

Unter den Begriff der Erweiterung fallen entweder die Verlängerung oder Verbreiterung 

einer Straße (sofern nicht ein neuer selbständig nutzbarer Vermögensgegenstand 

geschaffen wird). 

 

Für eine Aktivierung unter dem Tatbestand der wesentlichen Verbesserung über den 

ursprünglichen Zustand hinaus ist zunächst der ursprüngliche Zustand zu definieren. 

Vergleichsgröße ist der Zustand, der zum Zeitpunkt der Herstellung bzw. des Erwerbs 

geherrscht hat (vgl. Anm. 383 zu § 255 HGB im Beck‘schen Bilanzkommentar). 

Danach ist die wesentliche Verbesserung zu definieren. Die Verbesserung muss dabei 

den Vermögensgegenstand als Ganzes betreffen. Eine Verbesserung nur von Teilen 

stellt lediglich Erhaltungsaufwand dar. So stellt die Einrichtung von 

Geschwindigkeitssenkungsmaßnahmen in einer verkehrsberuhigten Zone zwar 

womöglich eine Verbesserung für die Anlieger dar, der Vermögensgegenstand als 

solches wird aber nur in Teilen ergänzt. Solange die bisherige Funktion des 

Vermögensgegenstandes noch in vergleichbarer Weise erfüllt werden kann und 

lediglich den Zeitumständen entsprechend angepasst wird, liegt ebenfalls lediglich 

Erhaltungsaufwand vor.  

Die Erhöhung von Bordsteinkanten im Zuge von Bushaltestellen ist in den 1990er 

Jahren eine rechtlich geforderte Notwendigkeit gewesen. Tatsächlich wird jedoch die 

bisherige Funktion noch in vergleichbarer Weise erfüllt (vgl. auch Anm. 385 zu § 255 

HGB im Beck‘schen Bilanzkommentar). 
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Werden an einem Vermögensgegenstand als Ganzem Instandsetzungs- und 

Modernisierungsarbeiten durchgeführt, dürfen sie nicht aktiviert werden, wenn sie den 

Vermögensgegenstand entsprechend seinem ursprünglichen Stand in zeitgemäßer 

Form wieder herstellen. Derartige substanzerhaltende Bestandserneuerungen 

bewirken noch keine wesentliche Verbesserung. Eine Verbesserung ist erst dann 

wesentlich, wenn sie den Gebrauchswert des Vermögensgegenstandes deutlich 

erhöht. Hier stellt sich die Frage, ob ein höheres „Nutzungspotential“ geschaffen wird. 

Dies wäre z.B. der Fall, wenn im Rahmen einer Deckenverstärkung eine Erhöhung der 

Bauklasse herbeigeführt wird (vgl. auch Anm. 386 zu § 255 HGB im Beck‘schen 

Bilanzkommentar). 

 

Lassen sich die aktivierungspflichtigen Voraussetzungen nicht eindeutig feststellen, ist 

im Zweifel Erhaltungsaufwand anzunehmen. Dies kann bereits von vornherein 

angenommen werden, wenn reine Unterhalts- oder Sanierungsmaßnahmen vorliegen. 

(vgl. auch Anm. 390 zu § 255 HGB im Beck‘schen Bilanzkommentar). 

 

Die Bewertung des Anlagevermögens der Gemeinde Hohentengen a.H. erfolgt, soweit 

Werte vorliegen, durch Wertübernahme aus der bestehenden Anlagebuchhaltung (vgl. 

§ 62 Abs. 1 S. 2 GemHVO i.V.m. Hafner, in Aker, Hafner, Notheis, „Kommentar 

GemO/GemHVO“, § 62 Abs. 1 S 2, RN 4-7). 
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3.4 Sonderposten 

Korrespondierende Zuwendungen und Beiträge des Infrastrukturvermögens wurden 

der Höhe und dem Grunde nach aus den jeweiligen Beitragsberechnungen und 

Zuwendungsakten der Gemeinde entnommen. Ein Ansatz erfolgte nur, sofern es sich 

nicht um konsumtive Sonderposten handelte. 

 

Zuwendungen von Bund, dem Land, sonstigen öffentlichen Dritten und sonstigen 

Dritten wurden auf Grundlage der zuwendungsfähigen Kosten auf das 

Straßengrundstück und die Straßenaufbauten bzw. ingenieurtechnischen Anlagen 

aufgeteilt. 

 

Beiträge, die seitens der Gemeinde erhoben wurden, wurden ebenfalls auf das 

Straßengrundstück und die Straßenaufbauten (auf Grundlage der beitragsfähigen 

Kosten) aufgeteilt.  

 

Da eine genaue Zuordnung der Zuwendungen und Beiträge auf Straßengrundstücke 

und Straßenaufbauten im Nachhinein nicht immer genau möglich ist, wurden folglich 

ersatzweise die Zuwendungen und Beiträge im Verhältnis der (zuwendungs- bzw. 

beitragsfähigen) Anschaffungs- und Herstellungskosten von Straßengrundstücken und 

Straßenaufbauten aufgeteilt. 

Der ermittelte Grunderwerb wurde nicht angesetzt, da der insgesamt bezifferte 

Grunderwerb aus den jeweiligen Nachweisen nicht auf Flurstücke aufgegliedert wurde. 

Ein Abgleich mit den Werten aus dem Teilprojekt Grund und Boden ist daher und 

aufgrund von Verschmelzungen etc. nicht möglich. Ein Ansatz der Sonderposten auf 

Grund und Boden erfolgte im Rahmen dieses Teilprojektes nicht, die ermittelten Werte 

können allerdings als Basiswerte für das Teilprojekt Grund und Boden herangezogen 

und aufgeteilt werden. 

 

Analog zur Bestimmung der Anschaffungswerte auf Basis der vorliegenden Werte aus 

der Anlagebuchhaltung, erfolgt die Zuordnung der Zuschusswerte ebenfalls anhand 

der bereits nachgewiesenen Werte der Anlagebuchhaltung. 

Die Auflösungsdauer der Sonderposten aus den bereits vorliegenden Anlage-

nachweisen der Gemeinde erfolgt über einen durchschnittlichen Auflösungssatz. 
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4 Abschreibungen 

Die Abschreibung der Vermögensgegenstände des Infrastrukturvermögens erfolgt 

linear (vgl. § 46 GemHVO). Die Festlegung von Nutzungsdauern erfolgte dabei unter 

Berücksichtigung der voraussichtlichen Nutzungsdauer der einzelnen Vermögensarten 

und den Empfehlungen des Landes Baden-Württemberg. 

Die Nutzungsdauern wurden im Bereich Infrastrukturvermögen wie folgt festgelegt: 

 

Gegenstand Nutzungsdauer 

Straßen (nach Straßenklasse) I 30 

  II 30 

  III 40 

  IV 40 

  V 15 

Brücken und Unterführungen   80 

Holzbrücken   20 

Stützmauern   80 

Hochwasserdamm  80 

Straßenbeleuchtung   20 

Lichtsignalanlagen   15 

Buswartehäuschen   15 

Spielplätze  20 

Brunnen (Versorgung) Stein 30 

  Holz 10 

Zierbrunnen   50 

Abwasserkanal 50 

Übrige mit dem Straßenkörper zusammen bewertete 
Gegenstände 

Entsprechend der 
Nutzungsdauer des 
Straßenkörpers 

Vermögensgegenstände im Rahmen der kostenrechnenden 
Einrichtungen  

Die innerhalb der vorliegenden 
Anlagenachweise zugrunde 
gelegten Nutzungsdauern 
werden im Rahmen der 
Bewertung übernommen. (40 
Jahre)  

 

Bei abgeschrieben Vermögensgegenständen erfolgte eine Bewertung zum 

Erinnerungsbuchwert von 0,00 Euro (vgl Hafner in Aker, Hafner, Notheis; „Kommentar 

GemO/GemHVO“, § 46 Abs. 1 S. 4 GemHVO, RN 14). In diesen Fällen wurde das 

Herstellungsdatum mit dem 01.01.1900 angegeben. 
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Ein Einzelnachweis für abgeschriebene Maßnahmen wurde nicht geführt. Dies ist 

bedingt durch die im Kapitel 5 beschriebene Vorgehensweise, mit der sichergestellt ist, 

dass alle werthaltigen Maßnahmen innerhalb der Nutzungsdauer erfasst sind, auch 

nicht zwingend notwendig. Zu Vermögensgegenständen, welche mit 0,00 Euro 

bewertet wurden, sind keinerlei aktivierungsfähige Maßnahmen innerhalb der 

entsprechenden Nutzungsdauer identifiziert worden. 

 

Vermögensgegenstände, bei denen voraussichtlich dauerhafte und erhebliche 

Baumängel oder Bauschäden vorliegen, wurden seitens der Gemeinde Hohentengen 

a.H. nicht genannt. Damit liegen keine Maßnahmen vor, bei denen außerordentliche 

Abschreibungen gem. § 46 (3) GemHVO vorzunehmen wären. 
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5 Vorgehen 

5.1 Mengengerüst 

Zur Feststellung des aktuellen Vermögensbestandes der Gemeinde Hohentengen a.H. 

wurden im Zuge der Vermögenserfassung folgende Verzeichnisse durch die Gemeinde 

erstellt bzw. an Rödl & Partner übergeben: 

 

• Straßenbestandsverzeichnis („Liste Straßen, Feldwege, Waldwege, 

Gemeindeverbindungsstraßen.xlsx“) 

• Straßenbeleuchtungsverzeichnis („Verzeichnis_Straßenbeleuchtung.xlsx“, 

nachträglich um Baujahre („Straßenbeleuchtung.xlsx“) bzw. weitere 

Leuchtpunkte im OT Hohentengen („Straßenbeleuchtung Ortsteil 

Hohentengen.xlsx“) ergänzt) 

• Verzeichnis der Brunnen und Plätze („Verzeichnis_Plaetze_und_Brunnen.xlsx“) 

• Verzeichnis der Buswartehäuschen („Verzeichnis_Bushaltestellen.xlsx“) 

 

Das Straßenbestandsverzeichnis enthält neben den flurstücksbezogenen Angaben 

ebenso Informationen über den Anfangs- und Endpunkt, den Beitrags-

Veranlagungszeitpunkt, der Straßenklasse sowie der Straßenlänge. Darüber liegen 

zum Teil Angaben über die Fläche vor. Die Flächenangaben sind identisch mit den 

entsprechenden Flurstücksflächen. Die Flurstücksangaben sowie die jeweiligen 

Flächen für den „Breitenweg“ sowie die „Bündtstraße“ konnten nach Plausibilisierung 

mit dem Luftbild nicht übernommen werden. Die entsprechenden Flächengrößen 

wurden durch Rödl & Partner neu ermittelt, eine Dokumentation der Vermessung liegt 

den bewertungsrelevanten Unterlagen bei. Sofern weitere Flächenangaben im 

Rahmen der Bewertung notwendig waren, wurden diese von Rödl & Partner 

nachgetragen. Hierbei wurde die Nutzungsfläche des jeweiligen Flurstücks zugrunde 

gelegt. Innerhalb des Straßenbestandsverzeichnisses sind ebenso die Feld- und 

Wirtschaftswege enthalten. 

 

Im Bereich der Straßenbeleuchtung wurde das zunächst übergebene Verzeichnis um 

Baujahre bzw. weitere Leuchtpunkte ergänzt. Die nachträglichen Informationen wurden 

durch Rödl & Partner in das ursprüngliche Beleuchtungsverzeichnis eingearbeitet.  
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Das Gesamtverzeichnis zu den Brunnen und Plätzen wurde durch Rödl & Partner 

separiert und jeweils einzelne Übersichten erstellt.  

 

Das Verzeichnis für Buswartehäuschen enthält sowohl die Standorte für 

Buswartehäuschen wie auch Haltepunkte ohne Aufbauten. Im Rahmen der Bewertung 

der Buswartehäuschen sind die Positionen mit vergebener „Haltestelle ID“ relevant.  

 

Im Rahmen des Abwasservermögens liegt ein digitaler Anlagenachweis vor, der im 

Rahmen der Bewertung übernommen wird. Die vereinnahmten Beiträge und 

Zuwendungen wurden bisher von der Gemeinde in separaten physischen 

Anlagekarten geführt. Die Zuwendungs- und Beitragswerte werden im Rahmen der 

Bewertung digitalisiert und jahresbezogen dargestellt.  

 

Im Zuge der übrigen kostenrechnenden Einrichtungen (z.B. Campingplätze, 

Freibäder, Friedhöfe) liegen der Gemeinde Hohentengen a.H. ebenso physische 

Anlagekarten vor. Die relevanten Positionen des Infrastrukturvermögens werden im 

Rahmen der Bewertung in eine separate digitale Datei („Kostenrechnende 

Einrichtungen.xlsx“) überführt. Die Werte aus den bestehenden Anlagekarten werden 

dabei übernommen.   

 

Weitere Verzeichnisse über Vermögensgegenstände bestehen aussagegemäß nicht. 

Da im Zuge der Bewertung zu Echtkosten Unterlagen für die Herstellung einer 

Hochwasserschutzanlage sowie eine Bachrenaturierung (Riedbach) vorliegen, wurden 

diese Vermögensgegenstände durch Rödl & Partner in eine separate Liste 

(„Sonstiges.xlsx“) eingearbeitet.  

 

Darüber hinaus wird von der Vollständigkeit aller Vermögensgegenstände im Bereich 

des Infrastrukturvermögens ausgegangen. 

 

Die jeweiligen Verzeichnisse liegen der Bewertung als Anlagen bei. 
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5.2 Verzeichnis der aktivierungsfähigen Maßnahmen 

Ein gesondertes Verzeichnis über aktivierungspflichtige Maßnahmen wird bei der 

Gemeinde Hohentengen a.H. nicht geführt. Die Identifikation dieser Maßnahmen 

erfolgte in Abstimmung mit der Gemeinde Hohentengen a.H. (Hinweis über den 

Beitrags-Veranlagungszeitpunkt) sowie durch Sichtung der einzelnen 

Jahresrechnungen bis 1976. Es wird somit von der Vollständigkeit der 

Vermögenserfassung und -bewertung im Bereich Infrastrukturvermögen ausgegangen.  
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5.3 Unterlagenrecherche 

Dem Primat der Anschaffungs- und Herstellungskosten folgend, wurden alle 

bewertungsrelevanten Unterlagen bis zurück zum Stichtag des 01.01.2010 zu 

Anschaffungs- und Herstellungskosten (6-Jahres-Zeitraum) unter Mithilfe der 

Gemeinde Hohentengen a.H. recherchiert. 

 

Die Unterlagenrecherche erfolgte im Juni 2016 in den Räumlichkeiten der Gemeinde 

Hohentengen a.H. Zu diesen Unterlagen zählen insbesondere: 

 

• Verwendungsnachweise 

• Sachberichte über die Maßnahmen oder Baubeschreibung 

• Prüfungsvermerke, Prüfungsberichte 

• Zuwendungsbescheide, Bescheide der Zuwendungsgeber 

• Bestätigungen über gewährte Förderungen 

• Beitragsunterlagen 

• Ausgabenübersichten, Übersichten über die Ausgaben, Kostenfeststellungen, 

Kostenaufschlüsselung, Kostengliederungen oder Bauausgabenbücher, HÜL 

(Haushaltsüberwachungslisten) 

• Einnahmeübersichten, Baueinnahmebücher 

• Erschließungs- und Straßenausbaubeitragsberechnungen 

• Ggf. Schlussabrechnungen (Abschlagsrechnungen nur wenn ersichtlich 

gewesen ist, dass keine Schlussrechnung vorliegt) 

• Lagepläne 

• Protokoll der Gewährleistungsabnahme 

• Protokoll der Verkehrsfreigabe 

• Festschriften, Zeitungsartikel oder ähnliches aus denen sich das 

Herstellungsdatum herleiten lässt 

• Ggf. Verträge oder Vereinbarungen mit Dritten den Vermögensgegenstand 

betreffend (z.B. Erschließungsverträge, Kostenaufteilungen mit Dritten, 

Kaufverträge, etc.)  

• Weitere Unterlagen aus denen hervorgehen: 

o Anschaffungs- und Herstellungskosten 

o Sonderposten (Zuwendungen und Beiträge) 
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o Anschaffungs- oder Herstellungsdatum bzw. -zeitraum 

 

Im Rahmen der Unterlagenrecherche wurden alle relevanten Unterlagen digital im 

PDF-Format in Kopie genommen (gescannt) und den entsprechenden 

Straßen(baumaßnahmen) zugeordnet.  

 

5.4 Bewertungsvorgehen 

5.4.1 Bewertung zu Anschaffungs- und Herstellungskosten 

Im Rahmen der Bewertung zu Echtkosten wurden sämtliche bewertungsrelevante 

Unterlagen für Baumaßnahmen auf ihre Aktivierungsfähigkeit hin geprüft und 

entsprechend zur Bewertung herangezogen. Als Bewertungsgrundlage für die 

Anschaffungs- und Herstellungskosten dienten grundsätzlich die aus den vorliegenden 

Unterlagen heraus ermittelten Baukosten.  

 

Sofern eine Straßenbaumaßnahme nur über ein Teilstück der jeweiligen Straße 

durchgeführt wurde, wurde die entsprechende Bauabschnittsfläche aus dem Luftbild 

herausgemessen. Die Flächenermittlung liegt der jeweiligen Bewertungsdokumentation 

als Anlage bei. 

 

Straßenabschnitte sowie die übrigen Vermögensgegenstände des Infrastruktur-

vermögens ohne aktivierungspflichtige Maßnahmen wurden gem. Nr. 2.4.5.7 Leitfaden 

zur Bilanzierung als bilanziell abgeschrieben angesehen. Abgeschriebene 

Vermögensgegenstände wurden mit dem Herstellungsdatum 01.01.1900 angelegt. 

 

Lagen bei bilanziell nicht abgeschriebenen Straßenbauabschnitten keine 

Anschaffungs- und Herstellungskosten vor, wurde eine Ersatzbewertung entsprechend 

§ 62 Abs. 2 Satz 1 GemHVO vorgenommen. 

 

Im Zuge der Bewertung wurde ein, von der Firma Rödl & Partner, entwickeltes 

Erfassungstool verwendet. Hierbei werden sämtliche Bestandteile des 

Infrastrukturvermögens – sofern vorhanden im Rahmen einer Baumaßnahme – erfasst 

und bewertet. Ebenso werden die Anschaffungsdaten und die jeweiligen Sonderposten 

ausgewiesen. Für jede durch Rödl & Partner bewertete Maßnahme wurde zudem ein 
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gesondertes Berechnungsblatt angelegt. Diesem Berechnungsblatt sind im Ausdruck 

alle verwendeten Unterlagen beigelegt. Aus diesen Unterlagen ließen sich 

grundsätzlich die entsprechenden Kosten – aufgeschlüsselt auf Aufbauten und 

Grunderwerb – nachvollziehen. Ebenso ließen sich hieraus die erhaltenen 

Zuwendungen bzw. die veranlagten Beiträge entnehmen. Das Datum der Herstellung 

wurde, wenn möglich, aus den vorliegenden Abnahmeniederschriften entnommen. 

Andernfalls wurde das Datum der Schlussrechnung der Bauhauptleistung zugrunde 

gelegt.  

 

Die ermittelten Anschaffungs- und Herstellungskosten wurden auf die Kosten des 

Grund- und Bodens sowie der einzelnen Aufbauten aufgeteilt. Die Kosten und 

Zuwendungen/ Beiträge für Straßenbeleuchtung wurden dabei den einzelnen 

Leuchtpunkten innerhalb des vorliegenden Beleuchtungsverzeichnisses direkt 

zugeordnet. Sofern Straßenlaternen bisher nicht aufgestellt worden sind 

(Lagerbestand), wurden die hierfür ermittelten Kosten  im Rahmen der weiteren 

Wertermittlung nicht berücksichtigt und somit im Rahmen des Sachanlagevermögens 

nicht aktiviert. 

 

Ebenso wurden auch die direkt einer Maßnahme zuordenbaren Zuwendungen und 

Beiträge auf Grund und Boden und die einzelnen Aufbauten aufgeteilt – sofern diese 

zuwendungs- bzw. beitragsfähig waren. Die Aufteilung der Zuwendungen und Beiträge 

erfolgte auf Grundlage der zuwendungs- bzw. beitragsfähigen Kosten.  

 

Aufbauten, die nicht im wirtschaftlichen Eigentum der Gemeinde stehen bzw. bereits 

über gesonderte Anlagenachweise erfasst werden, wurden im Rahmen der Bewertung 

der Position Kostenanteile Dritter zugeordnet. Entsprechend wurden auch anteilige 

Zuwendungen bzw. Beiträge zugeordnet. 

 

5.4.2 Fortgeführte Anschaffungs- und Herstellungskosten (Übernahme von 

Werten aus den Anlageverzeichnissen) 

Für Werte außerhalb des 6-Jahreszeitraums, welche in einem kameralen 

Anlageverzeichnis nachgewiesen sind, erfolgt eine Übernahme dieser. Bei 

Nichtvorliegen eines Wertes im Anlageverzeichnis aber noch entsprechender 
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Werthaltigkeit des einzelnen Vermögensgegenstandes, erfolgt eine Bewertung zu 

Ersatzwerten. 

5.4.3 Bewertung mit Ersatzwerten 

Vermögensgegenstände, bei denen bekannt gewesen ist, dass diese zum 

Bewertungsstichtag noch bilanziell werthaltig sind und zu denen im Rahmen der 

Bewertung keine Unterlagen zu Echtkosten vorliegen bzw. kein Wert in einem 

kameralen Anlageverzeichnis ersichtlich ist, wurden mit Ersatzwerten bewertet. 

 

Für die Bewertung von Straßen werden kombinierte Bauklassen (I/II bzw. III/IV), 

aufgrund einheitlicher Nutzungsdauern, zugrunde gelegt. Im Zuge der 

Ersatzbewertung von Straßen, Wegen und Plätzen werden folgende, unter 

Berücksichtigung der vom Land Baden-Württemberg empfohlenen, gemittelte 

Pauschalsätze zugrunde gelegt:  

 

Basisjahr: 1996 

Bauklasse Wert in EUR/qm 

I/II 
101,00 (findet keine Anwendung, da kein 

Sachverhalt vorliegend) 

III/IV 84,00 

 

Diese Werte beziehen sich auf das Basisjahr 1996 und werden für die zum 

Bewertungsstichtag noch werthaltigen Straßen-(abschnitte) angewendet und auf das 

entsprechende Baujahr indiziert. 

Der von der Gemeinde zugearbeitete Beitrags-Veranlagungszeitpunkt beschreibt den 

Sachverhalt einer Erschließung (Erstherstellung). Da die Beitragsveranlagung 

erfahrungsgemäß signifikant nach dem Herstellungszeitpunkt erfolgt, werden pauschal 

2 Jahre vom Zeitpunkt der Beitragsveranlagung abgezogen, um das historische 

Baujahr zu ermitteln. Da es sich hier um die Erstherstellung einer Straße in einem 

Erschließungsgebiet handelt, wird ein pauschaler Sonderposten für Beiträge 

(Erschließungsbeiträge) in Höhe von 95% (Eigenanteil der Gemeinde regelmäßig 5%) 

gebildet. 
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Die Ersatzbewertung der übrigen Vermögensgegenstände wurde ebenso, sofern diese 

noch werthaltig sind,  auf Grundlage eines aus Echtkosten ermittelten Durchschnitts-

preises vorgenommen.  

 

Sofern im Rahmen der Ersatzbewertung der Straßenbeleuchtung Hinweise nur für eine 

Erneuerung bzw. Umrüstung des Lampenkopfes (z.B. Umrüstung auf LED-Technik) 

vorlagen, werden diese Maßnahmen als nicht aktivierungsfähig angesehen. Etwaige 

Zuwendungsunterlagen werden daher auch nicht berücksichtigt. Analog ist davon 

auszugehen, dass lediglich der Austausch des Lampenmastes (ohne Neuinstallation 

des Lampenkopfes) nicht zu aktivierungsfähigen Kosten führt. 

 

Die Ersatzbewertung erfolgte gemäß § 62 GemHVO mit Erfahrungswerten, welche auf 

die Preisverhältnisse zum jeweiligen Herstellungszeitpunkt zu indizieren sind. Dabei 

wurden die Baupreisindizes des Statistischen Bundesamtes verwendet: 

 

Jahr Preisindex Straßenbau Preisindex Brücken 

1968 30,4 26,3 

1969 31,7 28,5 

1970 36,4 33,9 

1971 39,3 36,8 

1972 39,8 38,3 

1973 41,0 40,4 

1974 44,9 42,5 

1975 46,0 43,1 

1976 46,8 44,2 

1977 48,0 46,0 

1978 51,2 49,0 

1979 56,5 53,5 

1980 63,6 58,7 

1981 65,4 61,2 

1982 63,8 62,2 

1983 63,3 62,8 

1984 64,2 63,6 

1985 65,3 63,8 

1986 66,7 65,0 

1987 67,5 66,1 

1988 68,2 67,2 

1989 69,6 69,5 

1990 74,0 73,8 

1991 78,9 77,9 

1992 83,2 81,6 

1993 85,0 84,3 
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1994 85,4 85,4 

1995 86,0 86,5 

1996 84,5 86,0 

1997 83,0 84,7 

1998 82,2 84,3 

1999 82,1 83,6 

2000 84,0 83,9 

2001 84,5 83,7 

2002 84,3 83,2 

2003 84,0 82,8 

2004 84,0 84,4 

2005 84,4 86,2 

2006 87,4 88,1 

2007 93,2 94,0 

2008 97,2 98,3 

2009 99,4 99,2 

2010 100,0 100,0 

2011 102,5 103,0 

2012 106,3 105,2 

2013 108,9 106,5 

2014 110,3 107,7 

2015 111,4 108,5 

 

 

5.4.4 Bewertung abgeschriebener und technisch verbrauchter Gegenstände 

Alle bekannten Vermögensgegenstände, bei denen keinerlei aktivierungsfähige 

Maßnahmen während der Nutzungsdauer bekannt gewesen bzw. identifiziert worden 

sind, sind bilanziell abgeschrieben. Bilanziell abgeschriebene Vermögensgegenstände 

wurden ohne weiteren Nachweis mit einem Erinnerungsbuchwert in Höhe von 0,00 

Euro bewertet. Es wird auf Kapitel 4 verwiesen. 
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5.5 Anlagen im Bau 

Vermögensgegenstände, die zum Zeitpunkt des Bewertungsstichtags noch nicht 

fertiggestellt wurden, werden als Anlage im Bau berücksichtigt. Sie sind mit den bisher 

angefallenen Kosten als Anlage im Bau zu führen und zum Fertigstellungszeitpunkt zu 

aktivieren und den entsprechenden Bestandskonten zuzuordnen. 

Dies betrifft folgende Baumaßnahmen (Zeitpunkt der erstmaligen Bewertung zum 

01.01.2016): 

• Erschließung Baugebiet Außerdorf Ost (Sportplatzweg) 

• L161 Überquerungshilfe Radverkehr Hohentengen West 

• Erschließung Baugebiet Äußere Auen II (Am Wäldle) 

 

 

 



Sonderinventurrichtlinie Erfassung und Bewertung des beweglichen Anlagevermögens 

                                                                                                                                      103 

 

Gemeinde Hohentengen a. H. 

 

 

  

Sonderinventurrichtlinie 

 

 

Erfassung und Bewertung des beweglichen Anlagevermögens 

im Rahmen der Erfassung und Bewertung des Anlagevermögen der Ge-

meinde Hohentengen a. H. zum Stichtag des 01. Januar 2016 

 

 

- Überarbeitete Fassung zur Datenmigration Stichtag 01.01.2020 - 
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1. Vorbemerkung 

Die Gemeinde Hohentengen a.H. beabsichtigt, die kommunale doppelte Buchführung in 

Konten zum 01.01.2019 einzuführen. Aus diesem Grund wurde Rödl & Partner seitens 

der Gemeinde beauftragt, die Gegenstände des beweglichen Anlagevermögens zu be-

werten und diese Bewertung zu dokumentieren.  

Wegen personeller Veränderungen innerhalb der Gemeindeverwaltung wurde nach 

Ende der Zusammenarbeit mit der Firma Rödl & Partner beschlossen, den Einführungs-

termin auf den 01.01.2020 zu verschieben.  

Basierend auf dem ursprünglichen Zeitplan soll im Jahr 2016 mit der Vermögenserfas-

sung und –bewertung begonnen werden. Der Bewertungsstichtag für die Arbeiten wird 

daher auf den 01.01.2016 gelegt. Die Gemeinde wünscht noch vor Umstellung auf das 

Neue Kommunale Haushaltsrecht (NKHR) die Elektronisierung der Anlagebuchhaltung 

durch Übernahme des Datenbestandes in das aktuell verwendete SAP System. 

Die Ergebnisse der Arbeiten sind seitens Gemeinde entsprechend fortzuschreiben, nur 

so kann sichergestellt werden, dass zum Zeitpunkt der Umstellung eine vollständige Er-

öffnungsbilanz aufgestellt werden kann. 

Die Inventurrichtlinie der Gemeinde Hohentengen a.H. soll gewährleisten, dass die Er-

fassung und Bewertung des beweglichen Anlagevermögens einheitlich und vollständig 

erfolgt. Darüber hinaus ist die allgemeine Richtlinie bei Bedarf zu erweitern oder durch 

Sonderrichtlinien zu ergänzen, wenn dies für spezielle Inventurverfahren und -systeme 

erforderlich wird. 

 

Diese Sonderrichtlinie wurde im Rahmen des Bewertungsprozess durch die beauftrage 

Firma Rödl & Partner erstellt und im Juni 2017 an die Gemeinde Hohentengen a.H. über-

geben. Im Rahmen der Fortführung des Anlagebestandes bis zum Eröffnungsbilanz-

stichtag (01.01.2020) wurde die Richtlinie durch die zuständigen Mitarbeiter der Ge-

meinde Hohentengen a.H. fortgeführt bzw. in Einzelfällen angepasst sofern Brüche in 

der Bearbeitung durch Rödl & Partner festgestellt wurden. 

 

Nach Ende der Zusammenarbeit mit Rödl & Partner im Sommer 2017 ist die Gemeinde 

Hohentengen a.H. dem Gemeinschaftsprojekt (GemPro) Waldshut/Lörrach der Firma 

Schüllermann beigetreten. In diesem Zusammenhang fand am 13. März 2018 in den 

Räumlichkeiten der Gemeinde eine Vor-Ort-Prüfung des Anlagebestandes sowie der 

vorgenommenen Bewertung durch einen Mitarbeiter der Firma Schüllermann statt. In 

diesem Zusammenhang wurden festgestellte Fehler korrigiert. Die Daten in der vorlie-

genden Sonderrichtlinie wurden daraufhin aktualisiert. 
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Die nun vorliegende Richtlinie entspricht aus den genannten Gründen nicht mehr dem 

Originaldatensatz der Firma Rödl & Partner. 

Im Rahmen der Jahresabschlüsse 2016-2019 wurde der Anlagenbestand fortgeführt. Es 

fand jährlich eine Inventur statt. Die Dokumentation hierzu wird in einer gesonderten 

Liste geführt. 
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2. Allgemeine Grundlagen 

 

2.1 Gesetzliche Grundlage und Zweck 

Auf der Grundlage des § 37 Abs. 1 der GemHVO Baden-Württemberg sowie den 

Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung (GoB, vgl. § 77 Abs. 3 GemO) erlässt die 

Gemeinde Hohentengen a.H. nachfolgende Inventurrichtlinie für die Erfassung und Be-

wertung des beweglichen Anlagevermögens. 

Sie bildet die Grundlage für die Durchführung von Inventuren und die Aufstellung von 

Inventaren sowohl für die Eröffnungsbilanz als auch für nachfolgende Jahresabschlüsse. 

Auf diesem Weg wird sichergestellt, dass das Vermögen ordnungsgemäß erfasst ist, 

einheitlich im Inventar abgebildet ist und durchgängig nach gleichen Kriterien bewertet 

ist. 

2.2 Geltungsbereich 

Die Inventurrichtlinie sowie die dazugehörigen gesetzlichen Regelungen gelten für alle 

kommunalen Ämter, Verwaltungseinrichtungen und öffentlichen Einrichtungen (z.B. 

Schulen, Kindergärten). 

Gemäß der unter 1 beschriebenen Herangehensweise werden die Regelungen ab 

01.01.2016 angewandt (Stichtag der Ersterfassung). 

Für die Eröffnungsbilanz können die Vereinfachungsregeln des § 62 GemHVO ange-

wendet werden. 

 

2.3 Überblick 

Die Inventur ist die Tätigkeit zur Bestandsaufnahme (s. Ziff. 4.1) aller Vermögensgegen-

stände und Schulden. Die Ergebnisse der Bestandsaufnahme werden während des 

Zählvorganges in Zähllisten festgehalten. Die Ergebnisse der Zähllisten werden in die 

Inventarlisten vorgetragen und um die vorläufigen Bilanzwerte ergänzt.  

Die Summen aller Inventarlisten bilden das Inventar. Das Inventar ist das Verzeichnis, 

das die  im Rahmen der Inventur ermittelte Vermögensgegenstände und Schulden de-

tailliert nach Art, Menge und Wert aufzeigt. Es dokumentiert das Vermögen und die 

Schulden zu einem bestimmten Stichtag. Das Inventar ist die Grundlage für die in die 

Bilanz zu übernehmenden Daten.  
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Der Weg von der Inventur zur Bilanz lässt sich zusammenfassend in 5 Schritten darstel-

len: 

1. Bestandsaufnahme aller Vermögensgegenstände und Schulden. 

2. Die Ergebnisse der Bestandsaufnahme werden in Zähllisten dokumentiert. 

3. Übertragung der Ergebnisse der Bestandsaufnahme in die Inventarlisten. Feststellung   

der vorläufigen Bilanzwerte. 

4. Zusammenfassung aller Inventarlisten zum Inventar. 

5. Aufstellung der Bilanz. 

Nach der Art der Durchführung unterscheidet man die körperliche Inventur und die Bu-

chinventur (Inventurverfahren, s. Ziff. 4.2). Nach dem Zeitpunkt der Durchführung un-

terscheidet man nach der Stichtagsinventur, der vor- oder nachverlegten Inventur und 

der permanenten Inventur (Inventursysteme). 
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2.4 Grundsätze ordnungsmäßiger Inventur 

Die Inventurunterlagen (insbesondere die Zähllisten) und das Inventar sind Bestandteile 

der Rechnungslegung. Die Inventur muss demzufolge die gleichen formalen Grundsätze 

erfüllen wie das übrige Rechnungswesen. Für die Vorbereitung, Durchführung, Überwa-

chung und Aufbereitung der Inventur sind daher die folgenden Grundsätze ordnungsmä-

ßiger Inventur zu beachten: 

- Vollständigkeit der Bestandsaufnahme 

- Richtigkeit der Bestandsaufnahme und Willkürfreiheit 

- Einzelerfassung und Einzelbewertung der Bestände 

- Nachprüfbarkeit der Bestandsaufnahme 

- Grundsatz der Klarheit und Übersichtlichkeit 

- Grundsatz der Wirtschaftlichkeit 

2.4.1 Vollständigkeit der Bestandsaufnahme 

(§ 35 Abs.2 GemHVO, vgl. auch § 239 Abs. 2 HGB) 

Als Ergebnis der Inventur muss ein Verzeichnis (Inventar) vorliegen, das sämtliche Ver-

mögensgegenstände und Schulden der Gemeinde vollständig enthält. Bei der Erfassung 

der Vermögensgegenstände sind alle für die Bewertung relevanten Informationen (qua-

litativer Zustand, Beschädigungen und Mängel, verminderte oder fehlende  Verwertbar-

keit)  festzuhalten. Doppelerfassungen und Erfassungslücken müssen bereits bei der 

Inventurplanung ausgeschlossen sein. 

2.4.2 Richtigkeit der Bestandsaufnahme und Willkürfreiheit 

(§ 35 Abs.2 GemHVO, vgl. auch § 239 abs. 2 HGB) 

Dieser Grundsatz verlangt, dass alle durch die Inventur ermittelten Angaben sachlich 

zutreffen und mit den tatsächlichen Gegebenheiten übereinstimmen. Bei allen Inventur-

verfahren (körperliche Inventur, Buchinventur) sind Art, Menge und Wert der einzelnen 

Vermögensgegenstände und Schulden zweifelsfrei festzustellen. Zur Überprüfung müs-

sen, sowohl für den Mengennachweis als auch für die Bewertung, alle vorhandenen In-

formationen zur sachgerechten Identifizierung bereitgestellt werden. 

2.4.3 Einzelerfassung und Einzelbewertung der Bestände 

Grundsätzlich sind alle Vermögensgegenstände und Schulden einzeln nach  Art, Menge 

und Wert zu erfassen. Stichprobeninventur, Festbewertung, Gruppenbewertung  und  

Verbrauchsfolgeverfahren sind nur ausnahmsweise, und nur nach vorheriger Absprache 

mit der Inventurleitung möglich. Bei der Gemeinde Hohentengen a.H. wird von diesen 

Ausnahmen Gebrauch gemacht. 
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Ausnahmen: 

Stichprobeninventur 

(vgl. § 38 Abs. 1 der GemHVO) 

Eine Stichprobeninventur, die auf anerkannten mathematisch statistischen Verfahren 

beruhen muss, ist zulässig, wenn die Grundsätze der Richtigkeit und der Vollständigkeit 

eingehalten werden. Der Aussagewert muss daher demjenigen einer vollständigen Auf-

nahme gleichkommen. Dabei muss der mit der Stichprobeninventur verbundene Vorbe-

reitungsaufwand mit der Rationalisierungswirkung abgewogen werden. 

 

Festbewertung 

(vgl. § 37 Abs. 2 der GemHVO) 

Bei der Bildung von Festwerten wird davon ausgegangen, dass Verbrauch, Abgänge 

und Abschreibungen der in den Festwert einbezogenen Vermögensgegenstände bis 

zum Bilanzstichtag durch Zugänge ausgeglichen werden. Die Vermögensgegenstände 

können mit gleichbleibendem Wert und gleichbleibender Menge nachgewiesen werden, 

allerdings müssen sie von nachrangiger Bedeutung sein. Dies ist der Fall, wenn sie 10%1 

des Gesamtvermögens der Kommune nicht übersteigen. 

Die Bildung von Festwerten ist für den Bereich des Sachanlagevermögens sowie für den 

Bereich der Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe möglich. Bei der Festbewertung handelt es 

sich um eine periodische Erleichterung der Verpflichtung zur jährlichen Bestandsauf-

nahme. Für die erstmalige Bildung eines Festwertes ist eine körperliche Inventur durch-

zuführen. Danach ist die körperliche Aufnahme nicht für den Schluss eines jeden Haus-

haltsjahres erforderlich, sondern kann in zeitlich vorgegebenen Abständen (spätestens 

nach 3 Jahren) durchgeführt werden. 

 

Gruppenbewertung 

(vgl. § 37 Abs. 3 der GemHVO) 

Die Gruppenbewertung kann angewandt werden auf gleichartige Vermögensgegen-

stände des Vorratsvermögens (Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Waren) und auf andere 

gleichartige oder annähernd gleichwertige bewegliche Vermögensgegenstände. Die 

Gruppenbewertung stellt eine Vereinfachung bei der Bewertung dar. Die zusammenge-

fassten Gruppen dürfen mit dem gewogenen Durchschnitt angesetzt werden. Die grup-

penweise Zusammenfassung ist auch im Inventar und damit bereits bei der Inventur 

möglich. Die Bestandsaufnahme erfolgt nach den allgemeinen Regeln dieser Richtlinie. 

 

 

1 Obergrenze; der konkrete Prozentsatz ist in jeder Kommune individuell festzulegen. 
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Durchschnittsbewertung 

(vgl. § 37 Abs. 3 der GemHVO) 

Bei dieser Methode wird ein Durchschnittspreis als gewogenes arithmetisches Mittel aus 

allen Einkäufen ermittelt. Mit den ermittelten durchschnittlichen Anschaffungskosten 

werden die Abgänge sowie der Endbestand bewertet. 

 

Verbrauchsfolgeverfahren 

(vgl. § 45 Abs. 1 GemHVO) 

Verbrauchsfolgeverfahren können zur Bewertungsvereinfachung des Vorratsvermögens 

durchgeführt werden. Die Anwendung eines Verbrauchsfolgeverfahrens kann jedoch 

eine Inventur nicht ersetzen. Die Bestände sind daher nach Art, Menge und Wert in ei-

nem ordnungsmäßigen Inventurverfahren zu ermitteln. 

 
Folgende Verfahren stehen zur Auswahl:2 

 

• Fifo (first in - first out) 

Die Fifo-Methode geht davon aus, dass die zuerst erworbenen Güter buchtechnisch 

auch als zuerst veräußert oder verbraucht angesehen werden. Folglich wird der Endbe-

stand mit den Anschaffungskosten der zuletzt angeschafften Güter bewertet. 

• Lifo (last in - first out) 

Die Lifo-Methode unterstellt, dass die zuletzt beschafften Güter stets zuerst veräußert 

oder verbraucht werden. Folglich wird der Endbestand mit den Anschaffungskosten der 

zuerst angeschafften Güter bewertet. 

 

Gemäß Beschluss des Gemeinderats vom 28.09.2018 wurde für die Gemeinde Hohen-

tengen a.H. festgelegt: Die Vorräte sind individuell und nach örtlicher Beurteilung ent-

sprechend dem Grundsatz der Wesentlichkeit aufzunehmen, d.h. unwesentliche Vermö-

gensgegenstände brauche nicht als Vorräte abgegrenzt werden, sondern deren An-

schaffung ist sofort und vollständig als Aufwand zu behandeln. Die Wesentlichkeits-

grenze für die Abgrenzung als Vorräte im Rahmen der Eröffnungsbilanz sowie der Jah-

resabschlüsse wird auf 25.000,00 € je Lager festgesetzt. 

Vor diesem Hintergrund ist davon auszugehen, dass keine Vorratsbuchhaltung stattfin-

den wird. 

 

2 Die Verbrauchsfolgeverfahren müssen individuell vor Ort ausgewählt werden. 
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2.4.4 Nachprüfbarkeit der Bestandsaufnahme 

Die Vorgehensweise der Inventur ist im Inventurrahmenplan (s. Ziff. 3.1 - Einsatzüber-

sicht), die Ergebnisse der Inventur in den Zähllisten und den Inventarlisten zu dokumen-

tieren. Ein sachverständiger Dritter muss sich innerhalb angemessener Zeit einen Über-

blick über die Vorgehensweise und die Ergebnisse der Inventur verschaffen können. 

2.4.5 Grundsatz der Klarheit und Übersichtlichkeit 

(§ 37 Abs. 2 GemHVO, vgl. § 239 Abs. 2 HGB) 

Die einzelnen Positionen sind durch eine eindeutige Bezeichnung genau zu definieren 

und von anderen Posten eindeutig abzugrenzen. Ein sachverständiger Dritter muss die 

Sachverhalte nachvollziehen können. 

2.4.6 Grundsatz der Wirtschaftlichkeit 

Der Aufwand, der im Rahmen der Durchführung der Inventur erforderlich ist, muss in 

angemessener Relation zu den zu erwartenden Ergebnissen stehen. Zulässige Verein-

fachungen (z.B. Stichprobeninventur, s. Ziff. 2.4.3) und Abweichungen vom Grundsatz 

der Einzelbewertung (z.B. Festbewertung, Gruppenbewertung, s. Ziff. 2.4.3) sind bereits 

bei der Inventurplanung zu prüfen und zu berücksichtigen. Prüfungskriterium ist die We-

sentlichkeit der betreffenden Bestände und den im Vergleich zu einer genaueren Erfas-

sung entstehenden Abweichungsrisiken. 
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3. Inventurplanung 

 

3.1. Inventurrahmenplan (Einsatzübersicht) 

Der Inventurrahmenplan bzw. die Einsatzübersicht grenzt den Umfang der Inventur 

sachlich und zeitlich klar ab und legt die personellen Zuständigkeiten fest. Der Inventur-

rahmenplan ist durch die Inventurleitung aufzustellen. Er besteht aus dem Sachplan, 

dem Zeitplan und dem Personalplan. 

3.2. Sachplan 

Die Inventurbereiche sind zweckmäßig festzulegen, z.B. nach Teilhaushalten. 

Im Sachplan legt der Inventurverantwortliche eines Inventurbereichs die Inventurfelder 

nach örtlichen und/oder sachlichen Gesichtspunkten fest, um sie dem Aufnahmeperso-

nal gezielt zuordnen zu können. Damit soll eine optimale Erfassung der Vermögensge-

genstände sowie der Schulden sichergestellt werden.  

Die Inventurfelder sind so festzulegen, dass eine exakte Abgrenzung gewährleistet ist. 

Durch die Festlegung müssen Doppelerfassungen und Erfassungslücken ausgeschlos-

sen sein.  

Der Sachplan stellt sicher, dass keine systematischen Erfassungslücken auftreten. Er 

stellt die Grundlage der Inventurdurchführung dar. Basis hierfür ist eine Liste der „Orte 

des beweglichen Anlagevermögens“ In dieser Liste befinden sich alle Inventurorte der 

Gemeinde Hohentengen a.H.; sie stellt somit alle zu inventarisierenden Orte vollständig 

dar. Durch das Vorgehen in der Inventurfeinplanungsphase mit den Verantwortlichen vor 

Ort werden Doppelerfassungen und Erfassungslücken ausgeschlossen, da die Liste 

durch Ansprechpartner vor Ort nochmals überprüft wird. 

3.3. Zeitplan 

Der Zeitplan regelt den zeitlichen Ablauf der Vorbereitungen für die Inventur, der Durch-

führung der Inventur und der Aufbereitung der Inventurdaten. Die Eckdaten für den Zeit-

plan werden von der Inventurleitung vorgegeben. 

3.4. Personalplan 

Der Personalplan regelt die Gesamtverantwortung für die Inventurdurchführung inner-

halb des Inventurbereichs, die Zusammensetzung der Aufnahmeteams und legt darüber 

hinaus fest, wer die vorläufigen Bilanzwerte ermittelt und buchhalterisch festhält. In die-

sem Zusammenhang sind exakte Aufgabenbeschreibungen sowie genaue Arbeitsan-

weisungen erforderlich. 
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Die Inventurleitung obliegt künftig grundsätzlich der Rechnungsamtsleitung.  

Für die Durchführung der Erstinventur wurde ein Team gebildet. Die Inventurleitung der 

Ersterfassung obliegt Herrn Zehner von der Firma Rödl & Partner, Sachgebiet NKHR. 

Für die Durchführung der Erstinventur wurde ein Inventur-Team aus Mitarbeitern der 

Firma Rödl & Partner sowie der Gemeinde Hohentengen a. H. gebildet. Das Team setzt 

sich aus zwei Mitarbeitern der Firma Rödl & Partner sowie der Leiterin des Rechnungs-

amtes der Gemeinde Hohentengen a. H. (zum Inventurzeitpunkt) Frau Tschentscher zu-

sammen. 

Die Inventurverantwortung innerhalb der Inventurbereiche obliegt der Rechnungsamts-

leitung.  

Bei der Durchführung der Inventurmaßnahmen soll der Grundsatz der Funktionstren-

nung Beachtung finden (Trennung zwischen Aufnehmenden und dem für die Bestands-

verwaltung Verantwortlichen). Ferner soll das Vier-Augen-Prinzip beachtet werden (An-

sager und Aufschreiber). 

3.5  Erstellung einer Rechnungsdatenbank (Positivliste) 

Vor der Inventurphase wird mit der Erstellung einer Datenbank zur Eingabe der bewer-

tungsrelevanten Unterlagen begonnen. In diese Rechnungsdatenbank (Positivliste) wer-

den alle zuvor recherchierten Belege, und die darin enthaltenen Informationen, eingetra-

gen (AHKs, Anschaffungsdatum, Standort, Zulieferer etc.) Nach vollständiger Einpflege 

aller Informationen und Belege kann mit Hilfe der Positivliste die körperliche Inventur vor 

Ort begonnen werden. 
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4. Durchführung der Inventur der Gemeinde 

Hohentengen a.H. 

4.1.  Umfang der Inventur 

 

Die Bestandsaufnahme umfasst grundsätzlich sämtliche selbst erstellten bzw. entgeltlich 

erworbenen beweglichen und immateriellen Vermögensgegenstände des Sachvermö-

gens einschließlich wesentliche Vorratsbestände. Bezüglich der Regelungen zu den 

Vorratsbeständen wird auf die Ausführungen unter 2.4.3 verwiesen. 

4.1.1 Ausnahmen zur Inventarisierung: 

 

1. Bei beweglichen und immateriellen Vermögensgegenständen, deren Anschaf-

fung oder Herstellung länger als zehn Jahre vor dem Stichtag für die Eröffnungs-

bilanz zurückliegt, wird außer in den unten genannten Fällen von einer Inventa-

risierung und Aufnahme in die Bilanz abgesehen, vgl. § 62 GemHVO. 

 

a) Bewegliche und immaterielle Vermögensgegenstände ab einem Anschaf-

fungs- und Herstellungswert von 4.000 € netto, auch wenn deren Anschaf-

fung oder Herstellung länger als zehn Jahre vor dem Zeitpunkt der Erstellung 

der Eröffnungsbilanz zurückliegt, werden inventarisiert. Diese Sonderwert-

grenze stellt sicher, dass ein vollständiges Inventar aller höherwertigen Anla-

gen vorliegt. 

 

b) Fahrzeuge im Eigentum der Gemeinde sind unabhängig vom Anschaffungs-

jahr sowie ihrem Anschaffungswert als Vermögensgegenstand aufzunehmen 

und zu inventarisieren. Ausnahme hiervon bilden Anhänger der Feuerwehr 

mit Anschaffung vor 1980, hier sind keine belastbaren Werte vorhanden. 

 

2. Die Befreiung von der Inventarisierung für Vermögensgegenstände bis  

1.000 € ohne Umsatzsteuer kann durch den Bürgermeister gem. § 38 Abs. 4 

GemHVO erteilt werden.  
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Nach den steuerlichen Vorschriften liegt bei Betrieben gewerblicher Art (BgA) die 

Wertgrenze der Befreiung vor 01.01.2018 bei 410 € (netto), und ab 01.01.2018 

bei 800 € (netto).  

 

Gemäß der Entscheidung des Bürgermeisters vom 08.12.2016 wurde für den 

hoheitlichen Bereich die Inventurgrenze nach § 38 Abs. 4 GemHVO auf 1.000 € 

festgelegt. 

 

Mit der steuerliche Änderung ab 01.01.2018 wurde am 12.12.2017 eine einheit-

liche Grenze in Höhe von 800 € (netto) festgelegt. 

 

Folgende BgAs werden bei der Gemeinde steuerlich veranlagt: 

 

- Grundbuchamt 

- Freibad Hohentengen 

- Freibad Lienheim 

- Campingplatz Hohentengen 

- Campingplatz Herdern 

- Campingplatz Lienheim 

- Fremdenverkehr 

- Postagentur 

- Photovoltaikanlage 

 

3. Die im Rahmen der Erstbewertung nicht aufgenommenen Betriebsvorrichtungen 

(bspw. Lastenaufzüge, Verkaufsautomaten, Schauvitrinen, Tresoranlagen) wer-

den nicht inventarisiert.  

 

Vollständig abgeschriebene, aber noch genutzte Vermögensgegenstände müssen in-

ventarisiert werden. So wird sichergestellt, dass diese Gegenstände in der Eröffnungs-

bilanz aufgenommen werden. 

 

Nicht aufzunehmen sind selbst erstellte immaterielle Vermögenswerte (z.B. selbst ent-

wickelte Software). 
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4.2. Vorgehen bei der Körperlichen Inventur 

Die körperlich  vorhandenen  Vermögensgegenstände wurden von 2 Mitarbeitern der 

Firma Rödl & Partner sowie Frau Tschentscher (Rechnungsamtsleiterin zum Zeitpunkt 

der Erstinventur) auf Basis der Informationen der Positivliste (Erläuterung siehe Punkt 

3.5.), in Augenschein genommen und in Zähllisten erfasst. Ergänzend hierzu wurden 

unter Beachtung der Sonderwertgrenze von 4.000 € netto Altgegenstände aus dem An-

lageverzeichnis mit inventarisiert. 

Die Zähllisten zur Erfassung der Inventurobjekte wurden von der Inventurleitung zur Ver-

fügung gestellt. Der Inventurverantwortliche nummeriert die Zähllisten fortlaufend und 

händigt diese seinen Aufnahmeteams aus. Der Empfang der aus- und zurückgegebenen 

Zähllisten ist jeweils durch Unterschrift zu bestätigen. Die Aufnahmeteams füllen die 

Zähllisten während des Zählvorgangs dokumentenecht aus. Dies bedeutet, Eintragun-

gen in den Zähllisten dürfen nicht nachträglich entfernt werden. Sind falsche  Eintragun-

gen gemacht worden, so sind diese durchzustreichen und die Korrektur ist in einer neuen 

Zeile einzutragen. Dabei ist zu beachten, dass der ursprüngliche Eintrag lesbar bleiben 

muss. Die Zähllisten dürfen keine freien Zeilen enthalten. Freie Zeilen sind zu entwerten. 

Alle ausgegebenen Zähllisten muss das Aufnahmeteam unterschrieben an den Inven-

turverantwortlichen zurückgeben.3 

Während der Inventur ist zu prüfen, ob sich die Vermögensgegenstände in einem ein-

wandfreien Zustand befinden. Kann der einwandfreie Zustand nicht festgestellt werden, 

so ist dies in der Spalte „Bemerkungen“ in der Zählliste zu  vermerken. Angaben zu 

Fremdeigentum sind ebenfalls unter der Rubrik Bemerkungen zu erfassen. 

Ergeben sich während der Inventur Bestandsveränderungen, muss der Inventurverant-

wortliche sicherstellen, dass diese Bestandsveränderungen beim Zählvorgang Berück-

sichtigung finden. Darüber hinaus muss der Inventurverantwortliche gewährleisten, dass 

eine korrekte Periodenabgrenzung vorgenommen wird. 

Es muss einer unbeteiligten Person zu jeder Zeit möglich sein, den Zählvorgang und die 

Eintragungen in den Zähllisten nachzuvollziehen. 

 

4.3.  Buch- oder Beleginventur 

Die Erfassung von Gruppen des Anlageverzeichnisses erfolgt in Ausführung einer Bu-

chinventur, da die Gruppen nicht oder nur mit ungerechtfertigten Aufwand einzeln nach-

zuverfolgen und zu ermitteln sind.  

Bei der Buch- und Beleginventur werden Art, Menge und Wert der Vermögensgegen-

stände und der Schulden anhand der Buchführung ermittelt. Für physisch nicht erfass-

bare Vermögensgegenstände ist die Beleginventur die einzige Aufnahmemöglichkeit, 

 

3 Anmerkung: elektronische Zählerfassung, z.B. barcodegestützt, ist ebenfalls zulässig. 
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z.B. bei Forderungen und Bankguthaben. Für die Erfassung können hier zum einen Bu-

chungsbelege, zum anderen bspw. Verträge, Urkunden, Grundbuch- und Katasteraus-

züge herangezogen werden. Die ermittelten Nennwerte sind in die Inventarlisten vorzu-

tragen. Die Beleginventur wird auch für die Erfassung der Schulden angewandt. Be-

stände von Vermögensgegenständen können den Bestandskonten (Buchinventur) ent-

nommen werden, sofern die körperliche Inventur nicht möglich oder nicht zumutbar ist. 

Dies kann z.B. der Fall sein, wenn witterungsbedingt eine Bestandsaufnahme im Freien 

nicht möglich ist. Wird keine körperliche Inventur durchgeführt, so ist dies mit der Inven-

turleitung abzustimmen. 

Eine Buchinventur ist für den Bereich des Sachvermögens grundsätzlich möglich. Die 

Durchführung einer Buchinventur setzt voraus, dass für die betreffenden Vermögensge-

genstände ein Bestandsverzeichnis geführt wird. In dem Bestandsverzeichnis müssen 

alle Zu- und Abgänge sowie die Abschreibungen ordnungsmäßig und zeitnah erfasst 

sein. Am Inventurstichtag kann der buchmäßige Endbestand anhand des Bestandsver-

zeichnisses ermittelt und in die Inventarlisten vorgetragen werden. Spätestens nach 3 

Jahren ist eine körperliche Bestandsaufnahme durchzuführen, um die Ergebnisse der 

Buchinventur zu bestätigen. 

Dies gilt auch für die Eröffnungsbilanz und die aus Anlagenachweisen (§ 38 GemHVO 

kameral) übernommenen Vermögensgegenstände. 
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5. Bewertung 

Die Wertermittlung wird von der Inventurleitung in Zusammenarbeit mit den jeweiligen 

Organisationseinheiten durchgeführt. Grundsätzlich sind bei der Erstbewertung die fort-

geführten Anschaffungs- und Herstellkosten anzusetzen. Sind diese nicht oder nur mit 

einem unverhältnismäßigen Aufwand zu ermitteln, so können vorsichtig geschätzte, auf 

den (geschätzten) Anschaffungs- oder Herstellungszeitpunkt rückindizierte Vergleichs- 

bzw. Wiederbeschaffungszeitwerte verwendet werden. Sollte das Anschaffungsdatum 

bei einem Ersatzwert nicht mehr ermittelbar sein, so wird der Vermögensgegenstand zu 

zwei Dritteln abgeschrieben und somit ein fiktives Anschaffungsdatum geschaffen. 

Um den gesetzlichen Bestimmungen gerecht zu werden, werden die Rechnungen der 

Gemeinde (inkl. der während der Inventurphase angeschafften Gegenstände) kopiert 

und zur Bewertung verwendet. Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit werden alle Gegen-

stände, für die keine Rechnungen vorhanden sind, mit einem vorsichtig angesetzten Er-

satzwert bewertet. 

5.1 Bewertungsvorgehen 

Zunächst wird die fertige Datenbank, welche die Inventurdaten enthält, in A-Liste umbe-

nannt. Diese Liste spiegelt die manuell, während der Inventur, entstandenen Zähllisten 

digital wieder. 

Im nächsten Schritt werden alle aufgefundenen, zusammengestellten Rechnungen in 

eine separate Datenbank eingegeben. Mit Hilfe dieser Datenbank werden die Echtkos-

ten und das Anschaffungsdatum der Vermögensgegenstände in die A-Liste eingetragen 

(anhand eines Datenverweises). Einige der Echtkosten wurden aus anderen Verzeich-

nissen, welche bei der Gemeinde Hohentengen a.H. in physischer bzw. digitaler Form 

vorhanden sind (z.B. die Übersicht des Fuhrparks, Anlagenachweis der Gemeinde Ho-

hentengen a.H.) eingegeben. 

Vermögensgegenstände, welche durch die Angaben bei der Erfassung schon klar als 

abgeschrieben identifiziert werden können, werden mit einem Erinnerungswert von 0,00 

€ versehen. 

Sobald alle zuordenbaren Echtkosten und Erinnerungswerte eingetragen wurden, be-

ginnt die Ersatzbewertung. Ersatzbewertet werden alle Vermögensgegenstände, für die 

keine Rechnung auffindbar ist, sowie alle Vermögensgegenstände, die nicht klar vonei-

nander unterschieden werden können und so keine Zuordnung zu einer Rechnung  mög-

lich ist. Im Rahmen der Ersatzbewertung werden alle Gegenstände anhand einer Daten-

bank, welche die Durchschnittswerte für eine bestimmte Gruppe von Vermögensgegen-

ständen enthält, bewertet. Für die Gegenstände, welche nicht anhand der Datenbank 

bewertet werden können, wird durch Preisrecherche (z.B. Internet) oder den Preisen 

vergleichbarer Vermögensgegenstände ein Ersatzwert ermittelt. 
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Ist dies geschehen, wird die A-Liste gefiltert und alle Vermögensgegenstände unter ei-

nem Wert von 800 € bzw. 1000 € netto (exklusive der Erinnerungswerte von 0,00 €), 

sowie die Inventarnummern, bei denen die Inventaraufkleber zerstört wurden in eine B-

Liste aussortiert. Die nun aus der A-Liste entstandene Liste wird C-Liste genannt und 

beinhaltet die endgültige Bewertung. Auf Basis der C-Liste wird darauf die Migrations-

datei für die Anlagenbuchhaltung entwickelt. 

5.2  Sonderposten 

Der Vermögensgegenstand wird in Höhe der Anschaffungskosten (ohne Abzug des Zu-

schusses) aktiviert. Zusätzlich wird auf der Passivseite in Höhe des Zuschusses ein Son-

derposten gebildet. Der Sonderposten wird entsprechend dem Abschreibungszeitraum 

und dem Abschreibungssatz des zugeordneten Vermögensgegenstands sukzessive 

aufgelöst. Die durch die Auflösung des Sonderpostens entstehenden Erträge werden in 

der Ergebnisrechnung aufgeführt, sie stehen den Aufwendungen aus Abschreibungen 

gegenüber. 

Die Aktivierung des Vermögensgegenstandes erfolgt bei Betriebsbereitschaft. 
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6. Aufbewahrung der Unterlagen 

(vgl. § 39 der GemHVO) 

Die Bücher und Belege sind sicher aufzubewahren. Die mengen- und wertmäßige Er-

fassung ist vor Veränderung und Verlust zu schützen. Die Aufbewahrung unterliegt den 

anordnenden Stellen. 

Bücher, Inventare und alle in Ausführung dieser Inventurrichtlinien erforderlichen Unter-

lagen, die die Erfassung und die Bewertung des Vermögens und der Schulden wieder-

geben, sind zehn Jahre aufzubewahren. Die Aufbewahrungsfrist für Belege beträgt 6 

Jahre. Gutschriften, Lastschriften und Kontoauszüge der Kreditinstitute sind wie Belege 

aufzubewahren. Belege sind dann zehn Jahre aufzubewahren, wenn sich Zahlungs-

grund, Zahlungspflichtige oder Empfangsberechtigte nicht aus den Büchern ergeben.  

Der Jahresabschluss ist in ausgedruckter Form dauernd aufzubewahren. Wir empfehlen 

die Unterlagen der Erstbewertung analog zum Jahresabschluss dauerhaft aufzubewah-

ren. 
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7. Anlagen 

 

• Zählliste (Muster) 

 

• Zeit-, Sach- und Personalplan (Einsatzübersicht) 
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Standort ( Raum ):

Abteilung:

Inventar-

nummer
Serien-Nr. / alte Inventarnummer

Menge /

Zählein-

heit

1 €

1 3 4
2016-

2015

2014-

2012

vor 

2012
6

Name

Unterschrift/Datum

Aufschreiber Aufnahmeleiter

Späteste Rückgabe der Zählliste an die Aufnahmeleitung: 

Bemerkungen (Altersangabe / Hersteller / Typ / 

Zustand / etc.)

5

Zählliste: Inventur Gemeinde Hohentengen 2016

Inventar-Bezeichnung / Modell

2

Objekt / Gebäude:

Ort (Strasse, Hausnummer):

Zähllistennummer:

FALLS BEKANNT:                                              

Anschaffung in

Ansager
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Zeitplan zur körperlichen Inventur in der Woche vom 18.07.2016-22.07.2016 
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Realisierung von Forderungsansprüchen in der Gemeinde 

Hohentengen a.H. 

 

Verbindliche Anweisung als Ergänzung zur Dienstanweisung Kasse 

 

I. Allgemeines 

 

Im Rahmen der Umstellung auf das Neue Kommunale Haushaltsrecht (NKHR) sowie die 

Erstellung der Eröffnungsbilanz zum Bilanzstichtag 01.01.2020 sind die Vorgaben zur 

Aufgabenerfüllung nach § 3 Abs. 2 Dienstanweisung Gemeindekasse -in ihrer jeweils 

gültigen Fassung- näher auszuführen. 

Gemäß § 3 Abs. 2 Dienstanweisung Gemeindekasse obliegt der Gemeindekasse, in Person 

des Kassenverwalters bzw. des stellv. Kassenverwalters, 

1. Die Mahnung, Beitreibung und Einleitung von Zwangsvollstreckung (zwangsweise 

Einziehung) der Geldforderungen, wobei die Gemeindekasse bei der Betreibung 

öffentlich-rechtlicher Geldforderungen die Befugnisse der Vollstreckungsbehörde 

wahrnimmt. 

 

2. Die Festsetzung, Stundung, Niederschlagung und der Erlass von Mahngebühren, 

Vollstreckungskosten und Nebenforderungen (Zinsen und Säumniszuschläge). 

 

3. Die Stundung von Hauptforderungen bis zu einem Betrag von 500,00 €, längstens für 

die Dauer von sechs Monaten. 

 

II. Umgang mit Forderungen 

 

Führen oben beschriebene Maßnahmen innerhalb eines Kalenderjahres nicht zu einer 

vollständigen Realisierung der offenen Posten, ist die Werthaltigkeit der Forderungen zu 

beurteilen. 

Bei einer ordnungsgemäßen wirklichkeitsgetreuen Bewertung dürfen Forderungen nur in der 

Höhe ausgewiesen werden, in der nach realistischer Betrachtung der Gesamtumstände mit 

einem Zahlungseingang gerechnet werden kann. 

Es werden hierbei drei Arten von Forderungen unterschieden: 

a.) Uneinbringliche Forderungen 

Ansprüche sind uneinbringlich, sobald endgültig feststeht, dass sie nicht mehr durchgesetzt 

werden können. In diesen Fällen ist die getroffene Verwaltungsentscheidung durch 

Verfügung einer unbefristeten Niederschlagung oder eines Erlasses als entsprechende 

Buchungsanordnung (§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 GemKVO) umzusetzen. Dies ist 

Voraussetzung und Grundlage der Ausbuchung der Ansprüche aus dem Debitorenkonto. In 

Folge werden die betreffenden Ansprüche nicht mehr in der Bilanz des Jahresabschlusses 

ausgewiesen. 
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b.) Zweifelhafte Forderungen 

Der Schuldner befindet sich in Zahlungsschwierigkeiten. Es besteht jedoch Hoffnung, dass 

die ganze Forderung oder zumindest ein Teil davon bezahlt werden kann. Die Forderung ist 

befristet niederzuschlagen. Die befristete Niederschlagung ist eine verwaltungsinterne 

Maßnahme, die ebenfalls förmlich zu verfügen ist (§ 15 Abs. 2 GemKVO). Die befristete 

Niederschlagung lässt -aus rein rechtlicher Sicht-  die ursprünglich gebuchte Ertragsbuchung 

unberührt. Sie führt lediglich zu einer Berichtigung der Forderung. Diese erfolgt über eine 

Forderungsabschreibung über ein entsprechendes Aufwandkonto gegen ein 

Wertberichtigungskonto. 

Die verwendete Buchhaltungssoftware ‚SAP SMART‘ bucht an dieser Stelle die befristete 

Niederschlagung analog zur unbefristeten, bedeutet der Posten wird komplett ausgebucht, 

die Forderung erlischt. Die Ausbuchung bucht einen Aufwand gegen das ursprüngliche 

Abstimmkonto. Um der rechtlichen Anforderung gerecht zu werden, muss in diesen Fällen 

eine manuelle Korrektur der Bilanz erfolgen. 

 

Die befristet niedergeschlagenen Forderungen können summarisch am Jahresende in die 

Bilanz eingebucht werden.  

Zum 01.01. des Folgejahres hat eine entsprechende Umkehrbuchung stattzufinden. 

 

c.) Einwandfreie Forderungen 

Hier sind keine weiteren Schritte zu unternehmen. Grundsätzlich kann es auch bei 

einwandfreien Forderungen immer wieder zu teilweise Ausfällen kommen. Hier besteht die 

Möglichkeit einer pauschalen Abwertung (Pauschalwertberichtigung). 

Im Rahmen der Bilanzerstellung verzichtet die Gemeinde auf die Pauschalwertberichtigung. 

Die oben dargestellte Umgangsweise mit Forderungen stellt sicher, dass innerhalb eines 

Jahres nach Entstehen der Forderung eine Entscheidung zur weiteren Vorgehensweise 

getroffen wurde, sofern eine Realisierung nicht möglich ist. Ausfälle auf einwandfreie 

Forderungen sind aus der Vergangenheit nicht bekannt, so dass derzeit an dieser Stelle kein 

Handlungsbedarf gesehen wird. 

 

 

III. Begriffserläuterungen 

 
 

a.) Niederschlagung 

Die Niederschlagung ist eine verwaltungsinterne Maßnahme, durch die die Weiterverfolgung 

eines fälligen Anspruchs befristet oder unbefristet zurückgestellt wird, ohne dass auf den 

Anspruch selbst verzichtet wird. 

Gemäß § 261 Abgabenordnung (AO) dürfen Ansprüche dann niedergeschlagen werden, 

wenn zu erwarten ist, dass die Erhebung keinen Erfolg haben wird oder die Kosten der 

Erhebung außer Verhältnis zu dem zu erhebenden Betrag stehen werden. 
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Eine befristete Niederschlagung kommt dann in Betracht, wenn die Forderung nicht 

innerhalb eines Kalenderjahres vollständig getilgt werden kann. 

Das Fristende von Niederschlagungen stellt gleichsam einen Wiedervorlagetermin dar, zu 

dem die Erfolgsaussichten der Vollstreckung niedergeschlagener Ansprüche erneut bewertet 

werden  müssen. Ggf. sind verjährungshemmende Maßnahmen durchzuführen. 

Die unbefristete Niederschlagung kommt lediglich in folgenden Fällen in Betracht: 

- Die Kosten stehen außer Verhältnis zur Höhe des Anspruchs 

- Es handelt sich ausschließlich um Mahngebühren und Säumniszuschläge 

- Tod des Schuldners/der Schuldnerin 

- Laufendes Insolvenzverfahren des Schuldners/der Schuldnerin 

- Die Forderung ist aus anderen Gründen uneinbringbar 

Andere Gründe können sein: 

- Der Schuldner/die Schuldnerin ist unbekannt verzogen 

- Der Schuldner/die Schuldnerin ist im Ausland wohnhaft 

- Es wurde festgestellt, dass kein pfändbares Einkommen vorhanden ist 

- Mehrfach erfolglose Zwangsvollstreckung 

 

b.) Erlass 

Nach § 227 AO dürfen Ansprüche nur ganz oder teilweise erlassen werden, wenn deren 

Einziehung nach Lage des Einzelfalls unbillig wäre. 

Der Erlass ist im Gegensatz zur Niederschlagung ein antragsgebundener Verwaltungsakt, 

der mit seiner Rechtskraft den endgültigen Anspruchsverzicht bescheidet. 

 

c.) Ratenzahlung 

Auf Antrag des Schuldners sind Ratenzahlungsvereinbarungen möglich. Grundsätzlich sollte 

die Höhe der Rate sowie die Laufzeit so gewählt werden, dass die Forderung innerhalb eines 

Kalenderjahres vollständig getilgt werden kann. 

Sollte dies im Einzelfall nicht möglich sein, ist die Forderung im Rahmen des 

Jahresabschluss entsprechend zu bewerten. Der im Kalenderjahr nicht einbringliche Teil ist 

durch  Einzelwert-berichtigung zu korrigieren. 

 

d.) Stundung 

Auf Antrag des Schuldners sind Stundungen möglich. Es handelt sich um eine Ermessens-

entscheidung. Sofern die Einziehung der Forderung bei Fälligkeit für den Schuldner eine 

erhebliche Härte bedeuten würde und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet 

erscheint, kann dem Antrag stattgegeben werden.  

Analog zur Ratenzahlungsvereinbarung sollte auch in diesen Fällen die Realisierung der 

Forderung innerhalb des Kalenderjahres erfolgen. Andernfalls ist zum Jahresabschluss die 

Werthaltigkeit zu prüfen und ggf. eine Einzelwertberichtigung vorzunehmen. Für den 

vereinbarten Stundungszeitraum sind Zinsen zu berechnen und festzusetzen. 
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IV. Zuständigkeiten 

Grundlage für die Bestimmung der Zuständigkeiten sind die ‚Dienstanweisung Kasse‘ , die 

‚Hauptsatzung der Gemeinde Hohentengen a.H.‘ (jeweils in ihrer gültigen Fassung) sowie 

nachfolgende Aufzählung: 

 

a.) Die Gemeindekasse ist zuständig für 

 

- die Mahnung, Beitreibung und Einleitung von Zwangsvollstreckung (zwangsweise 

Einziehung) der Geldforderungen, wobei die Gemeindekasse bei der Betreibung 

öffentlich-rechtlicher Geldforderungen die Befugnisse der Vollstreckungsbehörde 

wahrnimmt. 

 

- die Festsetzung, Stundung, Niederschlagung und der Erlass von Mahngebühren, 

Vollstreckungskosten und Nebenforderungen (Zinsen und Säumniszuschläge). 

 

- die Stundung von Hauptforderungen bis zu einem Betrag von 500,00 €, längstens für 

die Dauer von sechs Monaten. 

 

- Ratenzahlungsvereinbarungen von Hauptforderungen in unbegrenzter Höhe, sofern 

die Tilgung der Gesamtforderung innerhalb von 12 Monaten erfolgt.  

 

- Vorbereitung von befristeten und unbefristeten Niederschlagungen in Absprache mit 

der Amtsleitung 

 

 

b.) Der Bürgermeister ist zuständig für 

 

- die Stundung von Forderungen im Einzelfall bis zu 3 Monate in unbeschränkter Höhe. 

 

- die Stundung von Forderung im Einzelfall über 3 Monate bis zu 6 Monate bis zu 

einem Betrag von 6.000,00 €. 

 

- Ratenzahlungsvereinbarungen mit einer Laufzeit von mehr als 12 Monaten. 

 

- den Verzicht auf Ansprüche der Gemeinde und die unbefristete Niederschlagung 

solcher Ansprüche, die Führung von Rechtsstreiten und den Abschluss von 

Vergleichen, wenn der Verzicht oder die unbefristete Niederschlagung, der Streitwert 

oder bei Vergleichen das Zugeständnis der Gemeinde im Einzelfall nicht mehr als 

500,00 € beträgt. 

 

 

c.)  Der Gemeinderat ist zuständig für 

 

- alle übrigen Sachverhalte. Die Aufzählung unter a.) und b.) ist abschließend. 

 


